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Eingebracht wurden 

Bericht 

über die vorgesehenen Maßnahmen zur Durch­
führung der Vorbereitung des neuen Straf­
gesetzbuches im Bereich der vorbeugenden 
Maßnahmen lll1d des Strafvollzuges einschließ­
lich der Bewährungshilfe, BM f. Justiz 
(III-95) (S. 6820) 

Anfragen der Abgeordneten 

M el ter, Dr. Stix und Genossen an den Bundes­
minister für Finanzen betreffend Mensa der 
Universität Innsbruck - Nachforderungen 
an Umsatzsteuer (1298/J) 

Dr. B a uer, Supp an lll1d Genossen an den 
Bundesminister für Landesverteidigung be­
treffend UNO-Kontingent aufCypern (1299/J) 

Dr. Kaufmann, Dr. P elik an lll1d Genossen 
an den Bundesminister für Unterricht und 
Kunst betreffend Subvention für die Inszenie­
rung "Der Hofmeister" (1300/J) 

Reg e ns b ur ger, Ofenböc k  und Genossen 
an den Bundesminister für Unterricht und 
Kunst betreffend Jforderungen der katholi­
schen Lehrerschaft Osterreichs (1301/J) 

Hahn, Dr. Bauer, Dr. F i e d l e r  und Genossen 
an den Bundesminister für Bauten und Technik 
hetreffend Veröffentlichung von Studien über­
die Auswirkung der geplanten Bundesstraßen­
projekte "Wiental" (B 1) und "Donaukanal­
schnellstraße" (S 2) (1302/J) 

S uppan, Dr. Ermacora und Genossen an den. 
Bundesminister für Irmeres betreffend Über­
wachung von Objekten durch Sicherheits­
organe (1303/J) 

Dipl.-Ing. Hanreich und Genossen an den. 
Bundesminister für Bauten und Technik. 
hetreffend Fehlplanung des Talüberganges. 
Lunz am See (1304jJ) 

DipI. -Vw. J o s seck, Pet e r  lll1d Genossen an. 
den Bundesminister für Bauten und Tech­
nik betreffend die Errichtung einer 110 KV­
Leitlll1g von St6eg nach Bad Aussee (1305/J) 

Dr. Stix, M elter und Genossen an die Frau 
Bundesminister für Wissenschaft unq. For­
schung betreffend Verzögerung des AuSbaues­
der Universität Innsbruck (1306/J) 

DDr. König, Dr. Blank und Genossen an die 
Frau Bundesminister für Wissenschaft und. 
Forschung betreffend Untersuchung des Auf­
sichtsrates der SGAE gegen einen der Ge­
schäftsführer (1307/J) 

Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

V o r  s i  t z e n  d e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Dr. 'Maleta, Dritter Präsident Probst. 

Präsident Dr. M.deta: Die Sitzung ist e r­
ö f f n e t. 

Fragestunde 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zur 
Fragestunde. 

Ich beginne jetzt - um 9 Uhr 2 Minuten­
mit dem Aufruf der Anfragen. 

Bundesministerium für Bauten und Temnik 

Präsident Dr. Maleta: 1. Anfrage: Abgeord­
neter Thalhammer (SPrJ) an den Bundesmini­
ster für Bauten und Technik. 

1012/M 

Ist der Architektenwettbewerb für den Ausbau 
der Bundeserziehungsanstalt Schloß Traunsee in 

Bundeserziehungsanstalt AItmünster, Schloß. 
Traunsee, auszuarbeiten. Ich rechne damit, 
daß die Unterlagen in Kürze meinem Mirii­
sterium vorgelegt werden, sodaß die Ver­
öffentlichung der Ausschreibung voraussicht­
lich im Sommer dieses Jahres wird erfolgen 
können. 

Präsident Dr. Maleta: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Thalhammer: Herr Bundes­
ministerl Sind Sie in der Lage mitzuteilen, ob 
die Ausschreibung und die .Vorbereitung der 
Ausschreibung auf Grund des seinerzeit er­
arbeiteten Raum- und Funktionsprogramms. 
der Schule gemacht wird? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Ich kann es Ihnen . 
nicht im Detail sagen, aber die Unterlagen 
stützen sich natürlich auf ein erarbeitetes 
Raum- und Funktionsprogramm. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage .. 
Auftrag gegeben? Abgeordneter Thalhammer: Herr Minister! 

Präsident Dr. Maleta: Bitte , Herr Minister. Der Ausbau dieser Schule wurde seinerzeit 
vom Unterrichtsministerium dn die besondere. 
Dringlichkeitsstufe aufgenommen. Die Situa­
tion ist jetzt so, daß von drei Bewerbern zwei 
abgewiesen werden müssen, also nur jeder 
dritte in die Schule aufgenommen wird. Wird. 
die Kenntnis dieser Situation, sehr geehrter 
Herr Minister, dazu beitragen, daß auch vom 
Bundesministerium für Bauten und Technik. 

Bundesminister für Bauten und Tedmik 
Moser: Her� Abgeordneter! Das Amt der ober­
österreichischen Landesregierung wurde mit 
Erlaß vom 8. März des heurigen Jahres ange­
wiesen, die Unterlagen für die Ausschreibung 
eines allgemeinen österreichischen baukünst­
lerischen Wettbewerbes für die Neubauten der 
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Thalhammer 

alles unternommen wird, um sowohl die Aus­
schreibung, aber auch später dann die Inan­
griffnahme der Arbeiten zu beschleunigen? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Mir ist die Raumnot an dieser Schule durchaus 
bekannt. Die Dringlichkeitsreihung der Bau­
vorhaben wird nicht vom Bautenministerium, 
sondern vom Unterrichtsministerium vorge­
nommen. Das Unterrichtsministerium kennt 
die triste Situation, und .ich kann Ihnen sagen, 
daß· seitens des Bautenministeriums alles 
unternommen wird, um so rasch wie möglich 
die Erarbeitung der Pläne voranzutreiben und 
die Ausschreibungen so schnell wie möglich 
auch durchzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Verkehr 

Präsident Dr. Maleta: 2. Anfrage: Abgeord­
neter Steiner (OVP) an den Herrn Bundes­
minister für Verkehr. 

1014/M 

Weldle Pläne bestehen seitens Ihres Mini­
steriums hinsidltlidl des Ausbaues beziehungs­
weise der Verlegung des Flughafens Salzburg­
Maxglan? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr Frühbauer: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneterl Da nach der 
Gesetzeslage meinem Ministerium keine Pla­
nungsaufgaben für Flughäfen zustehen, liegen 
Pläne im Ministerium zum Ausbau nicht vor. 
Es ist aber ein Antrag aus dem Jahre 1966 
seitens der Flughafenbetriebsgesellschaft um 
Bewilligung einer Pistenverlängerung anhän­
gig. Von meinem Amtsvorgänger wurde 
seinerzeit ein Bescheid und eine Bewilligung 
erlassen, die vom Verwaltungsgerichtshof aus 
formalen Gründen aufgehoben worden ist. 
InzwisChen ist zusätzlich ein lärm-medizini­
sches Gutachten eingeholt worden, und das 
Ermittlungsverfahren wird nunmehr fortge­
setzt. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Steiner: Herr Bundesministerl 
Ich habe diese Anfrage deswegen gesteIlt, 
weil der Herr Finanzminister, Ihr Minister­
kollege, im Finanzausschuß anläßlich der Be­
ratung über das Haftungsübernahmegesetz 
bezüglich des Flughafens Schwechat auf eine 
Anfrage unserer Fraktion, wie es mit den 
westlichen Flughäfen Osterreichs sei, zum 
Ausdruck brachte, daß etwa Salzburg und 
Hörsching keine Zukunft mehr besitzen und 
er persönlich der Auffassung sei, daß hier ein 
zentraler, international völlig funktionsfähiger 

Flughafen zwischen Salzburg und Linz ent­
stehen solle. Da der Finanzminister diesbe­
züglich sicherlich eine sehr kompetente Per­
sönlichkeit ist, habe ich mir erlaubt, zu fragen, 
ob diese Auffassung auch Ihre Auffassung 
beziehungsweise die der Bundesregierung ist. 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Die Osterreichi­
sche Raumordnungskonferenz hat Unter­
suchungen angestellt, inwieweit eine Mög­
lichkeit bestünde, an Stelle der Flughäfen 
Salzburg und Linz-Hörsching einen Zentral­
flughafen für diese beiden Landeshauptstädte 
zu schaffen. Das Ergebnis der Expertenge­
spräche auf dieser Ebene war, daß es keinen 
geeigneten Standort für einen solchen Flug­
hafen gibt .. Einem. solchen Plan steht auch 
noch entgegen, daß die Landesregierung in 
Oberösterreich der Meinung war, daß Hör­
sching weiter ausgebaut werden und als Flug­
hafen bleiben soll. Soweit ich informiert bin, 
beabsichtigt auch die Landesregierung von 

Salzburg, den Auftrag zu erteilen, einen Stand­
ort innerhalb Salzburgs zu finden. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Steiner: Damit, Herr Bundes­
minister, haben Sie hier eigentlich die Auf­
fassung des Herrn Finanzministers bestätigt. 
Nachdem Sie sich aber als nicht zuständig 
erklären, darf ich doch fragen, ob Sie mit 
dafür Sorge tragen werden, daß der be­
stehende Flughafen Salzburg mit einer Pisten­
verlängerung wenigstens auf das internatio­
nale Niveau ausgebaut wird. 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Die zuständigen 
Beamten meines Ministeriums bemühen sich, 
die Voraussetzungen zu schaffen, daß der Aus­
bau, der gemäß dem Antrag der Flughafen­
betriebsg'esellschaft erfolgen soll, auch recht­
lich möglich wird und ehebaldigst diese inter� 
nationalen Maße für den bedeutsamen Flug­
hafen in Salz burg erreicht werden; 

Präsident Dr. Maleta: 3. Anfrage: Abgeord­
neter Dr. Schmidt (FPO) an den Herrn Ver­
kehrsminister. 

l0201M 

Angesidlts der Bedenken, die in letzter Zeit 
gegen die Erridltung einer Nord-Süd-Piste des 
Flughafens Smwed:tat laut geworden sind, frage 
idl Sie, Herr Bundesminister, ob audl Alter­
nativprojekte geprüft wurden. 

PräsidentDr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneterl Wie ich zur vorausgehen­
den Frage schon ausgeführt habe, ist nach der 
Gesetzeslage, sowohl nach der Bundesver-
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Bundesminister Frühbauer 

fassung wie auch nach dem Luftfahrtgesetz,. 
eine Kompetenz zur Planung von Flughäfen 
in meinem Ressort nicht gegeben. Wir sind 
lediglim Flughafenbewilligungs- und Auf­
sichtsbehörde. 

Im Zuge des Bewilligungsverfahr'ens für 
den Antrag,. der 1964 von der Flughafen Wien 
Betriebsgesellsmaft eingebracht worden ist, 
wurde selbstverständlim eine Reihe von Vari­
anten, die innerhalb des Antrages geJ.egen 
sind, geprüft. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Sdlmidt: Sehr geehrter 
Herr Bundesministerl , Dennoch, glaube ich, 
sind Sie die ganzen Jahre hindurm mit den 
planenden Stellen sehr in Kontakt gewesen. 
Angesimts der' Tatsame, daß die geplant-e 
Einflugsmneise nam Wien-Schwechat über ein 
Gebiet geht, das zum hochwertigen Stadtent­
wicklungsgebiet der Bundeshauptstadt gehört, 
und sich außerdem auch noch über ein Er­
holungsgebiet - die geplante Donauinsel und 
die Lobau - erstrecken wird, möchte ich Sie 
fragen, ob Sie darüber in Kenntnis sind, ob 
namteilige Auswirkungen für dieses Gebiet 
zur Begutamtung standen und was diese Be­
gutachtungen ergeben haben. 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Ich möchte fragen: Sind Projekte in Aus­
arbeitung oder in Planung, die die Anlage 
eines neuen Flughafens etwa nördlich von 
Wien in der Gegend von Stockerau zum 
Inhalt haben? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Im habe smon 
ausgeführt, daß es nimt meine Aufgabe ist 
und ,daß im auch nimt zuständig bin, Planun­
gen für neue Flughäfen durchzuführen, son­
dern daß

' 
ich lediglim über Anträge zu be­

finden habe. Eine solche Uberlegung müßte 
also von der Flughafen Wien Betriebsgesell­
schaft ausgehen oder einem anderen Inter­
essenten, der als Flugplatzhalter auftreten 
will. 

Im übrigen darf ich darauf aufmerksam 
machen, daß es heute fast unmöglich ist, einen 
neuen Standort für Flugplätze zu erreimen. 
Im habe auch schon Protestsmreiben aus dem 
Gebiet von Stocker au erhalten, die gerade 
deshalb, weil die Smreiber befürchten, es 
könnte dieses Gebiet in der jetzigen Diskus­
sion für einen neuen Flughafenstandort aus­
ersehen werden, zum Ausdruck bring-en, daß 
bereits Uberlegungen vorhanden sind, eine 
SdlUtzgemeinsmaft zu bilden und dagegen 
aufzutreten. 

Bundesminister Frühbauer: Im Rahmen des 
Präsident Dr. Maleta: 4. Anfrage: Abgeord-

Ermittlungsverfahrens wurden selbstverständ-
neter Glaser (OVP) an den Herrn Verkehrs-
minister. lich eine Reihe von Gutadlten eingeholt, und 

zwar sowohl durch Gutachter, die von der 
Flughafen Wien Betriebsgesellschaft bestellt 
wurden, als auch durch Gutamter, die vom 
Verkehrsministerium bestellt worden sind. 

Diese Gutamten haben ergeben, daß die 
Befürmtungen, die heute vorgebracht werden, 

.1&15/M 

Weld!e Maßnahmen werden Sie, Herr Mini­
ster, veranlassen, um den immer mehr um sich 
greifenden anonymen Telephonterror (Mord-, 
Bombendrohungen, Verleumdungen et cetera) 
zumindest einzudämmen? 

sowohl hinsichtlich einer Lärmbelästigung wie Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 
aum der Gefahr einer Verseumung von Was- Bundesminister Frühbauer: Sehr geehrter 
sersmutzgebieten in dem Ausmaß, wie es die' Herr Abgeordneterl Nam den Bestimmungen 
Gegner dieser Pistenbewilligung zum Aus- des Fernmeldegesetzes und der Fernspremord-

-druck. bringen, nich.t begründet sind. _ nung ist jeder Mißbraum von Teilnehmerein-
Das Ziel dieser zweitEm Piste ist, erstens den rimtungen, worunter auch Anrufe der genann­

Flughafen Wien-Schwechat den internationa- ten Art fallen, unzulässig, und die Post- und 
len Notwendigkeiten gemäß auszubauen und Telegraphenverwaltung ist berechtigt, einen 
zweitens das dichtbesiedelte Gebiet, das jetzt solmen Fernspremanschluß zu sperren bezie­
ständig überflogen werden muß, etwas zu hungsweise fristlos aufzulassen. 
entlasten. Eine Uberwamung kann nur erfolgen, wenn 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Sdlmidt: Herr Bundes­
minister! Die derzeitige jnterna�ionale Planung 
von Flughäfen ist nun auf jenem Stand, daß 
man bestrebt ist, Flughäfen so dnzulegen, daß 
womöglich Ballungsgebiete durch das Uber­
fliegen nicht oder sehr _ wenig berührt werden. 

Das ist l-eider aum bei der Anlage der neuen 
Piste in Sch.wechat nimt der Fall. 

es einen Antrag eines Fernspredlteilnehmers 
gibt, oder nur über geridltlichen Auftrag. 

__ Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Glaser: Herr Bundesminister! 
Die derzeitige Situation ist doch vielfarn so: 

Es gibt Zeitgenossen, die entweder ihren Spaß 
daran finden oder die vielleimt auch aus ver­
bremerismen Absimten heute einen Flug­
hafen, morgen einen Bahnhof oder eine Sdlule 
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Glaser 
oder ein Hotel anrufen und mitteilen, daß 
dort in Kürze eine Bombe explodieren wird. 

Daraufhin gibt es einen Großeinsatz aller ver­
fügbaren Sicherheitskräfte und so weiter, aber 
es ist nicht möglich, den Anrufer zu eruieren. 

Es gibt zwar - Sie haben das angeführt -
die Möglichkeit, daß ein Teilnehmer, der wie­
derholt auf diese Art und Weise bedroht oder 
zumindest belästigt wird, sein Telephon so 
schalten läßt, daß -eine Fangtaste eingebaut 
wird, aber die Praxis zeigt, wie gesagt, daß 
das fast nicht möglich ist. 

Meine konkrete Frage an Sie geht dahin: 
Sind Sie bereit, etwa einen Forschungsauftrag 
an die zuständigen technischen Lehrkanzeln zu 
geben, der vi-elleicht erreichen könnte, mit 
einfachen Methoden das Zusammenfallen von 
Fernsprechverbindungen zu verhindern? Ich 
glaube, ich habe mich klar genug ausgedrückt: 
unter "Verhindern des Zusammenfallens" 
meine ich, daß dIe Verbindungen in dem 
Augenblick, in dem ein Tej.lnehmer auflegt, 
auch weiterhin bestehen bleiben können. 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Die Problematik 
besteht, wie Sie richtig sagen, darin, daß es 
derzeit technisch nicht möglich ist, alle Fern­
sprechteiln-ehmer _. das sind immerhin üb,er 
1,200.000 in Osterreich- so auszurüsten, daß 
sie in der Lage sind, bei einem Anruf; der 
eine Drohung oder eine Mystifikation dar­
stellt, die Leitung zu blockieren, um dann auch 
feststellen zu können, woher der Anruf 
kommt. Zur Zeit ist wohl für die Polizei die 
Möglichkeit gegeben, durch die Einrichtung 
der Fangtaste den Anrufer feststellen zu kön­
nen. Es besteht diese Möglichkeit auCh für 
jene Teilnehmer, wo so etwas öfter vorkommt. 

Ich weiß nicht, ob technisCh überhaupt in 
Aussicht genommen werden kann, eine Ein­
richtung zu finden, die es jedem Fernsprech­
teilnehmer in Osterreich ermöglicht, von sich 
aus ein Festhalten eines anderen Fernsprech­
teilnehmers zu erreichen. Ich bin aber gerne 
bereit, der Post- und Telegraphenverwaltung 
die Weisung zu erteilen, eine diesbezügliche 
Rücksprache mit den Firmen durchzuführen, 

. ob es eine solche teChnische Möglimkeit geben 
könnte. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Glaser: Herr Bundesminister I 
Wir wissen wohl alle zusammen nicht, welche 
technisChen Entwicklungen noch möglich sind 

.und welch-e nimt möglich sind. . 

Ich wiederhole nur konkret meine Fr:age: 
Ist es nimt möglim, auch einen Forschungs­
auftrag in dieser Rimtung ergehen zu lassen? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Ich werde mit 
der hiefür zuständigen Frau Bundesminister 
für Wissenschaft und Forschung Rücksprache 
pflegen. 

Präsident Dr. Maleta: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident Dr. Maleta: 5. Anfrage: Abgeord­
neter Pay (SPO) an den Herrn Bundesminister 
für Landesverteidigung. 

1025/M 

Sind Pressemeldungen richtig, wonach Uber­
legungen angestellt werden, für bestimmte Auf­
gaben im Bundesheer weibliche Bedienstete ein­
zusetzen? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für . Landesverteidigung 
Lütgendorf: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 
Es wird derzeit in mein-em Ressort die Frage 
geprüft, inwieweit gewisse Dienste, die nicht 
notwendigerweise von Soldaten durchgeführt 
werden müssen, von weiblichen Bediensteten 
wahrgenommen werden könnten. Im wesent­
lichen ist dar an gedacht, diese Bediensteten 
im Rahmen des Kanzleidienstes, des Sanitäts­
dienstes, der Datenver:arbeitung, des Fern­
meldebetriebes, des Wirtschaftsdienstes oder 
ähnlicher . Aufgaben einzusetzen, wobei die 
Verwendung sowohl in einem Vertragsbedien­
stetenverhältnis als auch in einem öffentlich­
rechtlichen Dienstverhältnis möglich wäre. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Pay: Herr Bundesminister! Es 
ist also auf keinen Fall daran gedacht, daß es 
zu einer zwangsweisen Verwendung von 
weiblichem Personal im Bundesheer kommen 
kann. 

Ich darf Sie, Herr Bundesminister, nun fra­
gen, da es bereits weibliche Bedienstete gibt: 
Wie waren die Auswirkungen bei der Ver­
wendung von weiblichen Bediensteten im Bun­
desheer? Hat das bereits zu einer Entlastung 
des Kaderpersonals geführt? Ich denke vor 
allem an den Bereim der territorialen Vertei­
digung und an den Kanzleidienst . 

PräsidentDr. Maleta: Herr Minister . 

Bundesminister Lütgendorf: Die weiblichen 
Bediensteten im Rahmen des Bundesheeres 
und der Heeresverwaltung erfüllen ihre Auf­
gaben zur größten Zufriedenheit. Das. war ja 
auch mit ein Grund zur Uberlegung, ob man 
diesen Aufgabenkreis nidlt nom auch auf an­
dere Gebiete erweitern könnte. Es besteht 
hier die Absicht, wie ich gesagt habe, eine 
gewisse Erweiterung vorzunehmen. 
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Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Pay: Herr Bundesminister! In 
den Heeren der westlichen Demokratien gibt 
es bereits im großen Ausmaß·weibliche Be­
dienstete. Ich denke hier an die neutrale 
Schweiz und an die Bundesrepublik. Gibt es 
bestimmte Erfahrungswerte über die Tätigkeit 
dieser Bediensteten in diesen Armeen? Ich 
denke also - ich sage das noch einmal - an 

·die Schweiz und an die deutsche Bundeswehr. 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Ich darf Ihnen, 
Herr Abgeordneter, sagen, daß in fast allen 
Armeen weibliche Bedienstete, teils in Uni­
form und teils ohne Uniform, beschäftigt wer­
den, und zwar auch in Staaten des Warschauer 
Paktes. 

Die Erfahrungen, die in den von Ihnen. an­
g·ezogenen Staaten Westeuropas gemacht wor­
den sind, sind ausgesproch.en gute. Es melden 
sich in diesen Staaten verhältnismäßig viele 
- vor allem junge - Mädchen zu derartigen 

Diensten (Abg. Dr. Bau e r: Viellei cht is t dann 
das Pr oblem der Landesver tei digung gelös t!), 
und zwar deshalb, weil sie eine gediegene 
Ausbildung bekommen, die sie dann später 
im zivilen Bereich nutzbringend verwerten 
können . . 

Präsident Dr. Maleta: 6. Anfrage: Abgeord­
neter Tödling (OVP) an den Herrn Verteidi­
gungsminister . 

1022/M 
Wie viele "Längerdienende" haben sich für die 

Bereitschaftstruppe auf Grund der Werbebro­
schüre "Wir brauchen Sie" schon gemeldet? 

Präsident Dr. Malela: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Informationsbrosch.üre 
"Wir br.auchen Sie" wird ab März 1973 an die 
Wehrpflichtigen anläßlich ihr-er Stellung ver­
teilt. Bisher haben bereits zirka 1300 Wehr­
pflichtige die der Informationsbroschüre bei­
geschlossene Antwortkarte eingesendet und 
damit ihr Interesse an der Bereitschaftstruppe 
bekundet. Wie viele hievon eine Meldung 
zum freiwillig verlängerten Grundwehrdienst 
beziehungsweise zum Grundwehrdienst in der 

Dauer von acht Monaten abgeben werden, läßt 
sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht 
abschließend beurteilen, weil diese Wehr­
pflichtigen den Grundwehrdienst noch nicht 
angetreten haben. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Tödling: Herr Bundesminister:1 
Noch gibt es nur eine "Postkarten-Bereit­
schaftstruppe" . Wie Sie richtig sagten, haben 
sich die Leute noch nicht entschlossen. 

Herr Bundesminister! Das, was in di€ser 
Broschüre gezeigt wird, weist erhebliche Män­
gel auf. Hierüber wurden Sie schon befragt, 
und einige Fragen sind noch unterwegs. Ich 
denke etwa an die Zwedanäßigkeit etwa des 
Baretts oder an die Qualität des Stoffes, der 
für die Anzüge verwendet wurde. Das nur am 
Rande. 

Herr Bundesminister! Nachdem diese Bro­
schüre k€in Impressum trägt, möchte ich doch 
fragen, wer denn dafür verantwortlich ist. 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Herr Abgeord­
neterl Zuerst möchte ich zurückweisen, daß wir 
nur eine "Postkarten-Bereitschaftstruppe" 
haben. Es handelt siro hier um einen ganz 
anderen Personenkreis, und zwar um junge 
Leute, die erst zum Grundwehrdienst heran­
stehen. 

Was Ihre Frage bezüglich des Impressums 
auf dieser reinen Werbebroschüre anlangt, so 
ist das, weil es sich um eine rein interne Pu­
blikation oder schriftliche Veröffentlichung 
handelt, nicht notwendig. Auch nach dem 
Pressegesetz ist ein Ministerium bei einer der­
artigen internen Aussendung nicht verpflich­
tet, daß es ein eigenes Impressum drucken 
läßt. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Tödling: Herr Bundesmini­
sterl Eine andere Frage. Sie haben für das 
Vorhandensei:Ii der Bereitschaftstruppe schon 
zwei Termine genannt: einmal den Juli 1972 
und einmal das Jahresende 1972. Ich möchte 
Sie fragen: Gibt es für das Jahr 1973 eine 
zeitliche Prophezeiung Ihrerseits über den 
Zeitpunkt, wann diese Bereitschaftstruppe ste­
hen wird? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneterl Ich glaube, daß wir manch­
mal aneinander vorbeireden. (Abg. T ö d 1 i n  g :  
Das is t nich t unbeding t meine Schuld, Herr 
Minis ter! - Heiterke it.) 

Als Bereitschaftstruppe kann ein Heeres­
körper oder können mehrere Heereskörper im 
gesamten Umfang angesprochen werden. Als 
Bereitschaftstruppe können auch. einzelne Ba­
taillone angesprochen werden. Ich glaube, daß 
gerade die Ubungen in den letzten Wochen 
wieder einmal gezeigt haben, daß diese Be­
reitschaftstruppe sehr deutliche Impulse gibt 
und auch tatsächlich eine Präsenz darstellt. 
(Abg. T Ö d 1 i n g: Schade, daß ich keine dritte 
Zusa tzfrage habe!) 
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Präsident Dr. Maleta: Die hätte ich nimt 
zugelassen, weil sdlon die zweite Zusatzfrage 
nidlt mehr im Zusammenhang mit der ersten 
war. Der Herr Minister hätte darauf gar nidlt 
antworten braumen. (Zwischenr ufe.) 

f. Anfrage: Abgeordneter ZeiUinger (FPO) 
an den Herrn Verteidigungsminister. 

1028/M 

Da die derzeit beim Bundesheer verwendeten 
Tarnanzüge schwere Mängel hinsichtlidJ. ihrer 
Imprägnierung aufweisen, frage idJ. Sie, Herr 
Bundesminister, bis wann mit der Beistellung 
von Tarnanzügen, die den tatsädllidJ.en Erforder­
nissen entsprechen, gered:inet werden kann. 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Der beim Bundesheer der­
z'eit verwendete Tarnanzug besteht aus einem 
Stoff, der gegen Feuchtigkeit imprägniert ist. 
Allerdings ist bei einer solchen Imprägnierung 
darauf zu amten, daß eine Atmungsaktivität 
des Stoffes erhalten bleibt. Imprägnierte Stoffe 
mit einer geringen Atmungsaktivität würden 
nämlich eine übermäßige Schweißbildung her­
vorrufen. Darüber hinaus darf nicht übersehen 
werden, daß alle imprägnierten Stoffe bei län­
gerer Verwendung gewissen Abnützungen 
unterliegen, die auch eine Verringerung der 
Imprägnierungswirkung zur Folge haben. Dies 
gilt insbesondere hinsichtlich der Knick- und 
Reibestellen des Tarnanzug'es, 

Abgesehen von diesen Umständen handelt 
es sich bei den Tarnanzügen um durdlaus 
brauchbare militärische Bekleidungsgegen­
stände. 

Im Bestreben, die Ausrüstung des Bundes­
heeres ständig zu verbessern, werden gegen­
wärtig Erprobungen mit neuartigen Im­
prägnierungsmitteln durdlgeführt. Uberdies 
erfolgt derzeit ein Truppenv,ersuch mit einem 
neuen Tarn- und Kampfanzug. Sollte die Er­
probung hinsichtlich des neuen Kampf- und 
Tarnanzuges zu positiven Ergebnissen führen, 
so ist eine sukzessive Neuausstattung des 
Bundesheeres mit diesen Tarn- und Kampf­
anzügen in Aussicht genommen. 

Bei dieser Gelegenheit darf ich darauf hin­
weisen, daß der Schutz der Soldaten des Bun­
desheeres gegen Reg,en in bekleidungs- und 
ausrüstungsmäßiger Hinsicht geWährleistet ist. 
Jeder Soldat verfügt über einen absolut wet­
t erfesten Regenumhang und daneben über 
eine Zeltplane, die als zusätzlicher Regen­
schutz verwendet werden kann. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Zeillinger: Ich erlaube mir, 
den Herrn Präsidenten darauf aufmerksam zu 

mamen, 
'
daß ich jetzt keine Zusatzfrage stellen 

müßte, weil die Antwort des Ministers auch 
nicht ganz im Zusammenhang mit meiner 
Frage steht. 

Ich habe nämlidl eine Terminfrage gestellt 
uJid nicht einen Vortrag von Ihnen, Herr 
Minister, über die Imprägnierung erwartet. 
Eine Terminfrage deswegen, weil Ihnen 
bekannt ist, Herr Minister, daß - ich möchte 
gleich sagen, ich bin kein Fadlmann, und ich 
stütze mich zum Teil auf Meldungen in sozia­
listischen Zeitungen -, die gegenwärtigen 
Tarnanzüge infrarot strahlen, 'sodaß - wie 
etwa diese Zeitung hier sagt - die Soldaten 
mit den Tarnanzügen wie "Gespenster im 
Namthemd" aussehen. Tatsächlich - davon 
habe ich mich persönlich überzeugt - ist es 
so: Wenn man Infrarotnachtsichtgeräte ein­
setzt, dann sieht man: Es sind diese Soldaten 
nicht getarnt, sondern enttarnt. 

Ich darf Sie angesichts dieses Umstandes 
-- da ich nicht zweifle, daß Ihnen das bekannt 
ist - fragen: Wann kriegen die Soldaten 
Tarnanzüge, mit denen sie getarnt sind und 
nicht enttarnt werden? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Herr Abgeord­
neter! Ich muß doch sagen, daß Ihre Anfrage 
nicht klar gestellt war. Sie drückt nämlich 
nicht aus, ob es sich um eine Imprägnierung 
gegen Feuchtigkeit, gegen Infrarotaufklärungs­
mittel, gegen Brand oder gegen Kampfstoff ge­
handelt hat. 

Zu Ihrer konkreten Frage darf ich Ihnen 
sagen, daß zum Zeitpunkt der Einführung die­
ses Tarnanzuges in erster Linie daran gedacht 
war, einmal durch eine entsprechende Farb­
gebung den Soldaten im Gelände möglichst 
unkenntlich zu madlen, und zweitens sollte 
dieser Tarnanzug auch einen gewissen Schutz 
gegen Feuchtigkeit bieten. Das war ,also der 
seinerzeitige Auftrag an die Industrie, gege­
ben vor vielleicht über 10 Jahren oder 12 Jah­
ren, einen derartigen Tarnanzug zu erzeugen. 

Derzeit - wie gesagt - laufen aber Ver­
suche, um gerade den Infraremissionswert des 
Tarnanzuges auszuschalten. Wir hoffen, daß 
es möglich sein wird, einen günstigen Remis­
sionswert zu erzielen, der auch in der Nacht 
bei Anleuchtung den Soldaten in diesem neuen 
Tarn- und Kampfanzug unkenntlich beläßt. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Zeillinger: Ich, weiß nimt, ob 
dem Herrn Präsidenten aufgefallen ist, daß wir 
auch aneinander vorbeireden, weil die Frage 
"Bis wann?" in der zweiten Zusatzfrage noch 
immer nicht beantwortet ist. Herr Minister! 

-
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Zeillinger 

Nam der . Geschäftsordnung ist es mir über­
lassen, was ich frage. Im habe nach der 
Imprägnierung gefragt, und Sie haben nur 
einen Teilbereich der Imprägnierung beant­
wortet. Es ist Ihre SaChe, wenn Sie unter 
Imprägnierung nur den Regenschutz verstehen 
und offenbar vergessen haben, daß andere 
Komponenten, wie etwa die Infrarotbestrah­
lung, ebenfalls zum Fachbereich der Imprä­
gnierung gehören. 

Im muß nach wie vor auf meine erste Frage 
zurückkommen. Es tut mir leid, es sind beide 
Zusatzfragen danebengegangen, Herr Präsi­
dent, weil die Frage "Bis wann?" noch immer 
nicht beantwortet ist. 

Herr Minister! All das, was Sie jetzt hier 
vorgetragen haben, ist nichts Neues. Sehr 
viele andere Armeen h51ben brauchbare Tarn­
anzüge, viele, die wir hier sitzen, haben sie 
auch schon getragen. Wir haben auch schon 
Zeltplanen gehabt, durCh die Wasser nicht 
durmgegangen ist, Tarnanzüge, die nicht infra­
rote Strahlen reflektiert haben. Und es ist 
seit Jahren bekannt, daß die gegenwärtigen 
Tarnanzüge nicht dem entspremen, was Sie 
selber jetzt als notwendig bez'eimnet haben. 

NoCh einmal also meine Frage: Da Sie seit 
Jahren . wissen - vorher smon als General 
und niCht jetzt erst als Minister -, daß die 
gegenwärtigen Tarnanzüge in verschiedenen 
Richtung,en niCht dem entspreChen, was man 
von einem Tarnanzug erwarten kann, da dar­
ü1;>er hinaus ja aus der Vergangenheit genü­
gend Stoffe bekannt sind - Herr Minister, 
Sie waren genauso im Krieg wie viele 
andere -, aus anderen Armeen, frage ich Sie 
noch einmal: Wann werden Sie Veranlassen 
- das war meine erste Frage �, daß das 
österreichische Bundesheer Tarnanzüge be­
kommt, die den Erwartungen an die Imprä­
gni,erung in jeder Hinsicht - also auch in 
bezug auf infrarote Strahlung oder auch Gift­
stoffe - entsprechen? "Wann" ist die Frage. 
"Wann" ist eine Zeitfrage. Herr Minister! Ich 
bitte Sie, die Zeitfrage zu beantworten. 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendori: In meiner 
Fragebeantwortung habe ich bereits erklärt, 
daß derzeit ein Truppenversuch mit einem 
neuen Tarnanzug läuft. Bekanntlich muß ein 
soldler Versuch auf die Dauer von etwa einem 
Jahr durchgeführt werden. Auf Ihre konkrete 
Frage eine konkrete Antwort: In einem Jahr 
kann ich Ihnen sagen (Abg. M e  I t e r: Sie 
fangen jetzt erst an?), ob dieser Truppenver­
such positiv oder negativ ausgefallen ist. 

Präsient Dr. Maleta: 8. Anfrage: Abgeord­
neter Schieder (SPU) an den Herrn Verteidi­
gungsminister . 

t026/M 
Wie weit sind die Vorbereitungen einer 

Novellierung der Allgemeinen Dienstvorsdlriften 
im Bundesheer gediehen? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter ! Auf Ihre Frage, wie weit 
die Vorbereitungen einer Novellierung der 
Allgemeinen Dienstvorschriften für das Bun­
desheer gediehen sind, darf ich Ihnen mittei­
len, daß die Arbeiten an dem diesbezüglidlen 
Entwurf vor dem Abschluß stehen. Ich hoffe, 
den Entwurf in Kürze an die interessierten 
Stellen zur Begutachtung versenden zu kön­
nen. Da iCh an einem baldigen Inkrafttreten 
interessiert bin, werde ich bemüht sein, die 
Novelle ehestmöglich der Bundesregierung 
vorzulegen Und in weiterer Folge die Zustim­
mung des HauptaussChusses des Nationalrates 
zu erwirken. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Schieder: Herr Bundesmini­
ster! Sie haben einmal das Verspremen abge­
geben, daß bei der Neufassung der ADV auch 
die Jugendorganisationen, die sehr viele 
Wünsche aus ihren Erfahrungen auf diesem 
Gebiet haben, befaßt werden. Werden Sie 
dieses Versprechen halten? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendori: Ich habe den 
Auftrag gegeben, daß der Entwurf zu der 
ADV-Novelle auCh dem OsterreiChischen Bun­
desjugendring zuzuleiten ist. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Schieder: Herr Bundesmini­
ster! Bis wann wird dann mit einer neuen 
ADV zu rechnen sein? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Ich hoffe, daß 
es mögliCh sein wird, daß wir mit Wirkung 
vom 1. Jänner 1974 diese novellierte ADV 
bereits in Kraft setzen können, vorausgesetzt, 
daß bis zu diesem Zeitpunkt der Hauptaus­
schuß diese Materie behandelt hat. 

Präsident Dr. Maleta: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft 

Präsident Dr. Maleta: 9. Anfrage: Abgeord­
neter Meißl (FPO) an den Herrn Bundesmini­
ster für Land- und Forstwirtschaft. 

1049/M 

Wird bereits an einer gänzliChen Neuregelung 
bezüglidl des Systems für .die Abgabe von ver­
billigtem Dieselöl für die Landwirtsdlaft gear­
beiteH 

-
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Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. kleinere FläChe zu bewirtsChaften haben, etwas 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
sChaft Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr Abgeordne­
ter MeißlI Sie wissen, daß in einem Gespräch 
im Bundeskanzleramt am 18. Mai zwischen 
dem Herrn Bundeskanzler und den Vertretern 
der Bauernverbände die Frag-e des gefärbten 
Dieselöles behandelt wurde. In diesem Sinne 
werden weiter Uberlegungen angestellt wer­
den. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Meißl: Herr Bundesminister! 
Es ist mir dies sehr wohl bekannt, da ich im 
Rahmen der Freiheitlichen Bauernschaft selbst 
Teilnehmer an diesen Gesprächen bin. Wenn 
ich es richtig aufgefaßt habe, wurde dort die 
Bereitschaft bekundet, die Frage vorweg kon­
kret zu prüfen, sodaß vielleicht doch im näch­
sten Jahr mit der Einführung oder der Mög­
lichkeit einer Abgabe eines gefärbten Diesel­
öles zu rechnen ,ist. 

Herr Bundesminister ! Darf ich Sie jetzt kon­
kret fragen: Treffen Sie Vorbereitungen in 
Ihrem Ressort, um die Voraussetzungen zu 
schaffen, damit die Abgabe des gefärbten 
Dieselöles möglich ist? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 
Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 

Abgeordneter! Ich bin für eine solche Vorbe­
reitung überhaupt nicht zuständig. Ich kann 
nur mitwirken und bei den derzeit anfallenden 
Uberlegungen meine guten Dienste anbieten. 

Präsident Dr. �aleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Meißl: Herr Bundesminister! 
Es mag eine Frage der Zuständigk,eit sein. Ich 
glaube aber, daß es im Rahmen Ihres Ressorts 
notwendig ist, daß Sie die entsprechenden An­
stöße geben. 

Herr Bundesminister! Bei diesen Gesprächen 
wurde auch darüber gesprochen, daß eine teil­
weise Abgeltung der Treibstofferhöhung 
"Dieselpreis für die Landwirtschaft" erfolgen 
soll. In dies'em Zusammenhang wurde auch 
von uns vorgebracht, daß man eine andere 
Bewertung vornehmen sollte, und zwar in dem 
Sinne, daß das Verhältnis Traktor zur land­
wirtschaftlichen Nutzfläche zugunsten der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche verbessert 
werden sollte. Werden Si'e eine solche An­
regung noch für das heurige Jahr berück­
sichtigen? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing.'
· 
Dr. Weihs: Herr 

Abgeordneter Meißl! Ich darf bemerken, daß 
gerade bei dem derzeitigen System auch die 
landwirtsChaftliche Nutzfläche sehr berück­
sichtigt ist und daß dabei di,ejenigen, die eine 

mehr bekommen als jene, die eine größere 
FläChe haben. 

Eine Neuregelung, wie Sie sie siCh vor­
stellen, würde eine Auszahlung der Treibstoff­
verbilligung für das Jahr 1 913 unmöglich 
machen. 

Präsident Dr. Maleta: Danke, Herr Minister. 

Der Abgeordnete Mitterer ist nicht im Saal, 
infolgedessen wird die 1 0.· Anfrage schriftlich 
beantwortet. 

Bundeskanzleramt 

Präsident Dr. Maleta: 1 1 . Anfrage: Abgeord­
neter lng. Gradinger (OVP) an den Herrn 
Bundeskanzler. 

956/M 

Entspredlen Pressemeldungen, denen zufolge 
Sie, Herr Bundeskanzler, bei Ihrem Besudl in 
Ungarn vor kurzer Zeit audl über Erleichterun­
gen hinsidltlidl der mensdlIidlen Beziehungen 
zwisdlen Osterreidl und Ungarn verhandelt 
haben, den Tatsadlen? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr. Bundes­
kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Es ist richtig, daß bei den Beratungen 
in Budapest auch Fragen behandelt wurden, 
die außerhalb der rein wirtschaftlichen und 
kulturellen Beziehungen lagen. Es gehört 
nämlich die Verbesserung der menschlichen 
Beziehungen ebenso zu dem G€samtkomplex 
der Beziehungen zwischen Ländern, wie das 
für die vorerwähnten Fragen gilt. 

Ein Beispiel dafür war das Ersuchen meiner­
seits, daß die damals zu erwartenden Zehn­
tausenden Schlachtenbummler anläßlich des 
Fußballmatches in Budapest mit einer raschen 
Abfertigung rechnen können. Das wurde zu­
gesagt und hat sich auch tatsächlich bewährt. 
Das ist ein Aspekt dieser Frage. 

Ein zweiter wäre vielleicht auch der, daß 
die Grenzübergänge erleichtert werden sollen, 
zumindest dadurch, daß neue Grenzübergangs­
stellen geschaffen werden. 

Ein drittes Beispiel dafür war das Ersuchen 
der Gemeinde Klingenbach, daß man auf 
ungarischer Seite Entgegenkommen bei der 
Zurverfügungstellung des berühmten Klingen­
bacher Meßbuches zeige. 

Präsident Dr. Ma1eta: Zusatzfrage. 
Abgeordneter lng. Gradinger: Betreffend zu­

sätzliche Grenzübergänge hätte ich noch eine 
zusätzllche Frage. 

Herr Bundeskanzler!' Wenn also zusätzliche 
Grenzübergänge geschaffen werden sollen, 
weiß man schon konkret, wo solche zusätz­
liche Grenzübergänge errichtet werden sollen? 

-
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Präsident Dr. Maleta: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich habe die 
Anregungen, die mir mitgegeben wurden, gel­
tend gemacht, zum Beispiel auch einen neuen 
Grenzübergang bei Schachendorf zu schaffen 
und außerdem die Grenzabfertigungsstelle 
Nickelsdorf zu verlegen. Das waren die zwei 
ganz konkreten Beispiele. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Ing. Gradinger: In der Bericht­
erstattung ist erwähnt worden, daß man zum 
damaligen Zeitpunkt und überhaupt von den 
Beziehungen Dsterreidls zu Ungarn von einer 
aufgelockerten Atmosphäre sprechen kann. 

War es in dieser Atmosphäre möglich, auch 
das Thema Fallenlassen des Visazwanges mit 
all den Unannehmlichkeiten, die damit ver­
bunden sind: lange Wartezeiten, zwei Licht­
bilder und so weiter, anzuschneiden, bezie­
hungsweise was haben die ungarischen Regie­
rungsstellen dazu für eine Stellungnahme ein­
genommen? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Es ist richtig, 
Herr Abgeordneter Ing. Gradinger, daß diese 
Fragen eine nicht unwesentliche Rolle in den 
Besprechungen mit dem Ministerpräsidenten 
Fock gespielt haben. 

Ich habe von österreichischer Seite angeregt, 
ähnlich wie wir es jetzt mit Polen haben, auf 
den Visazwang zu verzichten. Hier wurde von 
ungarischer Seite eingewendet, daß es sich 
hier nicht um eine formaljuristische Frage 
handle, sondern ganz einfach um das Problem, 
ob man dann in Ungarn in der Lage sein wird, 
diesen Massenzustrom an Touristen auch zu 
bewältigen. Es hätte wenig Sinn, so meinte der 
Ministerpräsident, wenn man weit aufmachen 
und sich dann zeigen würde, daß die Menschen, 
die dorthin zu Besuch kommen, enttäuscht 
wieder wegfahren. Er halte mehr von einer 
sukzessiven Erleichterung der VisaerteHung, 
und man könne sich am Schluß dieser Ent­
wicklung, wenn eine Synchronentwicklung des 
Tourismus in Ungarn damit Hand in Hand 
gehen werde, die volle Lösung dieser Frage, 
also die Beseitigung des Visazwanges, vor· 
stellen. 

Präsident Dr. Maleta: 12. Anfrage: Abg·eord­
neter Robert Weisz (SPO) an den Herrn Bun-
deskanzler. 

. 

1058/M 

Wie hat sich die Zahl der systemisierten Per­
sonenkraftwagen des Bundes seit 1970 entwik­
kelt? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Im Jahre 1970 gab es systemisierte 
Fahrzeuge in der Zahl von 571, 1911 516, 
1912 525 und 1913 451. Es bat sich also eine 
sukzessive Reduktion ergeben, wobei ich be­
merken muß, daß bei einer solchen Reduktion 
auch Bedacht darauf zu nehmen ist, daß nicht 
Chauffeure zum Beispiel überflüssig werden. 
Wir müssen ja daran denken, die Chauffeure, 
die da sind, zu beschäftigen. Es ist aber keine 
Frage, daß in dem Maße, in dem Chauffeure in 
Pension g-ehen, auch getrachtet wird, die zuge­
hörigen Dienstwagen einzusparen. 

Präsident Dr; Maleta: 13. Anfrage: Abge­
ordneter Dr. Sdimidt (FPO) an den Herrn 
Kanzler. 

10341M 

Wurde jene Inserataktion, mit der man 
- unter ausdrüdtlidler Bezugnahme auf die Hal­
tung der Bundesregierung - für die Errichtung 
des Zoologischen Institutes im Sternwartepark 
geworben hat, von der Bundesregierung veran­
laßt? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Diese Informa­
tion, die in keiner Weise für irgendeine 
Stellungnahme plädiert hat, erfolgte im Auf­
trag der Bundesregierung durch den Bundes­
minister für Wissenschaft und Forschung und 
den Bundeskanzler. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 
�bgeordneter Dr. Scbmidt: Herr Bundes­

kanzler ! Sie gestatten doch, daß ich anderer 
Meinung bin, wenn Sie sagen, daß diese 
Inseratenaktion in keiner Weise -eine Partei· 
nahme darstellt. In diesem Inserat wird erstens 
festgestellt, daß die Bundesregierung für die 
Errichtung des Zoologischen Instituts im Stern­
wartegelände -eintritt, und es werden nur 
Meinungen zitiert, die sich für den Bau dieses 
Instituts einsetzen. 

Darf ich Sie fragen, Herr Bundeskanzler :  
W.ieviel hat eigentlich dieses Inserat gekostet, 
w�eviel Geld hat also die Bundesregierung 
ausgegeben, um festzustellen, daß die Mehr­
heit der befragten Bevölkerung nicht der Mei­
nung der Bundesregierung ist? (Heiterkeit b ei 
FPO und OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Herr Bundeskanzler. 
Bundeskanzler Dr. Kreisky: Es ist meiner 

Meinung nach die Pflicht der Bundesregierung, 
über einen solchen Sachverhalt ihre Stellung­
nahme zu präzisieren. Das ist in dieser Mit­
teilung im Annoncenweg geschehen. 

Allerdings ist sie unvollständig gewesen. 
Ich hätte auch noch mitteilen müssen, daß 
seitens der FPO und seitens des Herrn Abge-

-
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 

ordneten Scrinzi seinerzeit auch eine sehr 
positive Haltung zum Sternwartepark und zur 
Verbauung dort erfolgt ist. (Beifall bei der 
SPO; - Zwischenrufe.) 

Auch die Herren der OVP; es war j a  eine 
OVP-Regierung, die das beschlossen hat. (Bei­
fall bei der 8PO. - Weitere Zwischenrufe.) 

Präsident Dr. Maleta: Am Wort ist der Herr 
Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Was die Kosten 
betrifft, so wird es sich um rund 200.000 S 
handeln für alle Anzeigen. (Zwischenrufe bei 
FPO und OVP. - Abg. Z e i 1 1  i n  g e r: Das ist 
nicht wahr, was Sie gesagt haben! Das ist eine 
bewußte Unwahrheit! Wir waren für den Bau 
des Zoologischen . Institutes, aber nicht dort, 
wo Sie wollen!) 

Präsident Dr. Maleta: Ich bitte, jetzt keine 
Zwischenreden zu halten. Jetzt ist der Herr 
Bundeskanzler am Wort. (Abg. Z e i l  j i n g e r: 
Der Herr Bundeskanzler darf auch nicht die 

OVP - Beifall b ei der SPO), wie sie durch die 
Mitteilung an die Offentlichkeit erfolgt sind, 
welche Haltung die Bundesregierung hier im 
Anschluß an die seinerzeit eingenommene 
Haltung der Regierung Klaus eingenommen 
hat, und zweitens, welche Haltung der Aka;de­
mische Senat und <He Osterreichische Hoch­
schülerschaft eingenommen haben. Das war 
eine reine Informationspflicht, der die Bundes­
regierung entsprochen hat. (Beifall bei der 
SPo.) 

Präsident Dr. Malela: Danke, Herr Bundes­
kanzler. 

Die 14.  Anfrage wurde zurückgezogen. 

Bundesministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten 

Präsident Dr. Maleta: 15.  Anfrage: Abge­
ordneter Dr. Ermacora (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten. 

Unwahrheit sagen!) Das haben Sie bereits feste 
1030!M 

gest·ellt. Es sind daher Wiederholungen nicht 
notwendig. (Abg. Z e i 1 1 i n g e r: Wenn ich Liegen Berichte vor, wonach sich die zyprioti-

sche Regierung bei den Vereinten Nationen 
die Unwahrheit spreche, habe ich mich zu ent- über den Herrn Bundesminister Lütgendorf des-
schuldigen! - Weitere Zwischenrufe.) halb besmwert hat, weil er bei seinem jüngsten 

Besum auf Zypern Handlungen gesetzt hat, die 
Meine Damen und Herren! Ich bitte, jetzt allen bisherigen Gepflogenheiten von Besumern 

ist der Herr Bundeskanzler am Wort. (Ruf bei von UN-Truppen auf Zypern widerspromen 
der FPO: Der Abgeordnete Schmidt ist am haben? 

Wortf) Vorläufig der Herr Bundeskanzler, und Präsident DL Maleta: Bitte, Herr Minister. 
dem Herrn Abgeordneten Schmidt steht noch Bundesminister für Auswärtige Angelegen-eine Zusatzfrage zu. (Abg. Dr. 8 c h m i  d t: heiten Dr. KirchsChläger: Herr Abgeordneter! 
Komme ich jetzt dran?) Entschuldigen Sie. Es liegt kein Bericht darüber vor, daß sich die 

Bitte, Herr Abgeordneter, zweite Zusatz- zypriotische Regierung bei den Vereinten 
frage. Nationen über den Herrn Bundesminister Lüt-

Abgeordneter Dr. Schmidt: Sehr geehrter gendorf beschwert habe; wohl aber liegt ein 
Herr Bundeskanzler! Ich erinnere mich genau, Bericht darüber vor, daß der Vertreter 
daß Sie, als Sie noch Abgeordneter der Zyperns bei den Vereinten Nationen darüber 

Oppositionspartei waren, seinerzeit sehr hef- - ich will nicht sagen sich beschwert, son­
tig dagegen aufgetreten sind, daß die damalige dern ---.:... seiner Verwunderung Ausdruck gege­
Alleinregierung der avp mit öffentlichen . ben hat, daß bei einer Besichtigung von UN­
Mitteln die Inseratenaktionen finanzierte und Truppen auf Zypern auch ein Garderegiment 
die Tätigkeit der Bundesregierung der Be- oder ein Gardebataillon der türkischen Seite 
völkerung zur Kenntnis brachte. abgeschritten wurde. 

Ich möchte Sie fragen: Messen Sie jetzt, Präsident Dr. Maleta: Eine Zusatzfrage . 

. nachdem Sie Bundeskanzler sind, hier mit Abgeordneter Dr. Ermacora: Herr Bundes-
anderen Maßstäben? minister! Inwiefern steht das mit den bisheri-

Präsident Dr. Maleta: Herr Bundeskanzler. gen Gepflogenheiten ähnlicher Besuche auf 
Zypern im Widerspruch? 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich messe 
keineswegs mit anderen Maßstäben. Ich habe Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 
damals in der Opposition den Standpunkt Bundesminister Dr. Kirchschläger: Es steht 
·v,ertreten, daß es nicht Sache einer Regierung insofern im Widerspruch, weil schon bisher 
sein kann, Propaganda für ihre Politik auf und auch bei diesem letzten Besuch des Herrn 
Kosten der Steuerzahler zu machen. Es ist Bundesministers Lütgendorf in Zypern von 
aber eine erklärte Pflicht der Regierung, ob- österreichischer ·Seite alles versucht wurde, 
jektive Information und Sachverhaltsdarstel- um die Stellung einer solchen Ehreneinheit ab­
Jungen zu geben (ironische Heiterkeit bei der zuwenden, weil der österreichischen Regierung 
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Bundesminister Dr. Kirdlsdtläger 

und aum dem Herrn Bundesminister für Lan­
desverteidigung sehr bewußt war, daß dies 
ein Element ist, das innere Schwierigkeiten in 
Zypern hervorrufen kann. Nur hat sim zum 
Untersdlied von früher diesmal die türkische 
zypriotisme Seite nimt daran gehalten, und 
als der Herr Bundesminister für Landesver­
teidigung seinen Höflichkeitsbesudl beim tür­
kisdlen Vizepräsidenten der Republik Zypern 
abstattete und in den Hof einfuhr, war die 
Ehreneinheit gestellt. 

Präsident . Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Ermacora: Bitte, wurde 
diese Frage mit dem Außenministerium ko­
ordiniert? Sind Beamte des Außenministeriums 
in diese Situation mit hineingezogen worden? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kirmschläger: Die Bot­
schaft in Athen hat auf Weisung des Außen­
ministeriums durch den Botschafter und durch 
den Honorargeneralkonsul in Zypern schon 
vor dem Besuch und auch noch unmittelbar 
nach Anlaufen des BesuChes bei der türkischen 
Seite der zypriotischen Regierung darauf Ein­
fluß zu nehmen versucht, daß die Stellung 
einer solchen Ehreneinheit unterbleibt. Sie ist 
aber - wie das Ergebnis ja dann gezeigt 
hat - dabei nicht erfolgreich gewesen. 

Präsident Dr. Maleta: Anfrag'e 16: Abgeord­
neter Dr. Broesigke (FPO) an' den Herrn 
Außenminister . 

l055/M 

Wurden im Rahmen des Staatsbesuches in der 
Bundesrepublik Deutschland Ihrerseits ver­
mögensrechtliche Fragen zur Sprache gebracht? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Herr Ab­
geordneter! Bei dem Besuch des Herrn Bundes­
präsidenten in der Bundesrepublik Deutsch­
land haben auch Gespräche auf Außenmini­
sterebene stattgefunden, und bei dies'en Ge­
sprächen wurde auch der ganze noch offene 
vermögensrechtliche Komplex zur Sprache ge­
bracht. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrag'e. 

Abgeordneter Dr. Broesigke: Herr Bundes­
minister! Kann man nun davon sprechen, daß 
die in Artikel 5 des Finanz- und Ausgleichs­
vertrages vorgesehenen Verhandlungen mit 
der Bundesrepublik Deutschland eingeleitet 
sind, oder beabsichtigen Sie, diese erst einzu-
1eiten? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Es wurde 
schon bei dem Besuch des Herrn Bundeskanz­
lers Brandt hier in Wien und nunmehr auch 

bei dem Besum in Bann darauf hingewiesen, 
daß <;liese Fragen noch einer Regelung be­
dürfen, daß hier also von OsterreiCh noch zu­
sätzliche Vermögensansprüche gestellt wer­
den. Detailverhandlungen darüber sind noch 
nicht eingeleitet, und zwar deswegen nicht, 
weil eine Voraussetzung hiefür das gesamte 
Entschädigungskonzept ist, das gegenwärtig 
in dem dem Hohen Hause bekannten Ausschuß 
zur Diskussion steht, jenem Ausschuß, der 
unter dem Vorsitz des Herrn Bundesministers 
für Finanzen steht und dem Mitglieder des 
Hohen Hauses angehören. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage� 

Abgeordneter Dr. Broesigke: Herr Bundes­
minister! Das ist nun eine Schlange, die sich. 
in den Schwanz beißt, insofern, als das Ent­
schädigungskonzept davon abhängig ist, wie­
viel von der Bundesrepublik Deutschland bei­
gesteuert wird, und umgekehrt Sie jetzt sagen, 
daß die Verhandlungen mit der Bundesrepu­
blik Deutschland wieder vom Entschädigungs­
konzept abhängig sind. 

Im Rahmen der Vorbereitungen wurden ja. 
sehr klare Vorstellungen erarbeitet, welche 
Beträge, wenn man den deutschen Lastenaus­
gleich zugrunde legt, in Betracht kommen 
würden. 

Ich darf daher an Sie die Zusatzfrage richten, 
ob Sie keine Möglichkeit sehen, in nächster 
Zeit in Detailgespräche mit der Bundesrepublik. 

. Deutschland auf der Grundlage der schon vor­
liegenden Unterlagen einzutreten. 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Kirchschläger: Ich sehe,­

Herr Abgeordneter, eine Möglichkeit, diese 
Verhandlungen zu beginnen, da ich dahin·. 
gehend informiert bin, daß diese Gespräche in. 
jenem Ausschuß schon ein nunmehr gewisses .. 
Maß an Klarstellung erreichen - ich glaube, 
es soll, soweit ich informiert bin, diesbezüglich 
nur noch eine Sitzung stattfinden, die das Bild 
klarer macht -, um nunmehr die Sachge­
spräche beginnen zu können. 

Präsident Dr. Maleta: 17. Anfrage: Abge­
ordneter Glaser (OVP) an den Herrn Außen­
minister. 

l057/M 

Liegen Ihnen Informationen darüber vor, in 
welchen europäischen Staaten dort lebende, 
(arbeitende, studierende) österreichische Staats­
bürger politische Rechte haben, die denen der 
eigenen Staatsbürger nahekommen? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister .. 
Bundesminister Dr. Kirchschläger: Herr Ab­

geordneter! Ich glaube, es gibt gegenwärtig 
keinen europäischen Staat, in welchem dort. 
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Bundesminister Dr. Kirchsdlläger 

arbeitende oder studierende österreichische 
Staatsbürger in allen einzelnen Belangen den 
Inländern gleichgestellt sind. 

Es sind allerdings in verschiedenen Staaten 
Bestrebungen im Gange, eirie solche Gleich­
stellung durchzuführen, und zwar nicht nur 
hinsichtlich der Osterreicher, sondern auf einer 
sehr bl'eiten Basis. Ich er-innere hier zum Bei­
spiel an die Bemühungen in der Bundesrepu­
blik Deutschland. 

Es gibt ferner für einzelne Sachgebiete 
Gleichstellungen auf Grund von Gegenseitig­
keitsverträgen und auch auf Grund von Uber­
einkommen im Rahmen der Vereinten Natio­
nen. 

Präsident Dr. Maleta: Ich danke, Herr Mini­
ster. 

Bundesministerium für Handel, Gewerbe und 
Industrie 

Präsident Dr. Maleta: 18.  Anfrage: Abgeord­
neter Egg (SPO) an den Herrn Bundesminister 
für Handel, Gewerbe und Industrie. 

1050/M 

Wie weit ist auf dem Fremdenverkehrssektor 
die Schaffung eines Bäderkonzeptes gediehen? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Staribacher: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Ein diesbezügliches Konzept 
wird von der Bundeshandelskammer, vom 
Fachverband für Bäder im Einvernehmen mit 
meinem Minister·ium -erstellt. Es ist verein­
bart, daß mit Datum 3 1 .  1. 1913 ein solches 
Konzept vorgelegt werden soll. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesminister! 
Wurden Gemeinden beziehungsweise Frem­
denverkehrsverbände ersucht, ihrers-eits eben­
falls Vorschläge zu machen, beziehungsweise 
wurden solche Vorschläge vorgelegt und dem 
Bundesministerium zur Mitberücksichtigung 
übergeben? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Solche Vor­
schläge wurden nicht dem Bundesministerium, 
sondern eben der untersuchenden Stelle über­
geben. Man hat, um die Marktforschungen, die 
Einzugsgebiete und vor allem die Pläne im 
einzelnen kennenzulernen, alle Bundesländer, 
alle Gemeinden, die davon betroffen sind, · an­
geschrieben. Ich kann natürlich nicht im einzel­
nen sagen, ob alle diese Stellen geantwortet 
haben, bin aber davon überzeugt, daß dies im 
größtmöglichen Maße geschehen ist. Letzten 

Endes wird ja dieses Konzept im Interesse der 
einzelnen Fremdenverkehrsgemeinden erstellt. 
Ich bin daher davon überzeugt, daß die Mit­
wirkung der Gemeinden sichergestellt wurde. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesminister! 
Liegen schon grobe Schätzung·en vor, die be­
sagen, wie hoch die voraussichtlichen Kosten 
für die Realisierung eines solchen Bäderkon­
zeptes sein dürften? 

PräSident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Die ersten 
Uberschläge, die gemacht wurden, haben er­
geben, daß es sich um Größenordnungen von 
8 bis 1 0  Milliarden handeln würde. Herr Ab­
geordneter ! Ich muß aber, damit die Offentlich­
keit nicht erschrickt, ergänzen, -daß es sich in 
d�esem Fall um die Wünsche handelt, die von 
allen Gemeinden, die ein Bad errichten wollen, 
angemeldet wurden. Es wird aber gerade Auf­
gabe dieser Untersuchung sein, eine Abstim­
mung zu treffen, wo und in welchem Umfang 
solche Bäder im Interesse des Fremdenver­
kehrs und der Bevölkerung überhaupt errich­
tet werden sollen. 

Präsident Dr. Maleta: 1 9. Anfrage: Abge­
ordneter Dr. Pelikan (OVP) an den Herrn 
Handelsminister. 

l006!M 

Wieviel Mittel stehen der BURGES-Klein­
gewerbekreditaktion im Jahre 1973 unter Be­
rücksichtigung der im November 1972 verfügten 
Budgetbindungen und der Vorbelastungen aus 
den Vorjahren für neue Förderungsanträge zur 
Verfügung? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Staribacher: Für die so-

genannte Stamm-BURGES und Subventionen 
stehen zirka 1 1  Milliarden Schilling zur Ver­
fügung. 

Präsident Dr. Maleta: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Pelikan: Herr Minister ! 
Ich glaube, dies·e Ziffer kann nicht ganz stim­
men, denn für das Jahr 1 972 wurden insgesamt 
328 Millionen Schilling für die BURGES-Klein­
gewerbekreditaktion vergeben. ,Im Jahre 1971  
waren es 448 Millionen. Der Rückgang von 
1911 auf 1 912 betrug somit schon rund 25 Pro­
zent. 

Für das heurige Jahr ist in Anbetracht der 
nun stark greifenden Kreditbremse mit einem 
noch stärkeren Rückgang zu rechnen, einer 
Kreditbremse, die bekanntlich gerade bei den 
privaten Kreditaktionen doppelt greift : zuerst 
bei der Hausbank und später dann bei der 
Kreditaktion bei der durchführenden Stelle 
noch einmal. 
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Dr. PeHkan 

Ich glaube daher, daß Maßnahmen getroffen 
werden müßten, um ein Austrocknen dieser 
gewerblichen privaten Kredite zu vermeiden. 

Daher möchte iCh an Sie folgende konkrete 
Frage r.ichten: He;r Minü,ter! Was haben Sie 
in Ihrem Ressort hiefür vorgesehen? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter I Offenbar habe ich 
Ihre Frage mißverstanden, oder sie war nicht 
deutlidl. genug. Sie haben mich bezüglich der 
BURGES-KleingewerbEikreditaktion gefragt. 
Darunter versteht man im normalen Sprach­
gebrauch nur die Stamm-BURGES. Für diese 
stehen heuer zirka 1 1 , 1  Millionen zur Ver­
fügung. 

Wenn Sie allerdings die Ziffern nennen, die 
sowohl die Stamm-BURGES als auch die 
Fremdenverkehrsaktion als auch die Gewerbe­
strukturverbesserung betreffen, haben Sie 
natürlich recht, daß es wesentlich größere 
Mittel sind. Sie sind bei der Stamm-BURGES­
Aktion zirka 1 1 , 1  Millionen, betragen für die 
Gewerbestrukturverbesserung 138,8 Millionen, 
für Fremdenverkehrssonderkredite 1 , 1  Millio­
nen, für die Komfortzimmeraktion 50,8 Millio­
nen und für die Fremdenverkehr-Hausaktion 
zirka 1 3  9 Millionen. Das sind die Ziffern, die 
ich hier 

'
für Subventionen und Förderaktionen 

zu sagen habe. 

Ihre zweite Frage, die Sie in der ersten 
inkludiert haben, welche Vorkehrungen von 
seiten meines Ressorts getroffen wurden, darf 
ich auch gleich beantworten. Ich kann Ihnen 
die Versicherung abgeben, daß wir wahr­
scheinlich im Jahr 1 913 alle Anträge, die 
kommen, positiv erledigen können. Wir wer­
den also diese Aktionen nicht sperren müssen, 
sondern werden trotz der Restriktionen, die 
durchgeführt werden mußten, die notwendigen 
Mittel der BURGES zur Verfügung stellen 
können, um die Aktionen voll laufen zu 
lassen. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Pelikan: Herr Minister! 
Ich möchte nur darauf hinweisen, daß Sie sich 
vorhin offenbar versprochen haben, weil Sie 
1 1  Milliarden gesagt haben. Das muß natürlich 
jeden wachrütteln, der mit Kreditaktionen zu 
tun hat. 

Ich habe schnell gerechnet, und wenn ich 
mich nicht verrechnet habe, dann sind alle 
diese Kreditaktionen, die Sie aufgezählt haben, 
in der Summe etwas über 200 Millionen Schil­
ling. Ich darf daher feststellen, daß der Rück­
gang im Jahre 1 913 sehr beträchtlich sein wird. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang an Sie, 
Herr Minister, die Frage richten, ob Sie das 
Verhältnis zwischen den privaten Geldkredi­
ten, die sich offenbar sehr genau . an das 
Stabilisierungs abkommen halten, und den 
öffentlichen Ausgaben für richtig halten. Wenn 
ich richtig informiert bin, so hat die private 
Wirtschaft insgesamt einen Kreditzuwachs von 
3,8 Prozent in den vier Monat-en seit Inkraft­
treten des Stabilisierungs abkommens zu ver­
zeichnen, während im öffentlichen Sektor, und 
hier ist es primär der Bund, der sehr stark 
expandiert hat, die Steigerung annähernd 
35 Prozent g-ewesen ist. 

Halten Sie dieses Verhältnis, Herr Minister, 
für ridltig? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter I Idl darf auch hier 
Ihre zwei Anf:r.agen, die Sie jetzt gestellt 
haben, beantworten und möchte zur ersten 
sagen: In meinen Augen ist nicht entscheidend, 
wieviel Mittel, in der Summe gesehen, zur 
Verfügung stehen, sondern entscheidend ist, 
ob die Institution, in dem Fall die BURGES, 
imstande ist, die Anträge, die an sie kommen, 
zu befriedigen. Ich kann Ihnen versichern: Bis 
jetzt ist das in den drei Jahren meiner Amts­
führung der Fall gewesen, und ich bin über- . 
zeugt, daß es auch für das Jahr 1 913 der Fan 
sein wird. 

Was nun die zweite Fr·age betrifft, wie weit 
es für den Mittel- und Kleinkredit auf priva­
tem Sektor eine schlechtere Situation gibt als 
für die öffentliche Hand, muß ich doch darauf 
hinweisen, daß die Kreditrestriktion, die ge­
meinsam mit den Kreditinstituten und der 
Bundesregierung einvernehmlich vereinbart 
wurde, ja keine Selektion der Bundesregie­
rung, auch nicht des Handelsministeriums, vor­
gesehen hat, sondern die Bundeshandelskam­
mer und die Kreditsektion haben ausdrücklich 
verlangt, daß sie die Kreditrestriktion im eige­
nen Wirkungsbereich unter eigener Verant­
wortung durchführen. Ich habe daher keinen 
wie immer gearteten Einfluß, ich möchte einen 
solchen auch gar nicht ausüben, auf die Selek­
tion der Kredite bei den Kreditinstituten. Ich . kann daher nur veranlassen - und das ist 
geschehen -, daß jeder private Kreditantrag, 
der an die BURGES kommt, von ihr zinsver­
billigt positiv erledigt wird. Ob und inwieweit 
die Kreditinstitute große Kredite oder gar die 
öffentliche Hand bevorzugen, entzieht sich 
vollkommen meiner Beurteilung. 

Präsident Dr. Maleta: Die 60 Minuten der 
Frag,estunde sind abgelaufen. Somit ist die 
Fragestunde beendet. Danke, Herr Minister. 

-
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Einlauf, Zuweisungen, Tagesordnung 

Präsident Dr. Maleta: Die in der letzten 
Sitzung eingebrachten Anträge weise ich zu 
wie folgt: 

Antrag 17/A der Abgeordneten Dr. Prader 
und Genossen betreffend ausreichende Ver­
sorgung der österreichischen Bevölkerung mit 
lebenswichtigen Gütern auf dem Seeweg in 
Krisenzeiten 

dem Handelsausschuß; 

senschaft über Soziale Sicherheit (739 der Bei­
lagen) sowie 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über die Beschäftigung VOn Kindern und 
Jugendlichen geändert wird (747 der Beilagen) ; 

dem Finanz- Und Budgetausschuß : 

Bundesgesetz über die Verwendung der zu­
fließenden Mittel aus dem Vertrag zwischen 
der Republik Osterreich und der Volksrepu­
blik Polen zur Regelung bestimmter finanziel­
ler Fragen (Verteilungsgesetz Polen) (724 der 
Beilagen) , 

Antrag 78/A der Abgeordneten Dr. Erma­
cora und Genossen betreffend Abänderung 
des Paßgesetzes Bundesgesetz, mit dem das Gehaltsgesetz_ 

1956 geändert wird (26. Gehaltsgesetz-Novelle) 
und (749 der Beilagen) , 

dem Verfassungsausschuß; 

Antrag 791 A der Abgeordneten Kern 
Genossen betreffend -ein Bundesgesetz, 
dem das Gesetz betreffend die Abwehr 

mit 
und 

Bundesgesetz, mit dem das Vertragsbedien­
stetengesetz 1948 geändert wird (21 .  Vertrags-

Tilgung von Tierseuchen geändert wird, bedienstetengesetz-Novelle) (750 der Beila-
dern Ausschuß für Gesundheit und Umwelt- gen) , 

schutz. Bundesg-esetz, mit dem das Gehaltsüber-
Die in der letzten Sitzung als eingelangt leitungsgesetz geändert wird ( 1 .  Gehaltsüber­

bekanntgegebenen Regierungsvorlagen weise leitungs gesetz-Novelle 1973) (751 der Beila-

ich zu wie folgt: gen) , 

dem AussChuß für soziale Verwaltung: Bundesgesetz, mit dem die Bundesforste-
Dienstordnung geändert wird {5. Novelle zur 

Ubereinkommen (Nr. 88) über die Organisa- Bundesforste-Dienstordnung) (752 der Beila­
tion der Arbeitsmarktverwaltung (707 der Bei- gen) , 
lagen) , 

Bundesgesetz, mit dem das Pensionsges-etz Bundesgesetz, mit dem das Heeresversor- 1965 geändert wird (4. Pensions gesetz-Novelle) gungsgesetz geändert wird ( 1 1 .  Novelle zum (758 der Beilagen), Heeresversorgungsgesetz) (71 8  der Beilagen) , 
, , Bundesgesetz betreffend entgeltliChe Ver-

Bundesgesetz, mIt dem das Knegsopf.erver- .. ß b r Ch B d sorgungsgesetz 1 957 geändert wird (719  der a�, 
erungen von �n eweg I em un esver-

Beilagen), '. ' mogen (759 der BeIlagen), 

Bundesgesetz, mit dem das , Bundesgesetz Bundesgesetz betreffend entgeltliChe Ver-
über die Gewährung von Hilfeleistungen an äußerungen von unbeweglichem Bundesver­

Opfer von Verbrechen geändert wird (720 der mögen (760 der Beilagen) , 
Beilagen), Bundesgesetz, mit dem Uberschreitungen 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz von Ansätzen des Bundesfinanzgesetzes 1973 
betreffend Abänderung und Ergänzung des aus Anlaß der Maul- und KlauenseuChe ge­
Kleinrentnergesetzes geändert wird {721 der nehmigt werden ( 1 .  Budgetüberschreitungs-
Beilagen) , gesetz 1 973) (781 der Beilagen) , sowie 

Bundesgesetz, mit dem das Invalidenein- Bundesgesetz über die Gewährung von 
stellungsgesetz 1 969 geändert wird (730 der Krediten an internationale Finanzinstitutionen 
Beilagen) , (782 der Beilagen) i 

Bundesgesetz, mit dem das Arbeiterkammer­
gesetz geändert wird (731 der Beilagen) , 

Zusatzabkommen zum Abkommen vom 
2 1 .  Dezember 1 971 zwischen der Republik 
Osterreich und dem Großherzogturn Luxem­
burg über Soziale Sicherheit (738 der Beila­
gen) , 

Zusatzabkommen zum Abkommen vom 
1 5. November 1 967 zwischen der Republik 
Osterreich und der Schweiz-erischen Eidgenos-

dem Verfassungsausschuß : 

Bundesgesetz, mit dem das Staatsbürger­
schaftsgesetz 1965 geändert wird (Staatsbür­
gersChaftsgesetz-Novelle 1973) (729 der Bei­
lagen) , 

Bundesverfassungsg-esetz zur Durchführung 
des Internationalen Ubereinkommens über die 
Beseitigung aller Formen rassischer Diskrimi-· 
nierung (732 der Beilagen) sowie 

/ 
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Bundesgesetz, mit dem Bestimmungen über 

die Ausschreibung bestimmter leitender Funk­
tionen getroffen werden (Ausschreibungsge­
setz) ('148 der Beilagen) i 

dem Ausschuß für Gesundheit und Umwelt­
schutz : 

Bundesgesetz betreffend die Durchführung 
des Abkommens zwischen der Republik Oster­
reich und der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft zur Anwendung der Bestimmungen 
über das gemeinschaftliche Versandverfahren 
(Versandverfahren-Durchführungsgesetz) (757 
der Beilagen) i 

dem Zollausschuß : 
Bundesgesetz über die Entschädigung für 

Impfschäden (Impfschadengesetz) (733 der Bei­
lagen), Bundesgesetz, mit dem das Zoll gesetz 1955 

Bundesgesetz, mit dem das Apothekengesetz geändert wird (761 der Beilagen) i 
geändert wird (ApothekengesetznoveUe 1 973) 
(768 der Beilagen) , 

Bundesgesetz, mit dem das Krankenanstal­
tengesetz neuerlich geändert wird (2. Novelle 
zum Krankenanstaltengesetz) (769 der Bei­
lagen), und 

Bundesgesetz, mit dem das Tuberkulose­
' gesetz geändert wird (Tuberkulosegesetz­
, novelle) (710 der Beilagen) ; 

dem Bautenausschuß : 

dem Ausschuß für Verkehr und Elektrizitäts-
wirtschaft: 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesbahn­
gesetz geändert wird (763 der Beilagen) , 

Vertrag zwischen der Republik Osterreich 
und der EUROCONTROL zur Erneuerung und 
Änderung des Vertrages über die Einhebung 
von Flugsicherungsstreckengebühren (764 der 
Beilagen) , 

Bundesgesetz betreffend Flugsicherungs­
Bundesgesetz, mit dem das Wasserbauten- streckengebühren (Flugsicherungsstreckenge­

förderungsgesetz geändert wird (134 der Bei- bühreng.esetz) (765 der Beilagen) und 
lagen), 

Bundesgesetz über den zwischenstaatlichen Bundesgesetz, mit dem das Wohnungsver- Luftverkehr (BG z. LV) (166 der Beilagen) ; besserungsgesetz geändert wird (753 der Bei-
lagen), und dem Ausschuß für Wissenschaft und For-

schung: 
Bundesgesetz betreffend die Bediensteten 

der Donauhochwassersdmtz-Konkurrenz (162 
'Bundesgesetz, mit dem das Studienförde­

der Beilagen) ; rungsgesetz geändert wird (135 der Beilagen), 

dem Handelsausschuß : 
Internationales Kakao-Ubereinkommen 1 912 

sowie Auszug aus der Note des Generalsekre­
tärs der Vereinten Nationen samt Hinweis auf 
die durch Verschweigung erfolgte Vertrags­
änderung (143 der Beilagen) i 

dem Landesverteidigungsausschuß:  

,Bundesgesetz, mit dem das Heeresdiszipli­
nargesetz geändert wird (154 der Beilagen) ; 

dem Ausschuß für wirtschaftliche Integra­
tion: 

Bundesgesetz über die Durchführung des 
Artikels 20 des Abkommens zwischen der 
Republik Osterreich einerseits und den Mit­
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl und der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl andererseits 
(EGKS-Abkommen -Durchführungsgesetz) (155 
der Beilagen) , 

Abkommen vom 30. 1 1 .  1 912 zwischen der 
Republik Osterreich und der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft , zur Anwendung der 
Bestimmungen über das gemeinschaftliche 
Versandverfahren (156 der Beilagen) und 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über sozial- und wirtschaftswissenschaftliche 
Studienrichtungen geändert wird (767 der Bei­
lagen) sowie 

Bundesgesetz, mit dem die Tierärztliche 
Staatsprüfungs- und Rigorosenordnung geän­
dert wird (711 der Beilagen) ; 

dem Außenpolitischen Ausschuß: 
Europäisches Ubereinkommen zum Schutz 

des arChäologischen Erbes samt Interpretativer 
Erklärung zu Artikel 6 Abs. 2 lit. a (712 der 
Beilagen) . 

Den eingelangten Bericht des Bundesmini­
sters für Justiz über die vorgesehenen Maß­
nahmen zur Durchführung der Vorbereitung 
des neuen Strafgesetzbuches im Bereich der 
vorbeugenden Maßnahmen und des Strafvoll­
zuges einschließlich der Bewährungshilfe (IU-
95 der Beilagen) weise ich 

dem Justizausschuß zu. 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, die 
heutige Tagesordnung gemäß § 38 Abs. 5 
Geschäftsordnungsgesetz um die bei den 
Punkte: 
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Zweiter Bericht des Immunitätsausschusses 
über das Ersuchen des Strafbezirksgerichtes 
Wien um Aufhebung der Immunität des Ab­
geordneten zum Nationalrat Karl Troll (784 
der Beilagen) und 

Zweiter Bericht des Immunitätsausschusses 
über das Ersuchen der Bundespolizeidirektion 
Wien um Aufhebung der Immunität des Ab­
geordneten zum Nationalrat Karl Troll (785 
der Beilagen) 

zu ergänzen. 

Ferner ist mir der Vorschlag zugekommen, 
von der 24stündigen Auflagefrist dieser bei­
den Berichte gemäß § 43 Abs. 5 Geschäftsord­
nungsgesetz Abstand zu nehmen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesen 
Vorschlägen zustimmen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig a n g e n  0 m m e n. 

Die Tagesordnung wird daher um die bei­
den vorerwähnten Punkte ergänzt, und von 
der 24stündigen Auflagefrist der beiden Aus­
schußberichte wird Abstand genommen. 

1. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (631 der Beilagen) : 
Protokoll über die Rechtsstellung der Flücht­

linge (140 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gehen in die 
Tagesordnung ein und gelangen zum 1 .  Punkt : 
Protokoll über die Rechtsstellung der Flücht­
linge. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Doktor 
Hesele. Ich bitte um den Bericht. 

Der Verfassungsausschuß hält im vorliegen­
den Falle die Erlassung ,eines besonderen 
Bundesgesetzes im Sinne des Artikels 50 
Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz zur Erfül­
lung dieses Staatsvertrages für entbehrlich. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit durch 
mich den A n t r a g, der Nationalrat wolle dem 
Protokoll über die Rechtsstellung der Flücht­
linge (631 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Genehmigung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, . 
bin ich ermächtigt zu beantragen, General- und 
Spezialdebatte unter einem abführen zu 
wollen. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie­
gen keine vor. 

Wir gelangen daher zur A b  s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
gegenständlichen Staatsvertrag in 63 1 der 
Beilagen die Genehmigung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. E i n  s t i m  m i g 
a n  g e n o  m m e n. 

2. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (106 derBeilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Wählerevidenz­
gesetz 1910 und die Nationalrats-Wahlordnung 

. 1911 geändert werden (141 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
2. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz, mit 
dem das Wählerevidenzgesetz 1 970 und die 
Nationalrats-Wahlordnung 1 971 geändert wer­
den. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Ing. 
Beridlterstatter DDr. Hesele: Herr Präsident ! Hobl. Ich bitte um den Bericht. 

Hohes Haus! Die von Osterreich ratifizierte 
Konvention über die Rechtsstellung der Flücht­
linge vom 28. Juli 1 95 1 ,  BGBL Nr. 55/1955, ist 
nur auf Personen anwendbar, die auf Grund 
von Ereignissen, die vor dem 1 .  Jänner 1 95 1  
eingetreten sind, Flüchtlinge geworden sind. 
Durch das vorlieg'ende Protokoll wird dieser 
Stichtag beseitigt und damit gewährleistet, 
daß alle Flüchtlinge, auf welche die Voraus­
s etzungen der Konvention über die Rechts­
stellung der Flüchtlinge zutreffen, ungeachtet 
des Zeitpunktes der Ereignisse, die zu ihrer 
Flucht geführt haben, gleichen Rechtsschutz 
genießen. Das Protokoll hat gesetzesändern­
den und gesetzesergänzenden Charakter. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regie­
rungsvorlage am 2 1 .  Mai 1 973 in Verhandlung 
gezogen und nach Wortmeldungen der Abge­
ordneten Dr. Ermacora und Dr. Prader sowie 
der Bundesminister Dr. Kirchschläger und 
Rösch einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause die ' Genehmigung dieses Staatsvertra­
ges zu empfehlen. 

Berichterstatter Ing. Hobl: Herr Präsident I 
Meine sehr geehrten Damen und Herrenl Die 
vorgeschlagene Novellierung des Wähler­
evidenzgesetzes 1970 hat vor allem zum Ziel, 
Gemeinden, die über EDV-Anlagen verfügen, 
die Möglichkeit zu geben, anstelle der bisher 
für die ·Wähler·evidenz vorgeschriebenen Form 
der Kartei eine modernere Form der Evident-
haltung einzusetzen. Ferner sollen künftighin 
Angaben über Familienstand und Beruf in der 
Wählerevidenz nicht mehr aufsch'einen. 
Schließlich wird vorgeschlagen, anstelle des 
Wortes "Zuname" den im Familien- und 
Personenstandsrecht verwendeten Ausdruck 
"Familienname" zu setzen. Entsprechende Än­
derungen sind auch in der Nationalrats-Wahl­
ordnung 1971 vorgesehen. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regie­
rungsvorlage am 2 1 .  Mai 1973 in Verhandlung 
gezogen und nach den Wortmeldungen der 
Abgeordneten Dr. Prader, Dr. Ermacora, Stohs, 
Gratz und Dr. Schmidt sowie des Bundes-

471 

74. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 17 von 75

www.parlament.gv.at



6822 Nationalrat XIII. GP - 74. Sitzung - 30. Mai 1973 

Ing. Hobl 

ministers Rösm einstimmig besmlossen, dem 
Hohen Hause die Annahme des Gesetzent­
wurfes zu empfehlen. 

Im Namen des VerfassungsaussChusses 
steHe im somit den A n  t r a g, der Nationalrat 
wolle dem von der Bundesregierung vorge­
legten Gesetzentwurf (706 der Beilagen) die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, bin im beauftragt, den Antrag zu stellen, 
G eneral- und Spezialdebatte unter einem ab­
zuführen. Danke. 

Präsident Dr. Maleta: Der Herr Bericht­
erstatter beantragt, General- und Spezial­
debatte unter einem vorzunehmen. Kein 
Einwand. 

Wir gehen somit in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Hahn. Im erteile es ihm. 

Abgeordneter Hahn (OVP) : Herr Präsident! 
. Meine Damen und Herren I Das vorliegende 

Bundesgesetz, mit dem das Wählerevidenz­
gesetz 1970 'und auch die Nationalrats-Wahl­
ordnung 1 971  geändert werden sollen, ist zwei­

fellos vom Standpunkt der Rationalisierung 
aus zu sehen. Die Meinung, daß nam . dem 
neuen Meldezettelgesetz, das vor kurzem be­
schlossen wurde, auch die Daten für die Füh­
rung der Wählerevidenz durch die Gemeinden 
von wesentlimer Bedeutung sind, wird zwei­
felsohne bei einer richtigen Durchführung be­
rechtigt sein. 

Das bisherige Wählerevidenzblatt, das bei 
Verzug oder bei Neuanmeldungen zusätzlich 
auszufüllen war, soll jetzt wegfallen, ebenso 
wie die Berufsangabe und der Familienstand. 
Trotzdem darf ich hier <lie Meinung vertreten, 
daß die Führung einer rIchtigen Wählerevi­
denz vor allem in großen Gemeinden, die sich 
j etzt der Datenverarbeitung bedienen, vor 
allem aber in · der IBundeshaupt!:jtadt Wien, 
immer schwieriger wird. Die Unzulänglichkei­
ten, die wir ja erst vor kurzem bei einer aller­
dings nicht gesetzlich verankerten Volksbefra­
gung gesehen haben, werden immer größer. 
Wenn bei dieser Volksbefragung über 20.000 
Wiener keine Stimrnkarte erhalten haben, so 
muß man sich darüber im klaren sein, daß 
diese 20.000 Wiener auch bei einer National­
ratswahl oder bei einer Landtags- und Ge­
meinderatswahl nicht hätten mitwählen kön­
nen. Ich glaube, daß dies die Zweifel berech­
tigt erscheinen läßt. (Abg. S k r i t e  k: Das 
stimmt ja nichtl) Ich komme darauf zurück, 
Herr Abgeordneter Skritek. Wir werden 
natürlich auch die Gründe untersumen müs­
sen. (Abg. S k r i t e k: Da gib t es ja ein Rekla-

mationsverfahrenf) Kommt alles noch. Im weiß 
nicht, wflrunl sich der Herr Abgeordnete Skr.i­
tek immer so leicht und so rasch aufregt. 
(Weitere Zwischenrufe.) Wir werden das aum 
begründen. 

Die Ubersiedlungsquote wird interessanter­
weise auch in der Bundeshauptstadt Wien 
immer größer; sie liegt derzeit bereits bei 
15 Prozent. Die Doppelmeldungen werden 
immer mehr. Wenn man die Meinung ver­
tritt, so wie der Herr Abgeordnete Skritek, 
daß man ja während der Einspruchsfrist die 
Möglichkeit hat, im Wählerverzeichnis Ein­
sicht zu nehmen, so muß man sagen, daß dies 
leider, leider sehr wenige tun, denn sie ver­
lassen sich auf den Hausanschlag. Auf dem 
Hausanschlag steht einmal männlich, einmal 
weiblich, nur war das früher das Ehepaar 
Müller und ist jetzt das Ehepaar Meier. Das 
Ehepaar Meier verläßt sich natürlim darauf, 
sieht einmal männlich und einmal weiblich 
und sagt: Wir sind im Wählerverzeimnis drin­
nen . 

Herr Abgeordneter Skritek! Ich nehme an, 
daß sämtliche sozialistischen Wiener Manda­
tare aum in der Organisation tätig sind und 
daß sie wissen, daß es bei den letzten Wahlen 
im, Jahre 1970 und 1971 sehr, sehr viele Rekla­
mationen gegeben hat. Natürlich sind alle die­
j enigen, die am Wahltag nicht zu einer Wahl 
gehen können, vor allem auch auf die poli­
tischen Parteien, im besonderen Fall auf die 
eigene politische Partei womöglich böse. 

Ich glaube, daß der Hausanschlag allein 
nicht genügt. Ich weiß, und ' das steht auch 
in den Erläuterungen, daß das in den Gemein­
den verschiedentlich gehandhabt wird: ich sehe 
auch das Argument ein, daß man die Namen 
im Haus nicht mehr anschlagen soll, weil 
vielleicht die Hausbewohner dann draufkom­
men, daß der Herr Müller mit der Frau Meier 
nicht verheiratet ist, sondern nur eine Lebens­
gemeinschaft hat. Ich weiß zwar nicht, wie 
viele das sind, aber ,immerhin, dieses Argu­
ment kann man berücksichtigen. 

Ich möchte mir gestatten, einen Vorschlag 
zu machen, der nicht neu ist. Denn diese Unzu­
länglichkeiten, die in Wien von Wahl zu Wahl 
immer größer werden, haben bereits im Jahre 
1970 dazu geführt, daß wir ,im Wiener Ge­
meinderat einen Beschluß- und Resolutions­
antrag eingebracht haben, dem sich damals 
auch die Freiheitliche Partei angeschlossen 
hat, den aber die Sozialistische Partei abge­
lehnt hat. Und zwar könnte man sich vor­
stellen, daß in den großen Städten, wo die 
Wählerevidenz mittels der Datenverarbeitung 
durchgeführt wird, während der Einspruchs­
frist die Wahlberechtigten Verständigungs-
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Hahn 
karten erhalten, in denen die Sprengelnummer, 
das Wahllokal und die fortlaufende Nummer 
des Wählerverzeichnisses angeführt sind. Wer 
während der Einspruchsfrist keine Verständi­
gungskarte erhält, der müßte sich dann auf 
jeden Fall hineinreklamieren. Aber der Vor­
wurf, der den Gemeinden und politischen Par­
teien oft sehr massiv gemacht wird, würde 
dann wegfallen. Ich glaube daher, daß man 
diesem Antrag nähertreten sollte. 

Ich werde auch nochmals begründen, warum 
mir diese gewissen Organisationsmängel sehr 
bedenklich erscheinen. Gerade junge Men­
schen übersiedeln interessanterweise sehr oft. 
Wenn dieser junge Mensch einmal nicht zur 
Wahl gehen kann, wird er nie mehr wählen 
gehen. Ich könnte Ihnen die Äußerungen die­
ser jungen Wahlberechtigtep mitteilen. Das 
wird sicherlich die Sozialistische Partei genau 
so treffen wie die Osterreichische Volkspartei. 
Denn wenn man bisher gesagt hat, die Sozia­
listische Partei hat ihre Wähler besser orga­
nisiert, besser bei der Hand, sie kann sie auch 
noch richtig hineinreklamieren, so hat man ja 
vorige Woche gesehen, daß auch dieser Partei­
apparat etwas brüchig zu werden beginnt. Ich 
glaube" das kann man hier in aller Ruhe fest­
steUen. (Zwischenruf bei der SPG.) Ich nehme 
den Zwischenruf "ein solcher Blödsinn" ent­
gegen, aber ich glaube, die Tatsachen haben 
doch bewiesen, daß das keIn Blödsinn ist, ' daß 
auch der sozialistische Parteiapparat brüchig 
zu werden beginnt. (Beifall bei der ,oVP.) 

Ich möchte nochmals sagen: Man soll das 
nicht bagatellisieren. Sicherlich haben alle 
recht, die sagen: Während der Einspruchsfrist 
kann jeder nachschauen, ob er im Wählerver­
zeichnis ist, Sie wissen aber ganz genau, daß 
das die allerallerwenigsten tun.. 

Zum damaligen Antrag hat die Gemeinde 
W,ien angeführt, daß dies ' vor allem auch des­
wegen abzulehnen wäre, weil die Kosten die­
ser Verständigung damals im Jahre 1 970 in 
Wien rund 1 1/2 Millionen Schilling betragen 
hätten. Ich glaube aber, daß uns das 'diese 
Summe wert sein müßte, um wirklich alle 
Wähler zu einer Wahl zu bringen, denn es 
wäre der furchtbarste Vorwurf, den man der 
Demokratie machen könnte, daß eine Wahl 
aus organisatorischen Gründen nicht ordnungs­
gemäß abläuft. 

Es hat auch keinen Sinn, dann zu unter­
suchen, ob der Meldezettel ,bei der Polizei 
oder bei einer Magistratsabteilung liegenge­
blieben ist oder ob ihn die Datenverarbe.itung 
nicht richtig verarbeitet hat. Ich möchte abso­
lut nicht als Gegner der Datenverarbeitung 
aufscheinen, um nicht mißverstanden zu wer­
den, denn selbstverständlich ist das ein zweck-

mäßiger Weg. Aber bei einer so großen Wäh- ' 
lerzahl immerhin' sind es in Wien 
1 ,240.000 - sind auch nur zwei Prozent, ich 
glaube, in dieser Höhe bewegt sich ungefähr 
die Quote der Wahlberechtigten, die dann 
nicht wählen können, nämlich zwdschen 20.000 
und 25.000, eine sehr große Anzahl, die uns 
aUen zu denken geben könnte. 

In diesem Sinne wollte ich diese Anregung 
hier vorbringen. Ich hoffe, daß sie auf frucht­
baren Boden fällt. Es war dies eine Gelegen­
heit, bei dieser Gesetzesnovelle, der wir zu­
stimmen werden, auch Ihnen, meine Damen 
und Herren von der Sozialistischen Partei, das 
zur Kenntnis zu bringen, denn auch Sie sollten 
alles tun, um Wahlen in Wien wirklich so 
durchzuführen, daß alle Wahlberechtigten bei 
dieser Wahl auch erscheinen können. (Beifall 
bei de,r GVP.) 

Präs.ident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. -
Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort. 

Wir kommen somit zur A b s t i m m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben, - Einstimmig ange­
nommen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Kein Einwand. 

Ich bitte somit jene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in drit­
ter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die E i n­
s t i m  m i g k e i t fest. Der Gesetzentwurf ist 
somit auch in dritter Lesung a n  g e n 0 m­
m e n. 

3. Punkt: Bericht des Verfassungsausscbusses 

über den Bericht des Bundeskanzlers (111-82 der 

Beilagen) betreffend Aufhebung des § 60 
Abs. A der Geschäftsordnung des Burgenlän­
diseben Landtages durch den Verfassungsge-

richtshof (742 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
3. Punkt der Tagesordnung: Aufhebung des 
§ 60 Abs. A der Geschäftsordnung des Burgen­
ländischen Landtages durch den Verfassungs­
gerichtshof. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Gratz. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Gratz : Hohes Hausl Es han­
delt sich um das Erkenntnis des Verfassungs­
gerichtshofes, mit dem eine Bestimmung der 
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Geschäftsordnung des Burgenländischen Land­
tages, wonach der Vorsitzende kein Stimm­
recht besitzt, aufgehoben wurde. 

Aus den Ausführungen des Verfassungsge­
richtshofes 1äßt sich der Schluß ziehen, daß 
einerseits gegen § 66 Abs. 1 des Bundesgeset­
zes über die Geschäftsordnung des National­
rates keine verfassungsrechtlichen Bedenken 
bestehen, anderseits aber eine dieser Bestim­
mung entsprechende Regelung der Geschäfts­
ordnung nicht zwingend durch die Verfassung 
verlangt ist. 

Ich stelle somit im Auftrag des Verfassungs­
ausschusses den A n  t r a g, der Nationalrat 

. wolle den Bericht des Bundeskanzlers betref­
fend Aufhebung des § 60 Abs. A der Geschäfts­
ordnung des Burgenländischen Landtages 
durch den Verfassungsgerichtshof (III-82 der 
Beilagen) zur Kenntnis nehmen. 

Präsident Dr. Maleta: Wir gehen in die 
Debatte ein. Zum Wort gemeldet ist der Abge­
ordnete lng. Gradinger. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter lng. Gradinger (OVP) : Herr 
Präsident! Werte Damen und Herren! Aus dem 
Bericht des Herrn Bundeskanzlers an den Herrn 
Präsidenten des Hauses geht hervor, daß die 
Bundesregierung im November, genau gesagt 
am 29. November 1 972, beim Verfassungsge­
richtshof den Antrag gestellt hat, den § 60 
Abs. A des Burgenländischen Landesgesetzes 
vom 25. April 1 924 - ein sehr wichtiges 
Datum, das festgehalten werden soll - be­
treffend die Geschäftsordnung des Burgenlän­
dischen Landtages gemäß Artikel 1 40 des Bun­
des-Verfassungsgesetzes als verfassungswid­
rig aufzuheben. 

Nach der genannten Bestimmung stimmt der 
Präsident · des Landtages, mit Ausnahme von 
Wahlen, niemals mit. 

Am 23 . März dieses Jahres wurde den Par­
teien des Verfahrens, also der Bundesregie­
rung, das Erkenntnis des Verfassungsgerichts­
hofes vom 10.  März 1 973 zugestellt, aus dem 
hervorgeht, daß die angefochtene Bestimmung 
als verfassungswidrig aufgehoben wurde. 

Ich darf gleich eingangs meiner kurzen Stel­
lungnahme zu diesem Sachverhalt die Erklä­
rung abgeben, daß dieses Erkenntnis des Ver­
fassungsgeriditshofes von der Fraktion der 
Osterreichischen Volkspartei selbstverständ­
lich vollinhaltlich zur Kenntnis genommen 
wird. Der Rechtsstandpunkt ist ja vom Ver­
fassungsgerichtshof. in seiner Begründung ein­
leuditend dargelegt worden. Es soll auch nidit 
das in der Bundesverfassung verankerte Recht 
der Bundesregierung, beim . Verfassungsge­
richtshof Anträge auf Dberprüfung von Lan­
desgesetzen zu stellen, in Rede stehen. Ich 

möchte aber doch einige mir wesentlich schei� 
nende Umstände aus diesem Erkenntnis und 
seiner Begründung hervorheben. . 

Sehr bedeutend scheint mir der Umstand 
zu sein, daß der Verfassungsgerichtshof dem 
Antrag der Bundesregierung, den von mir 
zitierten Passus der Geschäftsordnung des Bur­
genländischen Landtages als verfassungswid­
rig aufzuheben, nur aus formalen Gründen 
und nicht dem Inhalt nach nachgekommen ist. 
Dieser § 60 Abs. A der Geschäftsordnung des 
Burgenländischen Landtages war 1924 nur 
durch ein einfaches Landesgesetz beschlossen 
worden und nicht in Form eines Landesver­
fassungsgesetzes gekleidet, wie es verfas­
sungsrechtlich ridltig gewesen wäre. 

Im eingangs zitierten Erkenntnis sagt der 
Verfassungsgeriditshof auch, er könne nidlt 
finden, daß der Ausschluß des Vorsitzenden 
eines Verfassungskörpers von der Teilnahme 
an den Abstimmungen an sich der Bundes­
verfassung widersprechen würde. Im gegen­
ständlichen Fall ist aber der Passus der Ge­
schäftsordnung des Burgenländisdlen Land­
tages deswegen behoben worden, weil er in 
der Landesverfassung keine Deckung hatte. 
Vom Standpunkt der Bundesverfassung ist es 
jedoch eindeutig zulässig, führt der Verfas­
sungsgerichtshof aus, den Vorsitzenden des 
Landtages von der Teilnahme an Abstimmun­
gen, mit Ausnahme von Wahlen, auszuschlie­
ßen. Es ist daher eben in der Berichterstat­
tung zu vollem Retttt festgestellt worden, daß 
dieses Erkenntnis keinerlei Konsequenzen für 
die Geschäftsordnung des Nationalrates -
hier ist eine ähnliche Situation - aus verfas­
sungsrechtlichen Gründen zur Folge hat. 

Nodi einmal wird in der Begründung auf 
den mir wesentlichen scheinenden Passus ein­
gegangen. Art. 97 Abs. 1 des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes behält die materielle Regelung 
der Beschlußerfordernisse für einen Gesetzes­
beschluß des Landtages dem Landesverfas­
sungs-Gesetzgeber vor. Das heißt also : Wenn 
das Stimmrecht des Präsidenten des Landtages 
bei Abstimmungen ausgeschlossen sein soll, 
muß das landesverfassungsrechtlich normiert 
sein. Das wollte ich aus dem Inhalt des Er­
kenntnisses und seiner Begründung nochmals 
hervorgehoben haben. 

Nun vielleicht noch eines dazu: den Hinter­
grund, warum es überhaupt dazu gekommen 
ist. Daß nämlich die Vorgangsweise und das 
Motiv, das die Bundesregierung zu diesem 
Schritt bewogen hat, mit den demokratischen 
Prinzipien in Einklang zu bringen ist, wenn 
heute der Bericht des Bundeskanzlers zur 
Kenntnis genommen werden soll, möchte ich 
in Zweifel stellen. Selbstverständlich werde 

-
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ich das auch begründen. Der bittere Beige­
schmaCk liegt nämlich darin, daß der soziali­
stische Landeshauptmann Kery ohne Auftrag 
seines Kollegialorgans, der Burgenländischen 
Landesregierung, irQ. Alleingang, via partei­
politischer Rohrpost sozusagen, beim Herrn 
Bundeskanzler interveniert und diesen zum 
erforderlichen Antrag der Bundesregierung be­
wogen hat. Im gegenständlichen Fall konnte 
nämlich außer den Höchstgerichten nur die 
Bundesregierung einen derartigen Antrag stel­
len. 

So wie der Bundesverfassungsgesetzgeber 
die Funktion des Vorsitzenden als ein Pouvoir 
neutre vor Augen hatte, so wollte man sicher­
lich seinerzeit in den zwanziger Jahren auch 
im Burgenland einen Vorsitzenden haben, der 
bei Behandlung der Probleme über den Dingen 
steht. So war es Recht fast 50 Jahre lang, 
von 1 924 bis heute, von allen Parteien und 
Gruppierungen respektiert. 

Nun aber, nachdem die Landtagswahlen im 
Burgenland im Oktober 1972 für die SPO un­
günstig ausgegangen sind - sie mußte auf 
Grund des Wahlergebnisses ein Mandat an 
die Freiheitlichen abgeben (Abg. P e t  e r: Zu­
rückgeben!); zurückgeben, besser gesagt -, 
stellte prompt einen Monat später, am 29. No­
vember 1972 - im Oktober war die Landtags­
wahl -, die Bundesregierung beim Verfas­
sungsgerichtshof den Antrag, diesen Passus 
als verfassungswidrig . aufzuheben. Das ist der 
bittere Beigeschmack, den ich hier im beson­
deren erwähnen wollte. 

Damit sollte also, Hohes Haus, wenn man 
die Geschichte bis zum Ende durchdenkt, das 
Wahlergebnis der letzten burgenländischen 
Landtagswahlen, nach denen es ohne Stimm­
recht - wie bisher - des Landtagspräsidenten 
bei 32 Abgeordneten 15 SPO, 1 5  OVP, 1 Man­
dat Freiheitliche stand, nicht anders als zu­
gunsten der sozialistischen Fraktion korrigiert 
werden. Das ist mit Hilfe des eingeschlagenen 
Weges über den Verfassungsgerichtshof ge­
lungen. 

Wollte man hinter dieser AntragsteIlung 
der Bundesregierung die ehrliche Absicht nach 
Beseitigung von Mängeln und Fehlern in den 
Landesgesetzgebungen suChen, dann wäre man 
alsbald enttäuscht, denn es fiele nämlich sofort 
auf, daß allerlei andere landesgesetzliche Nor­
men in gleicher Weise anfechtbar gewesen 
wären. Es finden sich sicherlich eine Reihe 
von Beispielen dafür. 

Ich möchte als Konsequenz dessen doch die 
Feststellung treffen: Es kann in keiner Weise 
der Bevölkerung glaubhaft gemacht werden, 
daß eine nachträgliche Korrektur des Wahl-

ergebnisses durch diese Vorgangsweise mit 
den Grundsätzen der Demokratie .in Einklang 
zu bringen ist. Eine solche Art und Weise er­
schüttert vielmehr meines Erachtens das Zu­
trauen der Bevölkerung in unseren demokrati­
schen EinriChtungen! 

Hohes Haus ! Den Bericht über das Erkennt­
nis des Verfassungsgerichtshofes nehmen wir 
zur Kenntnis. Wie es dazu kam, muß schärf­
stens verurteilt werden! (Beifall bei der avp.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Kohlmaier. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (OVP) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus! Wir behandeln der­
zeit eine Entscheidung des Verfassungsge­
richtshofes, jenes Höchstgerichtes, das die Ein­
haltung der Normen der Bundesverfassung zu 
bewahren, zu beachten hat, das unsere Ver­
fassung zu schützen hat. 

Meine Damen und Herren! Nicht alles kann 
aber vom Verfassungsgerichtshof wahrgenom­
men werden, vor allem nicht das, was nicht 
einen Bruch der geschriebenen Verfassung be­
deutet, sondern den Bruch der ebenfalls exi­
stierenden, ich möchte sie nennen:  ungeschrie­
benen Verfassung, der Spielregeln unserer 
demokratischen Republik, jener Normen, 
denen wir uns als Demokraten unterwerfen 
und vor allem als Parlamentarier unterwerfen 
müssen. Ich glaube, daß dieser Tagesord­
nungspunkt einen Anlaß geben kann und 
geben soll, daß man sich auch einmal mit die­
sen ungeschriebenen Regeln der Verfassung 
und mit ihren Verletzungen befaßt. 

Diese ungeschriebenen Regeln der Verfas­
sung sind für das Funktionieren unserer Demo­
kratie von besonderer Bedeutung, für das Ver­
trauen, das die Menschen in diesen Staat, in 
diese Demokratie und in diesen Parlamentaris­
mus setzen können und, meine Damen und 
Herren, auch für den Respekt, den die Be­
völkerung den Instanzen der Demokratie des 
Staates, des öffentlichen Lebens zollen sollen. 

Zu diesen Spielregeln der ungeschriebenen 
Verfassung gehört auch das Gebot der Fair­
neß. Meine Damen und Herren! Es gehört 
dazu aber auch etwas weiteres, mit dem ich 
mich besonders auseinandersetzen möchte, 
nämlich den Grenzen der politischen Ausein­
andersetzung, den Grenzen für die Ausein­
andersetzung der politischen Kräfte in diesem 
Land. 

Wir alle, meine Damen und Herren - ich 
bin überzeugt : in allen . Fraktionen dieses 
Hauses -, sind der Auffassung, daß Ausein­
andersetzungen hart sein können, daß sie aber 
nicht verletzend sein sollen (Abg. 0 r t n e r� 
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Das sieht man in der Praxis!), daß Ausein- listischen Partei zum Ausdruck gebracht, die 
andersetzungen scharf sein können, Herr Kol- Osterreichische Volkspartei denkt nur daran, 
lege, daß sie aber nicht herabsetzend sein wie sie den österreichischen Staat zertrümmern 
sollen I (Abg. 0 r t n e  r: Ja, von Ihrer Seite!) kann. (Abg. 0 r t n e r: Das dürfte nicht richtig 
Auf diese Praxis werde ich eben zu sprechen sein!) 
kommen. 

-
Meine Damen und Herren! Eine staatstra-

Meine Damen und Herren I In letzter Zeit gende Partei wie die Osterreichische Volks­
sind diese Spielregeln auf eine Weise verletzt partei, die am Aufbau dieses Staates und am 
worden, zu der man als Parlamentarier nicht rechtsstaatlichen Prinzip in diesem Land so 
schweigen kann. Ich komme jetzt im besonde- maßgeblich mitgewirkt hat, diese Verfassung, 
ren auf einige Aussagen von maßgebenden diesen Staat, diese Republik und diese Demo­
Politikern Ihrer Seite zu sprechen. >Sie haben kratie immer respektiert hat (Rufe bei der 
es wahrscheinlich schon vorausgeahnt, worauf SPO: Immer nicht/), braucht sich das auch 
ich hinaus will. (Abg. Dr. F i s  e h e  r: Post- von einem Herrn Gratz nicht sagen zu lassen! 
horn töne von gestern!) Etwa auf die Äußerun- (Zustimmung bei der OVP. - Abg. 0 r t n e  r: 
gen des Herrn Zentral sekretärs Marsch der Das Wort "immer" sollten Sie nicht gebrau­
Sozialistischen Partei Osterreichs, der sich auf chen!) 
eine Weise mit Gewerkschaftern, die um ihre Wir haben diesen Staat aufgebaut, mit ande­
Rechte kämpfen, auseinandergesetzt hat, die ren gemeinsam. Daß wir ihn nicht zertrümmern 
einer großen Partei und die dem Zentralsekre- werden, ist wohl selbstverständlich. Im Gegen­
tär einer großen Partei nicht würdig ist. teil: Wir hoffen auf einen weiteren und auf 

Ich möchte in ,diesem Kreis noch einmal be- einen besseren Aufbau dieses Staates, als er 
tonen, daß die um ihre Rechte kämpfenden heute vonstatten gehtl (Neuerliche Zustim­

Lehrer und Professoren auf Grund von ein- mung bei der OVP.) 

stimmigen gewerkschaftlichen Beschlüssen Meine Damen und Herren! An sich weiß 
tätig geworden sind. Diese -einstimmigen ge- ich - ich gehe davon aus -, daß jeder, der 
werkschaftlichen Beschlüsse sind auf eine im politischen Leben beleidigt ist, schlecht 
Weise herabgesetzt worden, die, w.ie ich beraten ist. - Wir sind auch nicht beleidigt 
glaube, mit dem, was wir unter demokratischer durch Herrn Gratz. (Abg. L i  b a I: Das wissen 

-Kritik verstehen, nicht mehr vereinbart wer- wir aus eigener Erfahrung!) Das können Sie 
den kann. uns glauben, meine Damen und Herren von 

Ich möchte mich hier auch mit der Äußerung der SPO, denn man kann nicht durch alles 
des Herrn Finanzministers zum selben Anlaß- und durch jede Äußerung beleidigt werden. 
fall auseinandersetzen, der diesem Kreis der Aber Sie kam immerhin von sehr - qualifizier­
öffentlich Bediensteten empfohlen hat, sie ter Seite, das heißt von einem Klubobmann, 
mögen eine Bürgerinitiative für Steuererhö- von einem geschäftsführenden Klubobmann. 
hungen setzen, damit ihre berechtigten Forde- Wir glauben eher, daß sich solche Äußerun-
rungen abgedeckt werden können. gen selbst richten, daß sie von der Offentlich-

Das ist, meine Damen und Herren, eine keit nicht anerkannt, sondern eher verurteilt 
Verhöhnung eines Berufsstandes und eine Ver- werden. Wir wissen, daß die österreich ische 
höhnung kämpfender Gewerkschafter (Zustim- Bevölkerung ein sehr gutes Gefühl dafür hat, 
mung bei der OVP) und nicht zuletzt eine wo die Grenzen liegen, die man in der poli­
Verhöhnung einer Einrichtung, die wir respek- tischen Kritik und in der Auseinandersetzung 
tieren wollen, nämlich einer Einrichtung des beachten muß. 
Aktivwerdens von Bürgern. Wir bedauern nur, daß Sie, meine Damen 

Ich kann mir vorstellen, daß Sie zu Bürger- und Herren, offenbar auf Grund von Schwie­
initiativen keine besondere Zuneigung haben, rigkeiten, die Sie zunehmend haben, sich auf 
meine Damen und Herren, aber Sie sollten ein politisches Niveau begeben, auf dem wir 
diese Einrichtung nicht herabsetzen! (Abg. Sie, meine Damen und Herren von der SPO, 
L a  n c: Wir waren aber die ersten, die das nicht mehr begleiten können und nicht mehr 
eingeführt haben!) begleiten wollen I (Zustimmung bei der öVP. 

Was mich besonders bewegt, ist eine Äuße- - Zwischenrufe bei der SPO.) 

rung des Berichterstatters, der heute bei die- Wenn wir heute vom Schutz der Verfassung 
sem Tagesordnungspunkt den Standpunkt des sprechen, dann möchte ich hier auch dafür 
VerfassungsaussChusses vorgetragen hat. plädieren, daß wir als Parlament und als Poli­
Wenn wir den Zeitungsberichten Glauben tiker die notwendige Achtung vor dem Souve­
schenken können, dann hat Herr Klubobmann rän, also vor dem österreichischen Volk, an 
Gratz auf einer Parteiveranstaltung der Sozia- den Tag legen. Wir als Osterreichische Volks-

-
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partei gehen , davon aus, daß jede demokra­
tische Entscheidung der Bevölkerung bedin­
gungslos zu akzeptieren ist. ICh möchte sogar 
so weit gehen und sagen: Der Souverän, das 
heißt das Volk, irrt nicht und irrt nie bei einer 
demokratischen Entscheidung! 

Wir haben in letzter Zeit aber bei Ihnen 
Äußerungen wahrgenommen, die uns befürch­
ten lassen, daß Sie Volksentscheidungen nur 
dann zur Kenntnis nehmen und respektieren, 
wenn sie mit Ihrer politischen Auffassung 
übereinstimmen. Das zeigt einen mangelnden 
Respekt vor dem Volk, das Sie hier zu ver­
treten haben, meine Damen und Herren! (Abg. 
L a  n C: Das sagen Sie nach dem Sonntag?) 
Jawohl, das sage ich gerade nach diesem Sonn­
tag, denn Ihr Zentralorgan, Herr Kollege Lanc, 
hat von Manipulation der Massen gesprochen. 
- Die Masse läßt sich nidü manipulieren! 
Die Masse entscheidet demokratisch! (Zustim­
mung bei der OVP. - Zwischenrufe bei der 
SPO.) 

Oder wollen Sie vielleicht glauben, daß alle 
diejenigen Staatsbürger, alle diejenigen Wie­
ner, die ihre Stimme abgegeben haben, das 
nur auf Grund einer Manipulation gemacht 
haben? Setzen Sie doch nicht die Wähler 
herab! (Neuerliche Zustimmung bei de,r OVP. 
- Abg. L a  n c: Sie haben von den Konse­
quenzen der Sozialisten gesprochen! - Wei­
tere anhaltende Zwischenrufe bei der SPO. -
Präsident Dr. M a l  e I a gibt das Glockenzei­
chen.) 

Die Konsequenz lautet so, daß man von 
Manipulation spricht und daß man sagt: Es 
ist wie ein falsches Geschwornenurteill Wir 
kennen doch die ganzen Stimmen - das zieht 
sich doch schon die ganze Zeit durch -: Wenn 
die Wähler nicht so entscheiden, wie es Ihnen 
paßt, sind irgend welche Massenmedien oder 
ist sonst j emand schuld, nur Sie selbst nicht! 
Sie suchen die Schuld nicht bei sich selbst. 
Machen Sie nur weiter so, meine Damen und 
Herren, Sie werden sehen, wo Sie hinkommen 
werden! (Zustimmung bei der avp.) 

Was heißt das : Die österreichische Bevölke­
rung ist nicht reif? - Diese Bevölkerung ist 
reif! Das muß auch Herr Minister Broda zur 
Kenntnis nehmen! Und diese Bevölkerung ist 
nicht für die Offnung der Gefängnisse! (Zu­
stimmung bei der avp.) 

Welche verfassungsrechtlichen Gesichts­
punkte hat Herr Minister Broda überhaupt 
noch im Auge, wenn er auf Grund irgend­
welcher sozialistischer oder sonstiger Einge­
bungen glaubt, die Bevölkerung belehren zu 
müssen, daß man Rechtsbrecher wohl frei her­
umlaufen lassen kann, aber nicht in Gefäng­
nissen halten muß? 

Manchmal hat man wirklich den Eindruck, 
daß sich ein Ausmaß an Uberheblichkeit und 
Anmaßung in Ihrer Partei breit macht, das 
die wahre Ursache der Enttäuschungen ist, die 
Sie in letzter Zeit haben hinnehmen müssen. 
Aber das ist wohl Ihre Angelegenheit. (Abg. 
O r t  n e r: Typische Verunsicherung!) 

Meine Damen und Herren! Ich sage noch 
einmal: Broda soll dementieren! Oder er soll 
vor die österreichische Offentlichkeit hintreten 
und direkt das sagen, was er hier gesagt hat: 
Ihr seid nicht reif! 

Ich sage Ihnen aber, wer hier reif ist. Reif 
ist der Herr Justizminister Broda, daß er aus 
einer solchen Herabsetzung der österreichi­
schen Bevölkerung die Konsequenzen zieht. 
Und überreif ist diese Bundesregierung! (Zu­
stimmung bei der OVP. - Abg. F a  c h I  e u l­
n e  r: Zurücktreten! Abtreten!) 

Ich bin nur von einem überzeugt: Alle diese 
Exzesse von Marsch, Gratz und Broda, dieses 
Herabsetzen des politischen Gegners (Abg. 
L i  b a I: Sie haben das nie gemacht/), dieses 
Herabsetzen der Bevölkerung - alles das, 
meine Damen und Herren, spielt sich sozu­
sagen in der zweiten Ebene ab. Der Herr 
Bundeskanzler wird sich, wenn es darauf an­
kommt, wie er es in letzter Zeit öfters macht, 
entsprechend - ich darf dieses Wort hier ver­
wenden - zurückziehen. Er arbeitet immer 

Der wohl eklatanteste Fall in dieser Herab- öfter damit, zu bestimmten Veranstaltungen 
setzung der Bevölkerung ist von Seite des nicht zu erscheinen oder zunächst nicht zu er­
Herrn Justizministers Broda ,in letzter Zeit scheinen oder diese oder jene Äußerung nicht 
geschehen. Wenn wir den Zeitungsberichten entsprechend zu decken. 
glauben können - ich muß das wieder vor­
ausschicken: vielleicht distanziert sich der Herr 
Justizminister davon: oder er macht ein 
Dementi -, hat der Herr Justizminister Broda 
gesagt: Ich bin für eine weitgehende Offnung 
der österreichischen Gefängnisse, auch wenn 
die Bevölkerung dafür noch nicht reif ist. 

Meine Damen und Herren! Wo nimmt Herr 
Broda die Anmaßung her, sich selbst für reifer 
zu halten als die österreichische Bevölkerung? 

Wir müssen aber eines feststellen: Diese 
Äußerungen von sozialistischen Politikern 
sind unter einem Kanzler, Parteiobmann und 
Klubobmann Kreisky erfolgt. Wir sind daran 
interessiert, einmal auch von diesem Partei­
obmann, ' Bundeskanzler und Klubobmann zu 
erfahren, wie er zu dieser demokratischen 
Gesinnung seiner Genossen steht. (Abg. 
F a c h l e u t n e r: Wo ist er denn?) Denn er 
selbst hat eine Regierungserklärung hier im 
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Hause verlesen, in der er ausdrücklich gesagt 
hat, daß sich die Regierung, das heißt wohl 
auch die Abgeordneten der Regierungspartei, 
der demokratischen Kontro1le bereitwillig 
unterwerfen wird. Von dieser Unterwerfung 
merken w.ir nichts! Man hat eher den Eindruck, 
sie erwarten sich . . .  

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Ich darf jetzt einen Moment den 
Redner unterbrechen und um Aufmerksamkeit 
bitten. Ich habe heute die Diskussion an einer 
"sehr langen Leine" gelassen, aber ich möchte 
doch darauf aufmerksam machen, daß der Zu­
sammenhang mit dem Burgenländischen Land­
tag schon sehr lose ist und daß ich dann die­
selbe - sagen w.ir - "lange Leine" auch bei 
den nachfolgenden Rednern objektiverweise 
zulassen muß. 

Ich bitte, sich das . , .  (Abg. P e t  e r: Und 
bei anderen Tagesordnungspunkten, Herr Prä­
sident! - Unruhe.) Herr Abgeordneter Peterl 
(Neuerliche Unruhe.) 

Bitte lassen Sie mich sprechen. Ich weiß, 
daß wir die Tradition haben, bei allen Tages­
ordnungspunkten das Thema sehr extensiv 
auszulegen. Wenn es dem einen gestattet wird, 
wird es auch bei dem anderen gestattet. Ich 
habe mir als Präsident gestattet, darauf hinzu-
weisen. 

Ich bitte jetzt den Redner, fortzusetzen. 

vor dem Souverän, dem wir zu dienen haben, 
dem österreichischen Volk, und zwar auch 
dann, wenn es Ihnen nicht mehr in jedem 
Punkt recht gibt, sondern Ihnen gegenüber 
zunehmend kritisch eingestellt ist! (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Heinz Fischer. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Heim Fisdler (SPO) : 
Herr Präsident! Hohes Haus ! Der Herr Gene­
ralsekretär der Osterreichischen Volkspartei 
hat soeben vielfach auf Zeitungsmeldungen 
Bezug genommen. Ich habe gestern eine Zei­
tungsmeldung gelesen, wonach die Osterrei­
chische Volkspartei die Absicht hatte, be­
stimmte Sachverhalte, die ihr nicht passen, 
zum Gegenstand einer dringlichen Anfrage zu 
machen. Diese dringliche Anfrage ist nicht 
eingebracht worden. 

Was tut ein Generalsekretär, wenn er 
wieder einmal übrigbleibt, wenn er sich in 
seiner Fraktion nicht durchsetzen kann? Er 
nimmt die Vorlage III-82 der Beilagen: Bericht 
des Bundeskanzlers betreffend Aufhebung des 
§ 60 Abs. A der Geschäftsordnung des Burgen­
ländischen Landtages durch den Verfassungs­
gerichtshof, zum Anlaß, um das zu sagen, 
was ihm seine Fraktion offensichtlich nicht 
im Zuge einer dringlichen Anfrage zu sagen 
erlaubt hat. (Zustimmung bei der SPO. -

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (fortsetzend) : Ironische Heiterkeit bei der OVP.) 
Herr Präsident! Ich danke. Der Herr Präsident hat schon darauf hin-

Ich möchte zum Abschluß meiner Ausfüh- . gewiesen, daß es einer "sehr langen Leine" 
rungen noch einmal auf den Beginn zurück- bedarf, um das bei diesem Tagesordnungs­
kOIlfmeri und darauf hinweisen, daß wir - punkt unterzubringen, was der Herr General­
wie Kollege Gradinger ausgeführt hat - als sekretär Kohlmaier eben zum besten gegeben 
Fraktion der Osterreichischen Volkspartei hat. Es ist naturgemäß, daß man darauf ent­
j ederzeit bereit sind, Entscheidungen der sprechend antworten muß und auch antworten 
Höchstgerichte hinzunehmen. Wir sind aber . . .  kann. 
(Rufe bei der SPO: Müssen!) Jawohl, meine Die Bevölkerung ist reif für politische Ent­
Herren! Ich weiß, daß wir es auch "müssen". scheidungen. _ Da gehen wir völlig kon­Sie können sicher sein, meine Herren. aus den form ! Die Deutlichkeit, mit der die österrei­
Reihen der OVP werden Sie ein Wort wie chische Bevölkerung zweimai hintereinander, "Justizputsch" .niemals hören. Das können wir 1970 und 1 971 , diese abgewirtschaftete OVP unterstreichen! (Zustimmung bei der OVP.) in Pension geschickt hat, hat nichts zu wün-

Jawohl ! Sie haben mit Ihren Zwischenrufen sehen übrig gelassen. (Zustimmung bei der 
recht: Wir müssen es zur Kenntnis nehmen. SPO. - Abg. Dr. B a u  e r: Bisserl eine ältere 
Wir machen es aber nicht nur, weil wir müs- Walze!) 
sen, sondern weil wir Respekt vor den Ent- Wenn der Herr Generalsekretär Kohlmaier 
scheidungen des Höchstgerichtes haben. (Bei- meint, daß das schon lange her sei, dann 
falI bei der OVP.) muß ich sagen: Als aufmerksamer Leser von 

Wir fordern Sie aber in diesem Zusammen- OVP-Enunziationen habe .ich mir Jetzt das 
hang auf: Zeigen Sie diesen Respekt nicht rasch bringen la,ssen, was der Herr General­
nur vor dem Verfassungsgerichtshof. zeigen sekretär vor wenigen Tagen am 19. und 
Sie ihn auch vor den Spielregeln der Demokra- 20. Mai bei der Interparty-Konferenz in 
tie, die Spitzenpolitiker von Ihnen verletzt Luxemburg gesagt hat (Abg. L i  b a  /: Genau!) : 
haben, und zeigen Sie diesen Respekt auch daß der Elan der Christlich-Demokratischen 
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und konservativen Parteien - die OVP zähle 
ich zu den konservativen Parteien - zur Auf­
deckung der neuen Bedürfnisse des Menschen 
nachgelassen habe, daß sie - die OVP -
erstarrt sei und daher nicht mehr in der Lage 
ist, sich neuen Gegebenheiten schnen anzu­
passen. (Heiterkeit bei der SPO.) 

Der Herr Generalsekretär Kohlmaier gibt 
aber die richtigen Analysen von der OVP 
leider nur im Ausland. Daher müssen wir sie 
im Inland geben, damit sie auch der öster­
reidJ.ischen Bevölkerung entsprechend bekannt 
werden. (Zustimmung bei der SPO.) 

Was tut die pragmatisch erstarrte, mit den 
neuen Gegebenheiten nicht mehr fertig wer­
dende OsterreidJ.ische Volkspartei? Sie ver­
leumdet immer wieder und unterstellt immer 
wieder der Sozialistischen Partei Dinge, wie 
das etwa der Herr Abgeordnete Mitterer, der 
heute nicht da ist, mit dem "parakommunisti­
schen Weg" getan hat, wie es der Herr 
Parteiobmann Schleinzer mit dem "jugoslawi­
sehen Weg" tut et cetera. (Abg. H a  h n: Was 
der Herr Zentralsekretär Marsch über den 
OAAB sagt, das ist viel ärger!) Der Herr 
Zentral sekretär Marosch hat eine Äußerung 
getan, die den Herrn Abgeordneten Hahn sehr 
aufregt. (Abg. H a  h n: Jawohlf) 

Jetzt frage ich den Herrn Abgeordneten 
Hahn, warum ihn nicht aufregt, was der Ab­
geordnete Dr. Prader in der "Wochenpresse" 
- Sie werden ja die Äußerungen Ihres Kol­
legen gelesen haben -, Nr. 29, vom 20. Juli 
1 966 gesagt hat. Das ist nicht nur dem Abge­
ordneten Marsch bekannt, sondern das sollte 
auch Ihnen bekannt sein. (Abg. Dr. K o r  e n: 
Neuere Unterlagen stehen Ihnen nicht zur 
Verfügung, Heu Dr. Fischer?) Wollen Sie 
Dr. Prader desavouieren? (Abg. Dr. K o r  e n: 
Nein!) Aha! Dann lassen, Sie mich also 
zitieren! (Abg. Dr. K o r  e n: Wir reden von 
voriger Woche!) 

Prader wörtlich: "Ich habe jenen OVP­
Flaschen" - so Prader wörtlich - "nie 
besonderes Wohlwollen entgegengebracht, die 
nur treu und altgedient sind. Auch jenen 
gegenüber nicht, die nur aus Opportunität 
zum OAAB gekommen sind". 

Was er damit meint, hat nicht nur für den 
OAAB, sondern auch für die OVP einige Be­
deutung: "Unter uns" - dem OAAB - "sind 
auch zahlreiche Kommunisten." So Prader. 
(Abg. Dr. B I  e n k: Bei Ihnen nicht?) "Es ist 
zum Weinen, aber der OAAB ist zum Teil 
kommunistisch unterwandert." 

Kollege Hahn! Warum schimpfen Sie nicht 
mit dem Dr. Prader? Warum schimpfen Sie 
mit dem Abgeordneten Marsch? (Zustimmung 

bei der SP.O. - Abg. H a h n: Der Pruder 
wird das schon beantworten! - Präsident 
Dr. M a l  e t a gibt das Glockenzeichen.) Gut! 
Der Kollege Prader soll uns das erklären. 

Präsident Dr. Maleta (neuerlich das Glocken­
zeichen gebend) : VielleidJ.t tritt wieder eine 
gewisse Beruhigung ein! 

Abgeordneter Dr. Heinz Fischer (fortset­
zend) : Ich bin sehr dafür, daß der Kollege 
Prader von diesem Pult aus beur:teilt und 
aussagt, was 'er heute zu jenen Personen 
zu sagen hat, die er damals als "OAAB­
Flaschen" bezeichnet hat. (Der P r ä  s i d e n  t 
übernimmt den Vorsitz.) 

Vielleicht ergeben sich daraus einige Klar­
stellungen. Ich habe gar nichts dagegen. Ich 
habe audJ. nichts dagegen, daß man das beim 
Tagesordnungspunkt : Bericht Über die burgen­
ländische Geschäftsordnung, tut. 

Meine Damen und Herren ! Es ist auch eine 
wirkliche Unterstellung - und wenn Sie diese 
Diskussion haben wollen, wir führen sie 
gerne ; es können sich ja weitere Kollegen 
meiner Fraktion melden -, wenn Sie behaup­
ten, daß die sozialistische Regierung oder die 
Sozialistische Partei Volksentscheidungen nur 
dann zur Kenntnis nimmt, wenn es ihr paßt. 

TatsadJ.e ist einmal - wenn ich mit dem 
Aufzählen beginne, aber ich werde es nicht 
lange tun, da·s sollen noch meine Freunde 
tun -: In Vorarlberg, zum Beispiel bei der 
Autobahntrasse in Bregenz, haben Sie die 
Bevölkerungsmeinung aber schon überhaupt 
nicht zur Kenntnis genommen. 

Zweitens : Daß die verantwortlichen Funk­
tionäre und Mandatare erklärt haben, daß sie 
die Entscheidung der vergangenen Woche, die 
am Samstag bekanntgeworden ist, selbstver­
ständlich zur Kenntnis nehmen, daran gibt 
es nicht<s zu deuteln. Daß man aber nach­
träglich jene Leute, die ja auch nicht wenige 
sind, die sich in dieser Frage, wo die Alter­
native Ja und die Alternative Nein zur Wahl 
gestanden ist, mit Ja entschieden haben, daß 
man diese Leute nun pauschal als - ich 
weiß nicht - "Baummörder" , "Grünlandzer­
störer" et cetera bezeichnet, wie das der Herr 
Abgeordnete Hahn 'in einem Offenen Brief 
an den Bundeskanzler getan hat, das sollte 
man sich sehr gut überlegen; denn in der 
Demokratie gibt es nicht nur eine Mehrheit, 
sondern in der Demokratie gibt es - darauf 
müßten gerade Sie sorgfältig achten als 
momentane und, wie ich glaube, noch einige 
Zeit Minderheit in diesem Land - auch eine 
Minderheit. Und auch die Minderheit soll man 
nicht verunglimpfen, auch die Minderheit soll 
man ernst nehmen. (Zwischenrufe bei der 
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QVP. - Ruf bei der OVP: Merken Sie sich 
das!) 

Ich habe Ihnen hier vor emlger Zeit in 
einer Parlamentsred� sehr viele Beispiele 
- 'so viele eben in den 20 Minuten Redezeit 
bei einer Dringlichen Anfrage Platz haben -
über den Unterschied dargelegt, wie die je­
weilige Mehrheit zu den Minderheitsrechten 
stand beziehungsweise steht in der Zeit von 
1966 bis 1970 und in der Zeit seit 1970. Kein 
einziger Redner von Ihnen hat auf diese 
Fakten und auf diese Beispiele geantwortet, 
weil es. eben nachweisbar ist - .es gibt j a  
ein stenographi'sches Protokoll - ,  wie wenig 
Sie als Mehrheitspartei Minderheitsrechte in 
diesem Haus geachtet haben und wie oft und 
wie sehr Sie sich über solche Minderheits­
rechte hinweggesetzt haben. Daher soll man 
mit solchen Feststellungen, mit solchen · Äuße­
rungen vor,sichtig sein. 

Und noch etwas, Kollege Kohlmaier, wenn 
Sie von Fairneß sprechen: das paßt ja eigent­
lich, wie wir schon übereinstimmend festge­
steHt haben, zu dem Punkt, der jetzt ver­
handelt wird, ebensowenig wie zu allen 
anderen .Punkten, die heute auf der Tages­
ordnung stehen. Nur mit einer Variante : daß 
der Klubobmann Gratz, den Sie zitiert haben 
und den Sie angegriffen haben, heute und 
bei diesem Punkt zum ersten Mal in dieser 
Gesetzgebungsperiode als Berichter,statter fun­
giert. Wenn man also von Fairneß spricht, 
dann hätte man' sich einen Punkt aussuchen 
können - ich glaube, es wäre Ihnen möglich 
gewesen -, bei dem Kollege Gratz auch an 
der De·batte teilnehmen kann. Aber von 
Fairneß redet es sich natürlich leichter, als 
daß man fair handelt. (Ruf bei der OVP: 
Kann er ja!) Als Berichterstatter kann er es 
nicht. (Ruf bei der OVP: Natürlich! Warum 
nicht?) 

Ich komme schon zum Schluß, meine Damen 
und Herren. Bei den Ausführungen · des Abge­
ordneten Gradinger, der ja eigentlich die 
heutige Debatte eingeleitet hat, muß man nur 
eines, glaube ich, r:ichtigstellen : Er hat davon 
gesprochen, daß eine Entscheidung des Ver­
fassungsgerichtshofes als Korrektur zugunsten 
der sozialisUschen Landesregierung verstan­
den werden soll. Ich würde dem Kollegen 
Gradinger dringend empfehlen, ein für allemal 
von der Tatsache auszugehen, daß die Her­
stellung eines verfassungsmäßigen Zustandes 
- und darum handelt es sich bei dem Er­
kenntnis des Verfassungsgerichtshofes -, 
wem immer es paßt und wem immer das 
nicht paßt, und wem immer das nützt und 
wem immer das nicht nützt, nicht mit dieser 
parteipolitischen Brille der Korrektur zu gun-

sten einer bestimmten Regierung gesehen 
werden soll. Es gibt Erkenntnisse des ' Ver­
fassungsgerichtshofes, die Ihnen mehr Freude 
bereiten als uns, und es gibt solche, die uns 
mehr Freude bereiten als Ihnen. Aber mit 
diesem kleinlichen Maßstab an Entscheidun­
gen des Verfassungsgerichtshofes heranzu­
gehen, das lassen wir gerne dieser OVP, (lIe 
sich sonst so gerne als Hüter des Richter­
staates oder des Rechtsstaates aufspielen will. 
(Beifall bei der SP.O.) 

Generalsekretär Kohlmaier hat immer wie­
der von einer fairen politischen Auseinander­
setzung et cetera - hart aber fair - ge­
sprochen. Wenn diese Debatte fortgesetzt 
wird, werden wir viele, viele Beispiele dafür 
anführen, daß Sie diesen Grundsatz, den Sie 
verbal aufstellen, in der politischen Praxis, 
in der Ausdrucksweise Ihrer Funktionäre, in 
der Art Ihrer Angriffe auf die Regierung tag­
täglich mit Füßen treten. Das werden wir 
Ihnen nachweisenl (Beifall bei der SPO. -
Zwischenrufe bei der OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Ermacora. (Rufe bei der SPO: 
Oje!) 

Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Ich möchte meine 
Ausführungen mit der Feststellung beginnen, 
daß der Herr Bundeskanzler vielleimt einen 
vierten Staatssekretär braucht, damit dieser 
bei der Debatte über einen Bericht, der sein 
Ressort betrifft, hier auf der Regierungsbank 
Platz nehmen kann. (Beifal1 bei der OVP.) 

Herr Abgeordneter Dr. Fischer! Auf Ihre 
Dialektik will ich nicht weiter eingehen, son­
dern will vielmehr die Dinge wieder in das 
Lot bringen, das im Zusammenhalt mit dem 
Bericht III-82 herzustellen ist. 

Wenn Sie jetzt gesagt haben, Herr Doktor 
Fischer, daß der Herr Abgeordnete Kohlmaier 
etwas zum besten gegeben habe, so möchte 
ich sagen, er hat Wahrheiten über das Demo­
kratieverständnis zum besten gegeben. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Ich möchte an den Grundgedanken an­
knüpfen, der in dem Erkenntnis des Verfas­
sungsger.ichtshofes, über das hier beridltet 
wird, zum Ausdruck gebracht wird. Darf idl 
vielleicht diese kurze Passage vorlesen. Er 
hat erklärt, daß auf Grund der gesmimtlidlen 
Entwicklung der Verfassungsgerichtshof zu 
dem Ergebnis kommt, eine Regelung, wonach 
der Vorsitzende eines allgemeinen Vertre­
tungskörpers mit Ausnahme von Wahlen nie­
mals mitstimmt, verstoße ni mt gegen das Ver­
ständnis, das der Bundesverfassungsgesetz­
geber für die erwähnten Prinzipien habe. Hin-

-
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ter einer derartigen Bestimmung stehe offen­
bar die Auffassung, daß der Vorsitzende im 
Hause, nach dem Prinzip der Verhältniswahl 
gewählter Abgeordneter als Pouvoir neutre 
die Verhandlungen des Hauses führen soll. 
.Das heißt, es wird in diesem Erkenntnis fest­
gestellt, welche Funktion der Präsident des 
Hauses, sei es des Landtages oder National­
Tates, haben soll. 

Hier möchte ich aber sofort an das Demo­
kratieverständnis anknüpfen und möchte Sie 
auf die beiden Anfragebeantwortungen auf­
merksam machen, die von diesem Hause aus 
gestellt wurden. Die eine Anfragebeantwor­
tung, die sich auf die Problematik der Beset­
'Zung des Verfassungs gerichtshofes bezog und 
. nach der der Herr Präsident des Hauses mit 
dem Herrn Bundespräsidenten gesprochen 
hatte und dann in einer relativ sehr knapp 
ge faßten Äußerung diese Anfragebeantwor­
tung beantwortet hat; eine Äußerung, die 
.nach meiner Meinung nicht unbedingt den 
richtigen Ton und den richtigen Gehalt ge­
funden hat. 

Zweitens möchte ich herausstellen: Auch 
die Anfragebeantwortung in bezug auf die 
Frage des Krankenpflegegesetzes war · nach 
meiner Meinung nicht befriedigend, und man 
wird sich wahrscheinlich bei der Lektüre dieser 
Antwort gefragt haben, wie nun die Stellung 
des Präsidenten in bezug auf diese Frage in 
Wahrheit zu beurteilen ist. 

Das sind Probleme des Demokratieverständ­
nisses, Herr Dr. Fischer. Ich könnte natürlich 
.hier gerade in bezug auf Ihre Ausführungen 
weiterfahren. Ich würde sagen, es gehört mit 
zum Demokratieverständnis in diesem Hause 
die Frage der zeitlichen Begrenzungen der 
Ausschußberatungen, es gehört das Problem 
der Fristsetzungen dazu, es gehört dazu ins­
besondere das sich nun jährende Problem des 

.Kärntner Ortstafelgesetzes, das so blamabel, 
möchte ich 'sagen, für Ihre Fraktion ausge­
gangen ist. Ich möchte, was das Demokratie­
verständnis angeht, aufmerksam machen auf 
die verschiedenen Tagesbefehle und Anord­
nungen im Schoße des Bundesrninisteriums für 
Landesverteidigung, wo Sie die verschiedenen 
Maulkorberlässe hatten. I'st das ein Problem 
des Demokratieverständnisses? 

Ich möchte weiter feststellen, daß der Herr 
Bundeskanzler - auch das scheint mir zum 
. Demokratieverständnis zu gehören - zu den 
Bauernführern von "poujadistischen Metho­
den" gesprochen hat. Ich glaube, alles das 
wirkt sehr wohl in dem Gesamtbild des 
Demokratieverständnisses. 

Hier ist insbesondere noch die Frage her­
;auszustellen, die sich mit der Publikation der 

Ergebnisse über die Pyhrnautobahn heraus­
gestellt haben. Es wurde in der "Sozialisti­
schen Korrespondenz" ausgeführt, daß die 
vollständigen Ergebnisse dieser Meinungs­
befragung voraussichtlich nicht veröffentlicht 
werden, obwohl der Herr Bundeskanzler zuvor 
erklärt hatte, daß diese Ausführungen ver� 
öffentlicht werden sollen. 

All das, meine Damen und Herren, steht 
in engstem Zusammenhang mit dem auf das 
Problem der Demokratie abgestellten Erkennt­
nis des Verfassungsgerichtshofes und liegt 
keineswegs außerhalb dieser Thematik. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Prader . 

Abgeordneter Dr. Prader (OVP) : Ich freue 
mich, daß der Herr Abgeordnete Dr. Fischer 
im Hause ist. Er hat j a  bestimmt ein Talent, 
gewisse spektakuläre oder ihm spektakulär 
erscheinende Dinge in einem völlig unpassen­
den Zusammenhang wirkungsvoll zur Darstel­
lung zu bringen. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Abgeordneter Dr. Fischer hat in Doku­
mentationen gearbeitet. Nur muß man, um 
Zeitgeschichte zu verstehen, auch die Ereig­
nisse und die Begebenheiten mit ins Kalkül 
ziehen und darstellen, unter denen gewisse 
Aussagen gemacht wurden. Hier darf ich 
Ihnen, lieber Herr Abgeordneter Dr. Fischer, 
einen zeitgeschichtlichen Nachhilfeunterricht 
erteilen. 

Zu den Äußerungen, die ich gemacht habe, 
stehe ich. Aber sie sind unter völlig anderen 
Gegebenenheiten gemacht worden. Ich habe 
damals in einem Gespräch sehr offen darge­
legt: Das hat ,sich auf die Zeit bezogen, die 
der OAAB sowohl als auch die Sozialistische 
Partei bewältigen mußte, nämlich die Zeit des 
Uberganges von der sowjetischen Besatzungs­
zeit in jene Zeit, in der Osterreich frei wurde. 
Ich habe damals . . . (Zwischenruf bei der SPO.) 
Das ist ja fürchterlich, wenn Sie sich bei dieser 
Darstellung jetzt schon aufregen. Was wer­
den Sie erst dann bei dem tun, was ich leider 
noch sagen muß? (Heiterkeit.) 

Und da haben sich gewisse auch politische 
Zeiterscheinungen ergeben. Es ist gar kein 
Geheimnis, daß damals auch verschiedene 
Kommunisten, die damals sehr stark in den 
SMV-Betrieben tätig waren, versucht haben, 
die demokratischen Kräfte zu unterwandern. 
Das stimmt, und auch dem OAAB ist es so 
ergangen. Nur habe ich dazu gesagt, daß wir 
diese Gefahr sofort erkannt und gebannt 
haben und daß sich sehr bald der Weizen 
vom Spreu gesondert hat. 
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Das war eirie der vielen Bewährungsproben, 

die der OAAB damals zu bestehen hatte und 
wie er heute eine - und hier ist eine gewisse 
Analogie - zu bestehen hat, weil er sich 
angesichts der sozialistischen Regierung nun­
mehr als echte unabhängige Arbeitnehmer� 
bewegung zu bewähren hat, weil Sie jetzt 
Bindungen haben, die man etwa so aus­
drü<ken kann: Wenn nun Forderungen in der 
Dienstnehmerschaft dieser oder jener Kate­
gorie vorhanden sind: Ja, derf ma denn des, 
wo jetzt eine sozialistische Regierung da ist? 
(Beifall und Heiterkeit bei der OVP.) Das ist 
doch nunmehr etwas ganz anderes! Das ist 
das Kernproblem. Und hier haben wir die 
gleiche Linie bewahrt, damals wie heute. Das 
ist Gegenstand einer echten Demokratie­
debatte. 

Sie werden uns daher als Opposition in 
diesem Haus gestatten müssen - ohne jetzt 
die Frage zu 'stellen: Ja, derf ma denn des? -, 
zu fragen, wie Sie sich in unserer Schau 
gegenwärtig als Regierung verhalten, wie Sie 
als Regierung jetzt ag,ieren im Gegensatz zu 
den Aussagen und Handlungen, die Sie in der 
Zeit der Opposition gesetzt haben, und wie 
diese gegenwärtige Regierung ihr Demokra­
tieverständnis unter Beweis oder nicht unter 
Beweis stellt. (Abg. lng. H ä u s e r: Da müs­
sen Sie sich selbst in den Spiegel schauen!) 

Der Herr Vizekanzler Häuser ist auch einer 
jener, der zur Kategorie gehört : Ja, derf ma 
denn des? Was fällt euch denn ein? (Beifall 
und Heiterkeit bei der OVP.) 

Herr Vizekanzler! Wir dürfen nicht nur, 
sondern wir müssen als Opposition in diesem 
Haus diese verpflichtende Aufgabe in einer 
Demokratie wahrnehmen: diese Dinge zu 
untersuchen, zu prüfen, sie darzustellen und 
auch schonungslos zu analysieren. 

Unter "schonungslos" verstehe ich nicht 
"beleidigend". Und das ist schon wieder einer 
jener nuancierten Unterschiede, wo wir viel­
leicht nicht ganz auf einer Linie liegen. 

Ich persönlich habe immer sehr ausein­
andergehalten den Einsatz gegen eine gesell­
schaftspoliüsche Auffassung, die wir nicht für 
richtig halten, abgesetzt vom Einsatz gegen­
über Menschen und Trägern, die eben diese 
oder jene Auffassung vertreten. 

Denken Sie zurü<k! Das war, von Ihrer 
Seite aus gesehen, nicht immer so, daß das 
immer und stets auch Ihr Standpunkt gewesen 
wäre. (Beifall bei der OVP.) 

Ich möchte mich aber an diese Maxime sehr 
deutlich ha1ten. Es ist für uns, meine Herren 
von der Sozialistischen Partei, schwer ver-

ständlich, daß Personalvertreter nunmehr nicht 
mehr jene sind, die die Interessen ihrer Kol­
legen zu vertreten haben, sondern jetzt jene 
sein · sollen, die die Interessen der Regierung 
zu vertreten haben. Da's ist j a  der Unter­
schied, um den es uns geht. Es gibt in der 
Demokratie asterreich - Gott sei es ge­
klagt - Personalvertreter, die nicht Ihrer 
Partei angehören. Ja, ist denn das möglich, 
derf ma denn des überhaupt? Da steht schon 
wieder dazwischen, daß Sie diese Aufgaben 
wahrnehmen. 

Ich erinnere an die Atta<ken, die Sie gegen 
den Obmann der Zentralpersonalvertretung 
beim Bunde'sheer gerichtet haben und dar an, 
wie Sie diese Aktionen als politische Aktionen 
abzuqualifizieren vl'!rsucht haben, weil dort 
einer, der eben mit der Interessenvertretung 
seiner Kollegen beauftragt ist, gesagt hat: 
Hier treten gewaltige Veränderungen in die­
sem Ressortbereich ein; das hat natürlich 
Rückwirkungen und Folgen auch auf die 
dienstrechtliche Stellung, auf das Fortkommen, 
auf die berufliche Entwicklung! Wir müssen 
uns daher darum annehmen, daß dabei nicht 
die Menschen in diesem Ressort, die uns zu 
ihrer Vertretung berufen haben, unter die 
Räder oder zu Schaden kommen. 

Was soll denn ein Personalvertreter 
überhaupt anderes machen, wenn das nicht 
eine entscheidende und bedeutungsvolle Auf­
gabe für ihn wäre? 

Aber das war eine "politische Aktion" und 
nicht eine Aktion, die im Interesse der 
Dienstnehmer dort von den gewählten Dienst-· 
nehmervertretern durchgeführt wurde. 

Darum geht es ! 

Und j etzt plötzlich bei den Lehrern. Ich will 
jetzt gar nicht über das Ausmaß der Forderun­
gen reden, über Berechtigung oder Nicht­
berechtigung. Hier sind die Standpunkte 
immer sehr verschieden gewesen, je nachdem, 
von welcher Seite man das betrachtet. Vor 
allem sind die Forderungen immer ungerecht­
fertigt nach der Meinung derer, die zahlen 
müssen: Das sind im Augenblick Sie, sprich: 
die Regierung. 

Damals, als Sie nicht in der Regierung 
waren, waren solche Forderungen sehr berech­
tigt, weil ein anderer zahlen hat müssen. 
(Beifall bei der OVP.) Das sind ja die un­
gleichen Maßstäbe, die Sie anlegen. Und 
dieses Prinzip akzeptieren wir nicht! 

Man muß in jeder Position, wo man �st, 
die gleiche Geisteshaltung und Einstellung an 
den Tag legen und nicht aus der jeweiligen 
Opportunität heraus sprechen, wie es einem 
gerade paßt, so wie beim Wahlrecht: Jetzt 

-
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braucht man eine Änderung, damit man 
besser zur Mehrheit kommt. (Abg. Doktor 
F i s  c h e r: Haben Sie etwas gegen das Wahl­
recht, so wie es jetzt existiert?) 

Gegen das von Ihnen beschlossene Wahl­
recht haben wir etwas. Wir haben ja hier 
dagegen gestimmt, das dürfte Ihnen ja bekannt 
sein. (Beifall bei der OVP.) Wir haben damals 
sehr ausdrücklich motiviert, warum wir gegen 
dieses Wahlrecht stimmen. Sie, Herr Kollege 
Dr. Hscher, wissen genauso gut wie ich, viel­
leicht sogar noch besser, daß es zu Ihrem 
Segen gewesen wäre, wenn das alte Wahl­
recht geblieben wäre, weil Sie dann mandats­
mäßig heute viel stärker in diesem Haus 
sitzen würden. Daher meinen wir, daß man 
gewisse Dinge nicht nur nach der augenblick­
lichen Opportunität zu beurteilen hat, sondern 
daß es gewis1se statische Momente in einer 
Demokratie geben muß, die nur einvernehm­
lich, wenn eine Änderung möglich ist, mit 
allen politischen Kräften verändert werden 
können. Das gehört zu jenen ungeschriebenen 
Gesetzen, die der Herr Generalsekretär der 
Volkspartei Dr. Kohlmaier hier gemeint hat. 
Sehen Sie, das sind die Belange, um die es 
uns geht. 

Aber jetzt bei den Lehrern ist es plötzlich 
ganz etwas anderes; j a, die streiken. (Zwi­
schenruf bei der SPO.) Ihre haben mitgetan, 
weil sie sonst ganz unmöglich gewesen wären; 
dann wurden sie diskreditiert und jetzt be­
ginnt man, sie in systematisdler Einzelbearbei­
tung zurück.zupfeifen. Das nennen Sie eine 
unabhängige Gewerkschaftsbewegung? Ich 
weiß nicht, von wem Sie, wenn Sie diese 
Auffa1ssung predigen, unabhängig sein wollen. 
Oder der Bundeskanzler sagt: Dann wird eben 
denjenigen nichts mehr �ezahltl ,  er hat das 
nicht mit diesen Worten gesagt, er sagte: 
Man wird das "prüfen", aber so mit dem 
Zeigefinger (Abg. Dr. P r  a d e  r macht mit 
dem Zeigefinger eine drohende Bewegung -
Heiterkeit bei der .aVP): Du wirst schon 
sehen! Du wirst schon sehen! - Das halten 
wir für keine demokratische Methodel 

Ich kann es ruhig sagen, idl war in vielen 
Belangen couragiert, aber wenn das während 
der aVP-Zeit passiert wäre und wenn ein 
Bundeskanzler der OVP damals gesagt hätte: 
Dann werden wir bei einer Aktion der öfferit­
lich Bediensteten - sprich Streik - denen, 
die mitmachen, während der Zeit des Streiks 
das Gehalt streichen!, Herr Gewerkschafts­
bundpräsident, .idl weiß nicht, was dann pas� 
siert wäre. Idl glaube, hier wäre eine Emotion 
losgebrodlen, weil es sidl dabei um Grund­
rechte handelt; aber j etzt bridlt nichts los. 
Die, die sagen: Das ist nicht korrekt, nicht 

der Demokratie gemäß, das sind Drohungen!,  
sind dann jene, die nicht um die Rechte der 
Unabhängigkeit und der Aktionsfreiheit der 
Arbeitnehmer kämpfen, sondern sohne die 
kommunistische Methoden anwenden. Das ist 
das Gegenteil von dem, was kommunistisdle 
Methoden sind, soweit wir diese Methoden 
verstehen und kennen. Glauben Sie mir, das 
tut auch Ihnen nicht gut. Sie wischen das 
alles weg. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Fischer hat er­
klärt, daß wir von der Regierungsverantwor­
tung pensioniert worden sind. Das stimmt. 
Damals waren Sie die große Hoffnung, aber 
die wird immer kleiner. (Heiterkeit und Zu­
stimmung bei der OVP.) Ich habe Ihnen da­
mals sdlon gesagt: Hodlmut kommt vor dem 
Fall. - Das ist ein altes Sprichwort. Die alten 
Sprichworte stimmen meistens. Nun sudlen 
Sie. nach Begründungen dieser Politik, das ist 
einer der Hauptgründe. Aber mit diesem 
Bereich haben wir uns nicht auseinanderzu­
setzen, das ist j a  Ihre Angelegenheit. Sehen 
Sie, insofern sind wir über diese Entwicklung, 
über diese Aussagen dankbar, denn es war 
einmal die Mentalität in Osterreich ungefähr 
so: Es ist wurst, wen man wählt, ob die 
Roten oder die Schwarzen, das ist ungefähr 
dasselbe. Sie haben sich sehr bemüht, pro­
grammaUsche Differenzen zu verwischen, um 
diese deutliche Sidlt nicht zu ermöglichen. 

Nun präsentiert uns Ihre praktische Politik 
jene Untersdliede, und wir sind Ihnen dafür 
dankbar, weil jetzt immer klarer erkennbar 
wird, weldl gewaltiger Unterschied es ist, ob 
die Verantwortung in diesem Staat von einer 
gesellschaftspolitischen PhIilosophie getragen 
wird, die unsere ist, oder die Ihre; dabei 
können Sie sich bemühen, soviel Sie wollen. 
(Abg. S e k a ri i n a: Ihr habt wenigstens die 
Probleme nicht bewältigen können!) 

Eines werden Sie auf die Dauer nicht 
zuwege bringen, audl Sie nicht, Herr Vize­
kanzler, indem Sie sagen: Wenn der OAAB 
zur Arbeitsverfassung Stellung nimmt, dann 
beleidigt er unter Umständen die Betriebs­
räte . . . (Abg. S e  k a n � n a: Hat er getan!) 
Das, was Sie den Betriebsräten zumuten, ist 
eine Beleidigung. (Beifall bei der tJVP.) Darum 
geht es. Wir sind der Meinung, daß wir um 
die Freiheit des Mensdlen, nicht um die AiI­
macht des Apparates zu kämpfen haben, . und 
darin liegen die großen Distanzen (Beifall bei 
der tJVP) und audl darin, daß Aufgabe der 
Arbeitnehmervertreter der Dienst · an den 
Arbeitnehmern ist und nidlt, ihr Vormund zu 
sein, dem sie ausgeliefert werden. Das ist 
die entsCheidende Frage. (Beifall bei der tJVP.) 
Sie können versudJ.en, das zu bagatellisieren, 
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aber das läßt sim nicht mehr bagatellisieren, den! Das geht in die Tiefe Ihrer schwarzen 
das wird immer akkurater. Und je mehr Sie Seele! - Heiterkeit bei der OVP.) 
das präsentieren, umso mehr werden den · Herr Abgeordneter Lane! Ich wundere mim Osterreichern die Augen geöffnet, wo tatsäch- gar nl'cht daß Sl'e sl'ch u" ber dl'ese A , ussage 
lich eine Geistigkeit am Werke ist, die den so aufregen, mich wundert nur, daß Sie sim 
MensdJ.en dienlich ist oder nidJ.t. Darum geht nicht immer aufregen gleicherweise. (Abg. 
es ja in der Auseinandersetzung. (Abg. L a  n C: Sie reden nicht immer!) 
S e  k a n  i n a: Ihr habt in Niederösterreich 
den Apparat aufgebaut! Das war Ihr Apparat, Zum Beispiel als der Abgeordnete SdJ.lager 
Herr Dr. Prader! Jede andere Meinung haben gesprochen hat. Ich habe vor mir �das steno­
Sie verdrängt! Sie sind doch Repräsentant des graphische Protokoll der� 54. Sitzung, 1 1 .  De­
Apparates in Niederösterreich! Sie waren es, zember 1 972, Seite 4822. Da heißt es: Es würde 
Herr Dr. Prader!) gut gehen, "wenn man das Bundesheer arbei-

ten läßt, meine Damen und Herren, wenn 
Präsident (das Glockenzeichen gebend): man nimt die Kasernen mit OAAB-Funk­

Meine Damen und Herren I Herr Dr. Prader tionären vergiftet'·. (Heiterkeit und Zwischen-
ist am Wort. rufe bei der OVP.) 

Abgeordneter Dr. Prader (fortsetzend) : Herr 
Abgeordneter Sekanina! Wir kennen uns lang 
genug, aber im wäre sehr, sehr dankbar, wenn 
in Ihren Bereimen die Minderheiten jene 
Aktions- und Agitationsfreiheit genießen wür­
den, wie das in den Bereichen der Fall ist, 
wo wir die Mehrheit haben (Abg. lng. H ä u­
s e  r: In Niederösterreich die Bezirkshaupt­
leute!), jawohl! ·Jawohl, genau dort! (Zustim­
mung bei der, OVP), daß sie. jene Aktions­
und Agitationsfreiheit genießen würden, die 
bei uns selbstverständlich Minderheiten ge­
nießen. (Abg. H o  r r: Du sprichst die Unwahr­
heitI) Da,rum ersudJ.e ich Sie heute umso ein­
dringlidJ.er, aber Sie werden darüber gar nimt 
hinwegkommen. Nun glauben Sie, die Dinge 
lassen ·sidJ. weiterentwi<keln, es sind ja so 
viele Fakten da. 

Heute halten Sie sidJ. zugute, daß Sie ün 
Wien eine Abstimmung gemadJ.t haben, - Es 
glaubt Ihnen aber niemand, daß das freiwillig 
war. (Abg. lng. H ä u s e  r: Das glauben nicht 
einmal Sie!) Das war aus einer Zwangs­
situation heraus und im Vertrauen darauf, 
daß Ihr Apparat absolut in der Lage list, das 
zu meistern und durdJ.zusetzen, was Sie näm­
!im haben wollen, und das ist Ihre Enttäu­
schung gewesen. (Beifall bei der avp.) 

Immer das gleiche: Wde es einem paßt. 
Das .ist Ihre Politik: Das g<;tnze Gesmehert, 
die Dinge in den Griff zu bekommen, Ihre 
immer größere Wehleidigkeit gegen die Kritik, 
das Suchen nam immer neuen Methoden, diese 
Kritik in den Griff zu bekommen, möglimst 
Regierungsgewerk'schaft, möglimst Regie­
rungsrundfunk. Das sind ja jene Instrumen­
taria, die Sie braumen, um Ihre Gesellsmafts­
ordnung zu etablieren. Um das geht es, und 
das werden wir immer wieder der österreichi­
schen Bevölkerung sagen. Aber das ist ja nicht 
neu. 

Der Herr Abgeordnete Czernetz - und der 
Herr Abgeordnete Czernetz ist sicherLich nicht 
jemand, der diese Dinge unüberlegt sagt -
hat sehr klar gesagt, wie Sie sich die Rezeptur 
bei der Mamtergreifung im Staate vorstellen. 
Er hat in der "Zukunft"', allerdings schon im 
März 1941, wörtlich folgendes geschrieben: 

"Die Eroberung der demokratischen Mehr­
heit wird der erste Schritt der politischen 
Revolution des demokratischen Sozialismus 
sein. Die Ersetzung des bürgerlidlen Staats­
apparates durdl einen völlig neuen sozialisti­
schen wird der zweite Schritt dieser politi­
schen Revolution sein. Nur wenn dieser zweite 
Schritt von uns planmäßig vorbereitet und 
entschlossen getan wird, kann von der poIiti-

In anderen Bereidlen sind Ihnen Abstim-
' 

schen� Seite her unsere demokratische Mehr­
mungen völlig gleidlgültig. 55.000 Landarbei- heit gesimert werden."' 
ter haben sich dagegen gewehrt, daß man 
ihnen ihre Sozialversicherungsinstitute weg- Sie sind im vollen Zuge, <l;as zu tun. Daß 
nimmt - das war Ihnen völlig gleichgültig I idJ. . jetzt etwas aus dem Jahr 1941 zitiere, 
(Abg. L a  n C: Sie �aben das nicht einmal mögen Sie mir bitte nidlt übelnehmen, weil 
mitbeschlossenJ) Völlig gleichgültig war .Ihnen Sie erst j etzt in die Stellung gekommen sind, 
dasl (Zwischenrufe der Abgeordneten P a n s i das zu praktizieren, was damals geplant wor­
und L a  n c.) Die Dinge sind ja so offenkundig, den ist. Daher ist diese Zeitdistanz auch in 
als daß man überhaupt noch darüber reden der heutigen Diskussion nicht von großer Be­
müßte. Das kommt eben daher, daß aUe dIese deutung. 
Dinge mit SPO-Funktionären verseudJ.t sind. In dieser Zeitschrift "Zukunft" hat der Herr 
(Heiterkeit bei der SPO. - Abg. L a  n C: Das Abgeordnete Czernetz ja nom einiges andere 
ist typisch, das verdient festgehaIten zu wer- gesagt: 

;' 
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"Erst die politisme Revolution des demo- Dr. Kohlmaier sehr rimtig dargelegt hat, daß 
kraUsmen Sozialismus wird die soziale Revo- in einer Demokratie . zwismen den Para­
lution möglim mamen. Die soziale Revolution graphen und den demokratismen Notwendig­
ist die Verwendung der demokratismen keiten oft aum ein Widersprum bestehen 
Staatsmarnt, der Legislative und der Exeku- kann, und in Ihrem Verhalten so sehr ein 
tive, zur Beseitigung der kapitalistismen Widersprum besteht - man sollte j a  das 
Eigentumsordnung, zur Umwandlung der einblenden -, weil heute so herausgestellt 
kapitalistismen Produktionsweise in die wurde: Sie müssen die Gerimtsurteile aner­
sozialistisme. Die Smaffung einer somalisti- kennen. Im bewundere Ihren Mut, daß Sie 
schen Wirtschaftsform ist überhaupt nur mög- angesimts und in Kenntnis der jüngsten Ge­
lim, wenn vorher die politismen Machtver- smimte in Osterreim, wo Sie oberste Rimter 
hältnisse ebenso wie die ökonomismen Mamt- wegen einer Entsmeidung, die Ihnen nimt 
verhältnisse verändert, ein neuer demo- gepaßt hat, als JustJizputschisten bezeimnet 
kratism-so21iaHstismer Staatsapparat und das haben und wo Aussagen Ihrer Funktionäre 
Gemeineigentum an den , Produktionsmitteln vorliegen, die alles andere sind als ein 
gesimert sind. Diese Maßnahmen zusammen Akzept, eine Anerkennung, eine Unterwer­
werden die politis<:he und soziale Revolution fung unter die Ensmeidung oberster Gerimte 
des demokratismen Sozialismus darstellen. in diesem Staat, dies aussagen. Inzwismen ist 
Wir wiss'en Illimt, ob es uns gelingen wird, der Gegenstand des Streites heute salonfähig 
diese große Revolution unblutig durmzu- geworden. Und das, was damals eine Staats­
führen. Das wird nimt von uns allein ab- affäre war, also eine furmtbare Gesmimte, 
hängen . . .  " Herr Abgeordneter Czemetz, wird heute im vonen Femsehlimt vom Herrn 
seien Sie nimt so grob! �undeskanzler ebenfalls infolge einer karita­

Das war die Auffassung, die hier einer 
Ihrer dom bedeutendsten Programmatiker und 
Ideologen ausgesagt hat. 

tiven Einstellung durm Händedruck besiegelt 
und aus der Welt gesmafft. So ändern sich 
halt die Zeiten. Man muß sim nur daran ge­
wöhnen. So ändern sich die Zeiten in der 
Taktik. Wir sehen nun, da Sie die Alleinregierung 

in Osterreim stellen, die 'perfekte und konse­
quente Durmführung dieser Programmatik, 
und um das g,eht es in Osterreim. 

Aber folgendes wollte lim dem Herrn 
Bundeskanzler sagen: Es gibt gewisse Grund­
normen in der Demokratie, die damit wenIL 

Zuerst hat der Herr Bundeskanzler taktisch sie überschritten werden, auch Smwierig­
klug versumt, das zu versdlieiern: Wir sind keiten im innenpolitismen Raum heraufbe­
gar nidlt so wild, �ie wir aussmauen - so smwören, Friktionen akzentuieren in Ausein-

. ungefähr -, schaut her, das ist doch ganz andersetzungen, die der Demokratie und 
ungefährlich. Immer mehr akzentuiert sim unserem Staate nimt gut tun, weil eine andere 
aber Ihre kla-r skizzierte geseUsmaftspolitisme Ausweime nicht mehr besteht. Und es gibt 
Politik heraus, und wir sind Ihnen dankbar, . gewisse ganz entscheidende gesellschaftspoli­
daß diese Entwicklung nunmehr diese unge- tisme Fragen, wo es einfach Ihre Verpflimtung 
heuren Untersffiiede: hier SPO und hier UVP, list, aum auf die Meinung der anderen zu. 
vor 'der breiten Offentlimkeit so klassism und hören und sie zu respektieren, nom dazu, 
deutlim deklariert und augenscheinlim madlt. wenn diese Meinung der anderen in Oster-

Sie haben sich über eine Außerung des reim fast die Hälfte der .Meinung der Bevöl­
Herrn Bundesparteiobmannes Hn Zusam..men- kerung ist. (Abg. Dr. F i s  e h e  r: Wie ist die 

hang mit ' der Arbeitsverfassung besmwert. Meinung der OVP zu dieser Frage? Es gibt 

Das ist etwas anderes als die Aussagen, die ja keine Meinung!) 

Sie gemamt haben und die der Herr General­
sekretär hier zitiert hat. Wir haben überprüft, 
inwieweit · alle Aktionen, die Sie auf so ent­
smeidenden Bereimen mamen, übereinstim­
men mit Ihrer Ideologie, was das Endergebnis 
dieser Entwicklung sein muß und welme 
Parallelen sidl zum gemeinsamen Stammvater 

. Marx hier abzeimnen. Das ist ein sehr legales 
Remt, zumal Sie sim ja ·dazu bekennen. Und 
es ist aUm unsere Aufgabe, das zu tun. 

Und jetzt, Herr Bundeskanzler, mömte dm 
an Ihre Adresse getidltet dom . aum nom 
etwas sagen, weil der Herr Generalsekretär 

Es geht um die Respektierung anderer Mei­
nungen in entscheidenden gesellsmaftspoliti­
smen Fragen, und hier hat die Osterreimische 
Volkspartei, auch mit absoluter Mehrheit aus­
gestattet, eine andere Handhabung an den 
Tag gelegt und eine andere Bedadltnahme 
auf die Meinung auch des sozialistischen 
Bevölkerungsteiles gezeigt. (Beifall bei der 
OVP.) Bei Auffassungen, die sie nach dem 
Bumstaben der Paragraphen unserer Verfas­
sung völlig legal mit Mehrheit hätte in Kraft 
setzen können, hat sie wegen der Bedadlt­
nahme auch auf die Meinung Ihrer Seite nicht 
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diesen Weg gewählt, sondern den Weg ge­
meinsamer Absprachen. Es hat zur Zeit der 
Frau Sozialminister Rehor keine Kampfabstim­
mungen über Sozialgesetze in diesem Parla­
ment gegeben. Es waren einstimmige. (Abg. 
Ing. H ä u s e r: Es hat überhaupt keine Ge­
setze gegeben!) Immer wieder hat sie sich 
mit Ihnen zusammengesetzt und hat Akkorde 
versucht. 

Es hat im ganzen Bereich der Landesver­
teidigung in entscheidenden wehrpolitischen 
Fragen sowohl im Landesverteidigungsrat wie 
auch hier im Parlament keine einzige Mehr­
heitsentscheidung durch die Osterreichische 
Volkspartei gegeben, sondern immer nur ein­
stimmige Entscheidungen, weil wir uns eben 
bemüht haben um eine gemeinsame Wehr­
politik, um auch Ihre Meinung. mit einzu­
binden und zu einer geschlossenen Gesamt­
meinung in entscheidenden Lebensfragen der 
Bevölkerung zu kommen. (Abg. Ing. H ä u­
s e  r: 16 Initiativanträge!) 

Herr Bundeskanzler! Jetzt stehen wieder so 
entscheidende gesellschaftspolitische Probleme 
zur Debatte. Herr Bundeskanzler, Sie sind 
nicht nur ein Bundeskanzler für die Sozialisten 
in OsterreiCh. Sie sind der österreichische 
Bundeskanzler und haben daher die Verpflim­
tung, in Ihrer Politik auch auf die Meinung 
des nimtsozialistismen Bevölkerungsteiles in 
Osterreich Bedacht zu riehmen. An diese Ver­
pflichtung 'haben wir Sie zu erinnern, und wir 
haben darzulegen, wie sehr Sie in Gefahr sind, 
Ihre Diktatur der 51 Prozent, die der Herr 
Abgeordnete Broda hier so sehr warnend be­
smworen hat, immer stärker in die Wirklich­
keit umzusetzen. Das ist unserer Meinung 
nach eine Politik, die vielleicht Ihrer Gesell­
schaftsphilosophie, aber nicht dem österreichi­
schen V01ke dient. Das wäre letzten Endes 
im Schwerpunkt gesehen aber die Aufgabe 
auch Ihrer Partei, vor allem der sozialistischen 
Alleinregierung in diiesem Land. (Beifall bei 
der OVP. - Abg. S k r i t e  k: Sie haben sich 
im Ton vergriffen!) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sim der 
Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr: Kreisky: Ich bin dem 
Herrn Bundesminister a. D., Abgeordneten 
Dr. Prader, dankbar dafür, daß er mir Gelegen� 
heit gibt, das hier zu wiederholen, was im 
den Vertretern beider Parteien der Lehrer­
gewerksdlaft im Bundeskanzleramt gesagt 
habe. Niemand bezweifelt das Redlt irgend­
einer Standesgruppe, irgendeiner ßerufs­
gruppe in Osterreidl, vom Streikrecht Ge­
braudl zu madlen. Niemand! Dieses Remt 
haben natürlidl audl die Lehrer, haben natür­
liCh auCh die öffentIidl Angestellten. Ich habe 

auch zur Kenntnis genommen, daß dieser 
Warnstreik die Zeit nicht überschreitet, die 
nach dem Gesetz erlaubt ist, unentschuldigt 
vom Dienst fernzubleiben. Niemand bestreitet 
das. Ich habe lediglich eine Feststellung ge­
maCht. 

Wenn es stimmen sollte, daß an eine längere 
Streikaktion gedadlt ist, so kann auch das 
Remt dazu niemandem streitig gemacht wer­
den. Nur ist es so - habe ich ' gesagt -: 
Wenn die Metallarbeiter streiken, dann zah­
len sidl das die Metallarbeiter selber aus 
ihrem Streikfonds durdl die Streikunterstüt­
zung ihrer Gewerkschaft. Im Falle der Lehr€[ 
müßte es ebenso sein, denn es wäre nidlt ein­
sehbar, daß das die Steuerzahler zu bezahlen 
haben. Das ist alles, was ich gesagt habe und 
was audl von den Lehrern zur Kenntnis ge­
nommen wurde. Nur das habe im gesagt. 
Denn streiken kann jeder. Nur muß es dann 
seine Interessenorganisation, seine Gewerk­
schaft übernehmen, und nicht der Steuerzahler 
kann das tun. Dazu stehe ich auch vor der 
ganzen österreidlischen OffentliChkeit und in 
erster Linie vor dem Hohen Hause. 

Zweitens möChte ich sagen, und das nur so 
am Rande: An den Sitzungen der österreichi­
schen Bundesregierung nehmen seit alters her 
Beamte teil. Ich mödlte dem Hohen Hause mit­
teilen, daß an den Sitzungen der gegenwärti­
gen Bundesregierung dieselben hohen Be am -

ten teilnehmen, die seinerzeit an den Sitzun­
gen der OVP-Regierung teilgenommen haben. 
Sogar derselbe Beamte besorgt den Minister­
r·atsdienst, den die Regierung Klaus einen Tag 
vor ihrem Abgang bestellt hat. Das zur Dar­
nachrichtung. Idl muß allerdings auch hinzu­
fügen, daß es . mir sehr sdlwer fiele, andere 
zu finden, weil es hohe Beamte anderer poli­
tischer Richtung im Bundeskanzleramt nidlt 
gibt und. dort kaum gegeben hat. Das nur 
nebenbei. (Lebhafte Zustimmung bei der SPO.) 

Was nun die Formulierung mit der "Dikta­
tur der 51 Prozent" betrifft, die Sie direkt an 
midl geridltet haben, so kann ich nur sagen: 
Ich bin mir immer bewußt qes Umstandes, 
daß es besser ist, miteinander zu verhandeln 
- wenn es geht -, daß es aber ein unver­
äußerliches · Gesetz der Demokratie ist, daß 
die Mehrheit letztlich entscheiden muß. Die 
Mehrheit als Diktatur der 51 Prozent zu be­
zeichnen, halte ich für eher problematisch, weil 
man dabei Gefahr läuft . . . (Abg. Dr. K o r  e n: 
Das hat der ]3roda gesagt!) Wenn man eine 
demokratisdle Mehrheit als das bezeichnet, 
dann darf man sidl nicht wundem, daß dann 
die Diskussion eine Sdlärfe annimmt und 
histor.isme Reminiszenzen bei solmer Gelegen­
heit wieder angestellt werden. 
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Das sage ich bei allem Respekt, den ich vor . nach mehr Demokratie s'etzte in diesem 
der poIitisChen Persönlichkeit des Herrn Mini- . Moment ein, weil sie fürChten mußten, durch 
sters Dr. Prader habe. Dazu fühle ich mich eine Dberstimmung in ihrer Willensbildung 
verpflichtet, und ich möChte nochmals auch aufgehoben oder sogar veranlaßt zu werden, 
Ihnen die VersiCherung abgeben, daß dort, etwas zu tun, was mehrere Burgenländer sich 
wo es geht, gemeinsame Entscheidungen zu wünschen. Das wollte ich Ihnen gerne sagen. 
finden, dIese gesucht werden. Dort, wo es (Abg. P a n  s i: Herr Kollege Graf! Wie ist es 
allerdings nicht geht; muß im Interesse des denn mit der Demokratie in 'der Steiermark, 
Funktionierens der Demokratie mit der Mehr- wo der Landtagspräsident ein Dirimierungs­
heit abgestimmt werden, die es eben gibt . .recht hat, also zwei Stimmen?) Ich sage Ihnen 
(Beifall bei der SPO.) etwas, Herr Kollege Pansi! Sie wollten von 

Präsident: NäChster Redner ist der Herr mir und meinen Kollegen, daß sie siCh an den 
Abgeordnete Graf. Punkt der Tagesordnung klammern. Ich be-

mühe mich jetzt. Dem einen hat man vorge­
Abgeordneter Graf (OVP) : Hohes Haus! worfen, weil er Ihnen etwas gesagt hat, was 

Meine Damen und H-erren! Ich habe mich aus Ihnen nicht gepaßt hat: das sei entsetzlich, er 
zwei Veranlassungen zum Wort gemeldet. verließe die Tagesordnung. Ich klammere mich 

nun sklavisch daran, ich hab-e . . .  (Abg. Doktor 
Herr Dr. Fischer, nur einen Einwand zu F i s  e h e  r: Das hat der Heu Präsident Maleta 

Ihren Ausführungen betreffend Veränderung gesagtf) Ich weiß, Sie brauchen mir nicht zu 
der Stimmöglichkeiten - des burgenländischen sagen, wer es gesagt hat; ich war ja her.innEm, 
Landtagspräsidenten! Si-e sagten sehr wir- Herr Dr. Fischer. 
kungsvoll dem Kollegen Gradinger, er habe 
eine riChterliChe Entscheidung kr.itisiert. Wenn Ich habe aber die Verhältnisse in der Steier­
jemand nicht genau zugehört hat oder viel- mark nicht zu untersuchen, ich nannte ein 
leicht nur diese Passage von Ihnen im Fern- B-eispiel, wenn Sie das als Beispiel gelten 
sehen sieht, dann ist er versucht zu glauben, lassen. 
daß Sie das wirklich meinten, was Sie hier ICh will sonst nichts sagen, ich kritisiere 
sagten. Wissen Sie, was Gradinger ausdrücken nicht die Entscheidung des Gerichtes uild mein 
wollte und was Sie wissentlich hier niCht Kollege Gradinger auch nicht. Aber wir stellen 
untersucht haben? Wann begann denn der fest, wann Ihre Sehnsucht nach Stimmöglich­
Wunsch beim burgenländischen Landtagsprä- keiten den Präsidenten des Landtages über­
sidenten, die SehnsuCht nach dem Mitstimmen- kam. Das wollte ich ihnen gerne sagen, niCht 
können einzusetzen? 25 Jahre lang nicht. Das weH Sie es nicht wissen, sondern welI man 
wurde dann plötzlich "notwendig", als es der es sagen muß, weil sonst die Bevölkerung 
FPa gelang, einen Mandatar in den Landtag glaubt, wir hätten hier ein Urteil kritisiert. 
hineinzubekommen. Als sich die Mehrheits- Nein, die Nostalgie haben wir kritisiert, und 
verhältnisse veränderten, sagten Sie sich: 0 es wäre schön gewesen, wenn SIe ·das mit 
Jammer, wenn zufällig die avp aus wirt- gesagt hätten. (Beifall bei der avp.) 
s<haftlichen Gründen mit dem Herrn der FPa 
einen Konsens fände - Ihre burgenländischen Und generaliter an die Adresse der Soziali­
Parteifreunde werden Ihnen sagen, sie befürch- stischen Partei, aber auch an Sie, Herr Bundes­
teten zuIn TEiil den Konsens im Landeswirt- kanzler, gerichtet: Sie haben hier eine Erklä­
schaftsförderungsgesetz oder ähnliches -, rung abgegeben, die ich Ihnen glaube. Aber 
dann hätten Sie weiter den fast drei Jahr- lassen Sie mich etwas sagen: 'Wie hat sich 
zehnte g.edulteten und von allen Parteien diese spa verändert, seit sie an die Regie­
tolerierten Zustand, daß der Herr Präsident rung kam! Plötzlich: gibt es Meinungen von 
des Burgenländischen Landtages bei Kampf- ein-em differenzierten Streikrecht. Und das bei 
abstimmungen nicht stimmt. Damit begann einer Partei, die in der Zeit der Alleinregie­
plötzlich die Sehnsucht nach voller Demokratie rung Klaus eine Sammlung . gemacht hätte, 
Platz. zu greifen, weil es denn doch zuwider wenn es gegangen wäre, wenn einer gestreikt 
wäre, wenn ein FPOler und 1 6  Volksparteiler hätte ! Sie hatten aber partout keinen Grund, 
gemeinsam eventuell . der Landeshierarchie denn wir wirtschaften besser als Sie. (Beifall 

ihren Willen aufzwingen könnten, sicher im und Heiterkeit bei der OVP. - Zwischenrufe 

Interesse der Wähler. bei der SPO.) 

Herr Dr. Fischer, das hätten Sie hier sagen Ich zitiere hier- nur zwei Umstände, Der 
sollen und nicht billige Kritik an der Äuße- von mir persönlich sehr geschätzte Herr Justiz­
rung meines Kollegen Gradinger üben, weil minister hat sich gestern sicher nicht wohlge­
Sie geglaubt haben, das wird hier kein Mensch fühlt, weil sich zum erstenmal in diesem Staat 
reklamieren; Das war doch Ihre Sehnsucht . .  Die . eine Standesgruppe genötigt sah, sehr ernst 
Nostalgie der burgenländischen Sozialisten darauf aufmerksam zu machen, daß · ihr die 

472 
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Behandlung, die ihr widerfährt, langsam zu­
wider wird. Ihnen vielleicht auch, Herr Bun­
desminister. Aber Sie hatten damals keinen 
Grund. 

Der Leader der Opposition Dr. Kreisky hätte 
bestimmt keiner Gruppe, wie immer sie aus­
gesehen hätte oder woher .immer sie gekom­
men wä.re, gesagt: "Wird eure Interessenver­
tretung das zahlen können, wenn ihr streikt?" 
Mitnichten! Sie hätten sich gesuhlt, wenn Sie 
jemanden gehabt hätten, der aus wirtsmaft­
lichen Gründen streiken muß. 

Ich gebe zu, Sie waren es nicht gewöhnt. 
Es ist zuwider, wenn man an der Regierung 
ist und dann selbst Forderungen prästieren 
und bede<ken muß. Das kann iCh mir natür­
lich vorstellen. 

Was hat man noCh alles in dem Zusammen­
hang gesagt: "Der Streik der Lehrer war eine 
OAAB-Aktion." In der Zwismenzeit hat siCh 
herausgestellt, daß maßgebliChe sozialistisChe 
GewerksChaftler genauso für diese Idee waren. 
VielleiCht haben sie dann zu hören bekom­
men, daß sie siCh etwas moderieren sollten. 
ICh weiß es nicht. Es ist nur eine Frage. Sie 
können ja sagen, sie wurden nicht aufgefor­
dert, sich zu moderieren. 

Oder, Herr Bundeskanzler, Sie erklärten 
dem Herrn Dr. Prader, es sei derselbe Beam­
tenstab und sogar derselbe Spitzenbeamte, der 
jetzt Ihre Reg.ierungssitzungen betreut. Er­
innern Sie sich, wie Sie uns, als Klaus die 
Regierung übernahm, erklärten, Sie würden 
niCht müde werden, uns Listen vorzulesen, 
und wenn sie länger seien als das Hemd der 
Heiligen Agnes, wenn man jemanden entläßt, 
der rot ist. (Abg. Dr. G r u b e r: Das mit der 
Heiligen Agnes hat er sicher nicht gesagtf) 
In irgendeinem Zusammenhang hat er die Hei­
lige Agnes zitiert. (Bundeskanzler Doktor 
K r e i s  k y: Den Schleier!) AuCh niCht sChleChtl 
Im mache, wenn Sie das wollen, aus dem 
Smleier ein Gewand, ·aber das Zitat ist ja 
nicht so,  daß es Sie kränkt oder vollständig 
gemacht werden muß. Es hat mich jedenfalls 
beeindru<kt. 

Aber zur Sache selbst, Herr Bundeska�lerl 
Sie werden vielleicht eirien Beamten finden, 
wenn Sie sich anstrengen, aber darf ich Ihnen, 
wenn Sie eine solche Aufforderung an Doktor 
Prader richten, eines sagen: Trauen Sie sich 
doch, Leute abzusetzen! Probieren Sie das ! 
Sie haben ja genug Schwierigkeiten, und es 
würde der Bevölkerung noch fehlen, daß Sie 
einen kassieren, nur weil er ein Volksparteiler 
ist! Das ist doch der wahre Grund. Sagen Sie 
doch hier nicht, daß Sie ,ihn. trotzdem behalten. 
Er ist ein Beamter, er erfüllt seine Pflichten, 

ob schwarz oder rot. Für uns war das selbst­
verständlich, und Sie tun, als ob! (Beifall bei 
der OVP.) 

Ja, meine Herren, haben Sie etwa einen 
Beweis, daß unter der Regierung Klaus ,in 
einem der Ministerien jemand von Ihren Leu­
ten entfernt wurde? (Abg. L i  b a I: Die waren 
doch lauter Schwarze!) Wo ist denn die Liste, 
Herr Libal? (Abg. S k r i t e  k: Da müssen Sie 
doch selber rot werden!) Nein, ich werde nicht 
rot, nimt einmal im Gesicht, und schon gar 
nicht, wenn ich an die politische F-arbe denke ! 
Aber, meine Herren, wo ist die Liste? Hätten 
Sie eine Minute gezögert, wenn Sie einen 
einzigen Parteimärtyrer gefunden hätten wäh­
rend der Regierung Klaus? Es gab keinen, und 
es war auch gut so ! (Abg. L i  b a I: Ich sage 
Ihnen einen: Herr Dr. Janig im Sozialmini­
sterium ist sofort kaltgestellt worden von der 
Frau Rehor!) Herr Libal, ich kann auf diesen 
Zwischenruf nur so eingehen, wie er es ver­
dient. Wenn Sie einen ernsten Hintergrund 
gehabt hätten, parlamentarisch breitzuwalzen, 
daß die Volkspartei unter der Regierung Klaus. 
einen Beamten wegen seiner Parteizugehör.ig­
keit in seiner Existenz gehemmt hat, dann 
hätten wir es hier schon gehört! (Abg. Doktor 
G I  u b e r: Genau!) 

Aber ich komme zur Sache zurü<k, Herr 
Bundeskanzler. Es ist für uns eine Selbstver-· 
ständlichkeit, daß Sie diese Märiner behalten, 
auch wenn sie "Schwarze" sind. Sie brauchen 
das nicht zu erwähnen. 

Abschließend noch ein Wort. Das Redner­
pult ist so angeordnet, daß ich Sie nimt 
beobachten kann, Herr Bundeskanzler, ich 
hoffe aber, Sie reagieren nüht so wie der Herr 
Vizekanzler heute, als man ihn in der Diskus­
sion auch nur streifte. Welche Majestätsbelei­
digung: Ein lebender Vizekanzler und Ge­
werkschaftsführer wird hier kritisiert! Die Ge­
sichtszüge des Herrn Ing: Häuser haben Bände 
gesprochen. Es ist fast ein Sakrileg: Eine 
Oppositionspartei riskiert, auch ihn persönlich 
kritisch zu beleuchten! Aber, meine Damen. · 
und Herren von der SPO, darf ich in Erinne­
rung rufen:  Die erste große Monsterrede, die 
id:! als junger Parlamentarier erlebt 'habe, hat 
der Herr Ing. Häuser gehalten. Sie war so· 
lang, daß er sie am nächsten Tag fortsetzen 
mußte. Erinnern Sie s,ich, was er alles 'zu sagen 
wußte! (Abg. Dr. F i s  e h e  r: Wahr war es!; 
Vielleicht, Herr Fischer! Es ist vielleicht auch 
wahr, was ich sage, auch wenn Sie es nicht 
glauben. Der Unterschied aber war der: Wir 
OVPler, die damals an der Mehrheit waren, 
haben das eingeste<kt, was Sie uns immer 
vorgeworfen haben. Wir wußten: Regierung 
bedeutet, daß man kritisiert wird. Daß Sie mit 
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uns keine Freude gehabt haben, ist möglich. 
(Abg. Dr. F i s  e h e  r: Können Sie sich erinne.rn, 
wie Sie bei der Rede von Häuser auf die 
Pulte getrommelt haben? So haben wir uns 
nie benommen!) Sagen Sie nichts vom Trom­
meln auf Pulten! Hier hat der Herr Horr einen 
einsamen Rekord aufgestellt! (Heiterkeit und 
Beifall bei der OVP.) Wollen wir uns nichts 
vorwerfen! Herr Kollege Fischer, ich konze­
diere Ihnen: Parlamentarisches Behaviour 
wurde links und rechts nicht immer gepflogen. 
Können wir uns darauf einigen? (Abg. L i  b a 1: 
Geht in Ordnung! - Heiterkeit.) Danke; Herr 
Libal! Wir haben getrommelt; aber Sie auch. 

Ich möchte -aber nun zum Schluß kommen. 
Meine Damen und Herren! Sie haben immer 
gemeint, es gehöre zur demokratischen Selbst­
verständlichkeit, daß man hart kritisiert wird. 
Ich weiß aber nicht, ob es dem Parlam-entaris­
mus dient - vielleicht fördert es die Abnei­
gung der Wähler -, wenn Sie sich gehaben 
wie regierende Fürsten. Der Demokratie dient 
es nicht. Bekennen Sie ·sich zur Kritik, oder 
setzen Sie Handlungen, die nicht diametral 
zu den Erklärungen Ihrer Experten liegen! 
Dann werden Sie keinen Grund haben, Kritik 
zu scheuen. Wenn Sie es nicht besser verste­
hen, werden Sie kritisiert, und je mehr Sie 
nervös werden, desto mehr werden wir ver­
suchen, diesen Zustand zu behalten I . (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. Wünscht 
der Herr Berichterstatter ein Schlußwort? -
Nein. 

Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g. Ich bitte 
jene Damen und Herren, die den vorliegenden 
Bericht, III-82 der Beilagen, zur Kenntnis neh­
men, sich von den Sitzen zu erheben. - E i n­
s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. 

4. Punkt: Bericht des Außenpolitischen ' Aus-
. - schusses betreffend den Bericht des Bundes­

ministers für Auswärtige Angelegenheiten 
(1ß-78 der Beilagen) über die wichtigsten Er­
gebnisse der XXVII. Generalversammlung der 

Vereinten Nationen (744 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 4. Punkt der 
Tagesordnung: Bericht über die wichtigsten 
Ergebnisse der XXVII. Generalversammlung 
der Vereinten Nationen. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Hesele. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter DDr. Hesele: Herr Präsident! 
Hohes Haus!  Ich bringe den Bericht des Außen­
politischen Ausschusses betreffend den Bericht 
des Bundesministers für Auswärtige Ange-

legenheiten über die wichtigsten Ergebnisse 
der XXVII. Generalversammlung der Verein­
t-en Nationen (III-78 der Beilagen) . 

Der Bundesminister für Auswärtige Ange­
legenheiten hat am 2 1 .  Feber 1973 den Bericht 
über die wichtigsten Ergebnisse der XXVII. 
Generalversammlung der Vereinten Nationen, 
die in der Zeit vom 19. September bis 19.  De­
zember 1972 in New York stattfand, im Natio­
nalrat eingebracht. 

Im Bericht wird ausgeführt, daß die großen 
weltpolitischen Auseinandersetzungen, wie 
etwa der Krieg in Indochina, überhaupt nicht 
zur Debatte standen oder aber, wie der Nahost­
Konflikt, durch die Diskussion in der General­
versammlung keine wesentlichen neuen Ele­
mente erhielten. Die Frage des internationalen 
Terrorismus fand starkes Interesse, doch wur­
den keine wirksamen Schritte zu seiner Be­
kämpfung empfohlen. 

Die Wahl Osterreichs in den Siroerheitsrat 
wurde in der Generalversammlung ·am 20. Ok­
tober 1 972 vorgenommen. Denmach wird 
Osterreich vom 1. Jänner 1973 bis zum 3 1 .  De­
�ember 1 974 diesem wichtigen Organ der Ver­
einten Nationen angehören. 

Außer der erstmaligen Teilnahme der Volks­
republik China am gesamten Verlauf einer 
Generalversammlung war das Gewicht der 
blockfreien Staaten von besonderer Bedeutung. 

Der gegenständliche Bericht gliedert sidi in 
sechs Punkte, die die Aufnahme neuer Mit­
gliedstaaten, Wahlen, politische Fragen, wirt­
schaftspolitische Fragen, soziale, menschen­
rechtliche und völkerrechtlidle Fragen sowie 
administrative und budgetäre Fragen zum 
Gegenstand haben. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat diesen 
Beridlt in seiner Sitzung am 22. Mai 1 973 in 
Vorberatung gezogen. 

An der Debatte beteiligten sidJ. außer dem 
Beridlterstatter .die Abgeordneten Dr. Fiedler, 
Dr. Mock, Schied er, Dr. Bauer, Dr. Ermacora 
und Dr. Karasek sowie der Bundesminister 
für Auswärtige Angelegenheiten Dr. Kirdl­
schläger und der Obmann Abgeordneter Czer­
netz. 

Der Aussdluß stellt fest, daß es auf Seite 1 1  
des Beridltes unter lit . .  d aus sprachlichen 
Gründen statt "weitgehendst" richtig "weitest­
gehend" zu lauten hat. 

Bei der Abstimmung wurde einstimmig be­
schlossen, dem Nationalrat die Kenntnisnahme 
dieses Berichtes zu empfehlen. 

Der Außenpolitisdle Ausschuß stellt somit 
durch mich den A n  t r a g, der Nationalrat 
wolle den Beridlt des Bundesministers für 
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Auswärtige Angelegenheiten über die wich- daß leider Gottes unschuldige Opfer zu bekla­
tigsten Ergebnisse der XXVII. Generalver- gen waren. 
sammlung der Vereinten Nationen (IH-tB der Meine Damen und Herren! Der XXVII. Ge-
Beilagen) zur Kenntnis nehmen. I nera versammlung der Vereinten Nationen lag 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, zum Prob1em Terrorismus auch ein von meh· 
bin ich ermächtigt, zu beantragen, General- reren Staaten, darunter auch . Osterreich, vor­
und Spezialdebatte unter einem abführen zu gelegter Resolutionsentwurf vor, der die Ver­
wollen. urteilung des internationalen Terrorismus ent-

hielt und zusätzlich Maßnahmen auf natio-
Präsident: Wird gegen den Antrag, General- naler Ebene und zur internationalen Zusam-

und Spezialdebatte in einem durchzuführen, menarbeit gegen die Terrortätigkeit vorsah. 
ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Schließlich war in diesem Entwurf auch ein 
Fall. Wir gehen in die Debatte ein. Auftrag an die Völkerrechtskommission zur 

Zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Erarbeitung eines verbindlichen multilateralen 
Dr. Fiedler. Instruments enthalten. Er wurde aber nicht 

angenommen - bedauerlicherweise, wie ich 
Abgeordneter Dr. Fiedler (OVP) : Hohes bei diesem Anlaß besonders unterstreichen 

Haus! Meine sehr geehrten Damen und Her- möchte. 
ren! Zwei Fragen aus dem Bericht des Außen-
ministers über di·e wichtigsten Ergebnisse der Ganz abgesehen davon, daß jeglicher Ge­
XXVII. Generalversammlung der Vereinten waltverzicht unsere oberste Maxime sein soll, 
Nationen, den meine Fraktion zur Kenntnis geht es bei der Bekämpfung des Terrorismus 
nehmen wird, möchte ich über die im gegen- . auch darum, die unbeteiligte� und unschuldi­
ständlichen Bericht enthaltenen Erläuterungen gen Opfer zu sdlützen, ein weltweites Uber­
hinaus zum Gegenstand meiner Ausführungen greifen der Terrortätigkeit zu verhindern. Das 
machen, und zwar die Frage des internatio- kann nur dadurch erreicht werden, daß auf 
nalen Terrorismus' und die Entwicklung im nationaler Ebene alle Maßnahmen ergriffen 
Nahen Osten. werden und darüber hinaus die Staaten sich 

zu gemeinsamen Vorkehrungen zusammen-
Die Abgeordneten der Volkspartei haben schließen. 

schon im Außenpolitischen Aussdluß betont, 
daß eine stärkere und intensivere Bekämpfung Idl möchte darauf verweisen, daß die Inter­
des weltweiten Terrorismus nidlt nur im Rah- parlamentarisdle Union in ihrer Schlußresolu­
men der .Internationalen Organisationen, son- tion nadl der Tagung im Feber dieses Jahres 
dem auf einer viel breiteren Basis einsetzen konzertierte Aktionen gefordert hat, um dem 
müsse. Terrorismus Einhalt zu gebieten, und für eine 

verbindliche Konvention eingetreten ist. Die­
Die Debatte über dieses Problem bei der ser Weg müßte international eingehalten wer-

Generalversammlung der Vereinten Nationen den und zu konkreten gemeinsamen Vorkeh­
endete - wie der Bericht des Außenministers rungen führen. 
diesbezüglich vermerkt - mit einem wenig 
ermutigenden Ergebnis, indem es die General- Audl der Eurciparat hat sich bei seiner Mai­
versammlung ablehnte, den internationalen Tagung mit diesem Problem befaßt und ein­
Terrorismus zu verurteilen und irgendweldle heIlig wirksame und entsdleidende Maßnah­
wirksame Maßnahmen zu seiner Bekämpfung men gefordert. 
zu empfehlen. Es wurde lediglidl die Einset-

, zung eines Komitees beschlossen, das die Hin- Bekanntlidl wurde Osterreidl am 20. April 
dieses Jahres in das bereits von mIr erwähnte tergründe des Terrorismus und der Terror-

tätigkeit studieren wird, also ein tatsächlich von der Generalversammlung eingesetzte 

wenig ermutigendes Ergebnis. Studienkomitee gewählt, welches aus Vertre-
tern von 36 Staaten zusammengesetzt ist. Die-

Die Frage des internationalen Terrorismus ses Komitee soll nunmehr in der Zeit vom 
muß von der Anerkennung legitimer Bestre- 16. Juli bis 10. August in New York erstmals 
bungen nadl Selbstbestimmung streng getrennt tagen - also fast genau sieben Monate nach 
werden. Dies hat audl die Generalversamm- Sdlluß der XXVII. Generalversammlung. 
lung klar festgestellt, und diese Trennung ist 
ridltig, wenn auch die Grenzen nicht immer Die von der Generalversammlung erbetene 

klar gezogen ,werden können. Stellungnahme zum Problem des internatio­
nalen Terrorismus wurde bereits abgegeben 

Es hat sich immer wieder gezeIgt, daß bei und dem Generalsekretär der Vereinten Natio­
den Terroraktionen, die fast kriegerische For- nen übermittelt. Wie idl höre, wird in dieser 
IDen angenommen haben, zahllose Unbetei- in konsequenter Verfolgung der in dieser 
ligte in Mitleidenschaft gezog·en wurden und Frage eingenomm,enen Haltung zur gewalt-
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losen Konfliktlösung die Besorgnis über die 
möglichen weitreichenden Konsequenzen des 
internationalen Terrorismus für den Frieden 
und die internationale Sicherheit ausgedrückt. 

Weiters wird auf die Notwendigkeit ver­
stärkter internationaler Zusammenarbeit auf 
der Grundlage multilateraler Verträge beson­
ders verwiesen und schließlich dafür plädiert, 
in dem nunmehr zusammentretenden Komitee 
echte Alternativen für eine Lösung des Pro­
blems auszuarbeiten. 

Hohes Haus ! Ich möchte hiezu aber ganz 
offen meiner Befürchtung Ausdruck geben: In 
diesem Komitee wird dies wohl sehr, sehr 
lange dauern! Deshalb sollte Osterreich auch 
im Sicherheitsrat jede sich ergebende Möglidl­
keit ergreifen, initiativ und in entsdliedener 
Weise gegen den internationalen Terrorismus 
aufzutreten. (Beifall bei der avp.) 

Hier gilt es, an die Vernunft all jener drin­
gend zu appellieren, die die Prinzipien des 
Gewaltverzichts, der Souveränität, der Unver­
letzlichkeit der Grenzen sowie der territorialen 
Integrität und Unabhängigkeit anerkennen. 

Die XXVII. Generalversammlung der Ver­
einten Nationen beschäftigte sich audl wieder 
mit der Frage des Nahost-Konfliktes - leider 
nodl immer Welt-Krisenherd Nr. 1 -, konnte 
jedoch keinen greifbaren Fortschritt für eine 
politische Lösung dieses Problems erzielen. In 
einer von der Generalversammlung angenom­
menen Resolution wurde lediglich der vom 
Sicherheitsrat im November 1967 einstimmig 
beschlossene Grundsatz für eine friedliche· Lö­
sung der Nahost-Frage bekräftigt. 

Ich hatte seinerzeit Gelegenheit, persönlich 
an jener schon historisch gewordenen Sitzung 
des Sicherheitsrates am 22. November 1967 
als österreichischer Beobachter teilzunehmen, 
und war sehr beeindruckt, daß man fünfein­
halb Monate nach jenen kriegerisdlen Ereig­
nissen des Juni 1967 zu einer einstimmigen 
Resolution kam. 

Ich hätte aber nie geglaubt, daß wir fünf­
einhalb Jahre später nicht um den geringsten 
Schritt vorwärtsgekommen sein werden. 

Der Krisenherd Nahost müßte kein Krisen­
herd sein, wenn von den beteiligten Staaten 
jene Barrieren überwunden würden, die einen 
.friedlichen Dialog und damit eine gemeinsame 
friedliche Lösung bisher verhindert haben. 

Erst vo·r kurzem ist es einer großen öster­
reidlischen Tageszeitung gelungen, indirekt 
einen Dialog zwisdlen zwei prominenten Poli­
tikern Israels und Ägyptens herzustelleIl; die 
beiden Interviews haben ganz erstaunliche 
ErgebIrisse gebradlt, nämlich Aussagen der 

beiden Politiker, die ganz offensidltlich dazu 
angetan sein könnten, bisher unüberbrückbare 
Barrieren abzubauen. Man ist offensichtlidl 
gewillt, von bisherigen harten Standpunkten 
abzuweidlen und so Verhandlungen zu er­
möglichen. 

Dieser Fortschritt ist, soweit er den Tat­
sachen entspridlt, umso erstaunlidler, als bis­
her jede Art von Dialog von den beiden Staa­
ten abgelehnt worden war, man verbiß sidl 
auf harte Bedingungen, ein friedlidles Ge­
sprädl sdlien überhaupt nicht im Bereich der 
Möglidlkeiten. Die Vermittlertätigkeit von 
UNO-Sonderbotschafter Gunnar Jarring führte 
leider nicht zum gewünschten Erfolg. Immer 
wieder kam es zu Rückschlägen. 

Der Sicherheitsrat hat über ägyptischen An­
trag am 20. April einstimmig besmlossen, 
einen Beridlt des Generalsekretärs der Ver­
einten Nationen über die Friedensbemühun­
gen der Vereinten Nationen seit 1967 anzu­
fordern. Auf Grundlage dieses Berichtes be ab­
sidltigt nun der Sidlerheitsrat, eine umfas­
sende Debatte über alle Aspekte der Nahost­
Frage abzuhalten. 

Es wird erwartet, daß der Beridlt General­
sekretär Waldheims dieser Tage vorliegen 
und die Debatte· im Sidlerheitsrat am 4. Juni, 
also Anfang nächster W odle, beginnen wird. 
Audl der Sonderbeauftragte, Botsdlafter Gun­
nar Jarring, wird zu dieser Debatte des Sicher­
heitsrates wieder nach New York kommen. 

Ich glaube, es liegt im Interesse aller Staa­
ten, audl der betroffenen Länder, daß die 
krisenreiche und krisenanfallige Lage im 
Nahen Osten friedlich gelöst wird. Die Frage 
des weltweiten Terrorismus hat ja mit der 
Entwicklung im Nahen Osten gewisse Ur­
sachen, die nicht übersehen werden dürfen. 
Es bedarf . dazu vermehrter Anstrengungen 
aller Staaten, und alle Bemühungen in dieser 
Ridltung sollten unterstützt werden. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte die 
heutige außenpolitisdle Debatte keineswegs 
vorübergehen lassen, ohne auf Osterreichs 
Haltung in der knapp vor Ostern erfolgten 
Debatte im Sidlerheitsrat und den im Zusam­
menhang mit dieser in der Kairoer Zeitung 
"AI Gomhouriya·· ersdlienenen - unge­
wöhnlidl sdlarf formulierten - Artikel zu 
spredlen zu kommen, wobei ich gleich mit. 
Bedauern darauf verweisen muß, daß von 
Regierungsseite zu diesem, Angriff eines Blat­
tes, weldles das Spradlrohr der führenden 
ägyptisdlen Einheitspartei darstellt, bisher 
keinerlei Zurückweisung erfolgte. Dies wäre 
umsomehr notwendig gewesen, als sidl Rund­
funk und Presse hiemit eingehend befaßten, 
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Meines Eradltens operierte damals Oster­
reims Außenpolitik unglüddim: Statt die Ver­
mittlerrolle initiativ zum Tragen zu bringen, 
die unserem Land auf Grund seiner Neutralität 
und seines his tori sm begründeten Ansehens 
in der Welt ,geradezu auf den Leib geschnei­
dert ist, machte man in Neutralismus und 
verschleuderte kostbares Prestige-KapitaL 

Von der Position des neutralen Staates mit 
zentraler europäismer Lage könnte Osterreich 
durch konstruktive Vorschläge ganz entschei­
dend dazu beitragen, Konflikte abzubauen und 
Entspannung herbeizuführen. Dies müßte umso 
leichter gelingen, ist doch die Politik der Gro­
ßen dieser Welt gerade jetzt deutlich wie sel­
ten zuvor auf Entspannung ausgerichtet. Eine 
Sternstunde mit so günstigen Konstellationen 
dürfte so bald nicht wiederkehren. 

Umso peinlicher berührt es, wenn man sehen 
mußte, wie diese sich heute darbietende Ge­
legenheit, im Konzert der Völker positiv zu 
wirken, nicht nur ungenützt bleibt, sondern 
Aktivitäten gesetzt werden, die unserem An­
sehen kaum dienlich sein können. 

Man mißversteht heute in der österreichi­
schen AußenpolItik offenkundig die Rolle eines 
neutralen Staates, indem man etwa bei den 
Vereinten Nationen einmal in diesem und das 
nächste Mal in einem anderen Kielwasser 
scheinbar wohlausgewogen mitschwimmt, 
ohne dabei tunlichst aufzufallen. Balanceakte 
möglichst . im Gleichgewicht wechselvoller 
Gunstbezeigungen sind aber Neutralismus und 
nicht Neutralität. So besehen haben wir bei­
spielsweise damit keinen Applaus geerntet, 
als Osterreichs Vertreter im Weltsicherheitsrat 
zwar Israel vom einseitigen Terror freisprach, 
andererseits die wiederholten Angriffe Israels 
gegen den Libanon mit zehn anderen Staaten 
verurteilte. Was Wunder, wenn etwa aus der 
arabischen Welt gegen Osterreich polemisiert 
wird, offenbar in der Absicht, unser Land vor 
Kairos Karren zu spannen. 

Andere werden auf ähnliche Ideen kommen, 
wenn sich asterreich weiterhin darauf einläßt, 
zweifelhafte Schiedsrichterrollen im Wechsel­
spiel der weltpolitischen Kräfte zu überneh­
men. Der krampfhafte Versuch, in jedem welt­
politischen Konzert irgendeine Geige spielen 
zu wollen, ohne je selbst ein'e Partitur anzu­
bieten, kann für die Völker der Welt auf 
Dauer kein Ohrenschmaus sein. So wird man 
jedenfalls der Rolle konstruktiver Neutralität 
nicht gerecht, und so dürfen wir uns auch 
nicht wundern, wenn das Osterreichbild ver­
blaßt und außerhalb unserer Grenzen nur mehr 
unsere Vergangenheit erwähnens- und bemer­
kenswert erscheint. (Beifall bei der öVP.) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Laue. 

Abgeordneter LaDe (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Der Bericht des Außenministers 
über die 27. Generalversammlung der Ver­
einten Nationen gibt uns Gelegenheit, sich 
mit dem Ausmaß, und wie. ich glaube, auch mit 
Erfolgen unserer UNO-Politik zu besmäftigen. 

Vorerst aber zu den großen, weUpolitischen 
Problemen, unter deren Wirkung die gesamte 
Arbeit bei den Vereinten Nationen steht. 
DIese Probleme kommen am übersichtlichsten 
in der Erklärung des Herrn Bundesministers 
für Auswärtige Angelegenheiten vor dem 
Plenum der Generalversammlung der Ver­
einten Nationen am 5. Oktoben 1972 in New 
York zum Ausdruck. Ich darf daher diese 
noch einmal in möglichst geraffter Form er­
wähnen, weil sie mir als Grundlage für alle 
weiteren Uberlegungen erscheinen. In schlag­
wortartiger Aufzählung handelt es sich: 

1. um die sichtbaren Bemühungen der 
großen Staaten, ihre Beziehungen auf eine 
neue, von Vertrauen und Zusammenarbeit 
getragene Basis zu stellen. Als Beispiel dafür 
kann die Besuchsdiplomatie . zwischen Wash­
ington, Peking und Moskau gelten, wenn­
gleich die letztgenannte Relation noch nidlt 
miteinander in direktem Kontakt steht. 

2. Die auch von asterreich unterstützte Kon­
ferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa hat nach Wegen zu suchen, die, um 
.im kreditwirtschaftlichen Jargon zu sprechen, 
"Sicherheiten für die Sicherheit in Europa" 
bieten. Als Test können hier die Verhandlun­
gen über eine ausgewogene Verminderung 
des Militärpotentials in Europa gelten. Gerade 
bei den Schwierigkeiten zur Ingangsetzung 
dieser in Wien stattfindenden Gespräche hat 
sich gezeigt, daß trotz aller militärstrategisdl 
motivierter Verfahrensfragen letzten Endes 
doch eine Lösung' gefunden werden konnte, 
die die Verhandlungsaufnahme ermöglicht hat. 
Ein Beweis dafür, daß der Wille da war, und 
dieser ist ja bekanntlich immer das Entsdlei­
dende. 

3. Besonders wichtig erscheint 'mir, was 
asterreich durch seinen Außenminister in der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen 
zum Thema Terrorismus . gesagt hat. Dies 
umso mehr, als die ohnehin nicht eben über 
außenpolitische Themen berichtsfreudige 
österreichische Presse davon überhaupt keine 
oder nur eine sehr spärliche Notiz genommen 
hat, was zum Teil auch auf meinen Vorredner 
zutreffen dürfte. 

Die Terrorismuserklärung wurde in un­
mittelbarem Zusammenhang mit der Definition 
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des Hauptzieles der österreichischen Außen­
politik genannt. Dieses Ziel der österreichi­
schen Außenpolitik bezeichnete Bundesmini­
ster Dr. Kirchschläger als "auf das Wohl des 
einzelnen Menschen abzustellendes Handeln". 
"Die humanitäre Aufgabe zähle mit zu den 
primären Pflichten eines neutralen Staates." 

Und dann übergehend zum Terrorismus : 

4. "Dieser sei zu einem gesellschaftlichen 
und internationalen Problem geworden. Die 
UNO müsse angesichts der ' Ziele und Prinzi­
pien ihrer Charter dem Terrorismus entgegen­
treten. Es wäre jedoch ein Fehler, sich von den 
sozialen und nationalen Anliegen, die zu die­
sem Terrorismus geführt haben, unter Beru­
fung auf eben diese Terrorakte, zu distanzie­
ren. Wenn es nicht gelänge, für die Realisie­
rung der Ziele und Gedanken, die in der Sat­
zung der UNO, in ihren Deklar-ationen und 
Resolutionen verankert sind, die geeigneten 
friedlichen Mittel zu finden, werde eine Ver­
urteilung des Terrorismus erfolglos bleiben." 

Mein Vorredner hat bewiesen, daß diese 
Passage und auch unser Verhalten in dieser 
Frage offenbar von der OVP als zu weich 
bewertet worden ist. Darüber hat - Kollege 
Fiedler hat das auch erwähnt - schon eine 
Aussprache im Außenpolitischen Ausschuß 
stattgefunden. Dort ist ganz klar zum Aus­
druck gekommen, daß sich Osterreich zum 
Unterschied von allen anderen neutralen Mit­
gliedsstaaten der Ver·einten Nationen nicht 
dazu bereit erklärt hat, eine Wischiwaschi­
Lösung mit seiner Stimme zu sanktionieren, 
sondern Osterreich hat sich hier eindeutig ab­
gesetzt, eindeutig und im Gegensatz zu ande­
ren neutralen Staaten, wie Schweden und 
Finnland, für diese Terrorismusresolution 
nicht gestimmt. 

Ich glaube also, daß hier nicht nur verbal 
durch den Außenminister, sondern auch durch 
das Stimmverhalten klargestellt worden ist, 
wo wir stehen. 

Meine Damen und Herren! Es ist sinnlos, 
sich darüber aufzuregen, daß die Weit nicht 
besser ist, als sie tatsächlich ist, sondern man 
muß sich, wenn man sie bessern will, über­
legen, welche Mittel geeignet sind, die Besse­
rung herbeizuführen. 

Das heißt mit anderen Worten: Verbal­
radikale Antiterrorismuserklärungen, eine Art 
Gesundbetenwollen dieses Phänomens, sind 
sinnlos. Der Terrorismus kann nur dann er­
folgreich bekämpft werden, wenn man seine 
gesellschaftspolitischen und weltpolitischen 
Wurzeln bloßlegt. Nur vorher aufgelockerter 
Boden ermöglicht das Jäten von Unkraut, ohne 
daß gleich wieder Unkraut nachwächst. 

Neben der klaren Stellungnahme zu inter­
nationalen ProbleII;len bietet die Plenarver­
sammlung der Vereinten Nationenl Hohes 
Haus, aber auch die Arbeit in den Kommissio­
nen , vielfältige Möglichkeiten, in unmittel­
barem Zusammenhang mit österreichischen 
Interessen engerer Natur tätig zu werden. 
Auch dafür zwei Beispiele: Erstens : die Infor­
mation der Generalversammlung über die 
Fortschritte, die bei der Regelung der Süd­
tirol-Frage, insbesondere in der Frage der 
Abwicklung des Operationskalenders erzielt 
wurden. Gleichzeitig mit diesem Bericht wurde 
aber vom Außenminister die Hoffnung Oster­
reichs deponiert, daß die im Gang befindliche 
Entwicklung in Südtirol auf der Grundlage 
einer sinn- und wortgetreuen Verwirklichung 
der noch ausstehenden Maßnahmen in Süd­
tirol und einer verständnisvollen Haltung der 
italienischen Regierung gegenüber den Be­
dürfnissen der Südtiroler Volksgruppe weiter­
hin in zufriedenstelIender Weise verlauf·en 
und damit gleichzeitig auch zu einem immer 
besseren Verhältnis zwischen den beiden 
Nachbarstaaten führen werde. 

Wer hofft, erwartet bekanntlich noch ·etwas 
von der Zukunft. Das tut auch Osterreich in 
bezug auf Südtirol, und das hat Osterreich 
durch seinen Außenminister auch bei der 
Generalversammlung, über die heute disku­
tiert wird, getan. 

Ein zweites Beispiel, wenn Sie wollen, ein 
noch handfesteres, 'wirtschaftlich interessante­
res, und zwar aus der Kommissionsarbeit der 
Vereinten Nationen : Ein für 1914 vorgesehe­
ner UNIDO-Generalkonferenztermin in Wien 
konnte, da hier wegen gleichen Anlaufens mit 
anderen GroßveranstaItungen unter Umstän­
den Schwierigkeiten entstehen hätten können, 
auf den für die Bundeshauptstadt günstigeren 
Termin zwischen 15. und 3 1 .  März 1975 ver­
legt werden. Das ist, wenn Sie wollen, ein 
kleines Abfallprodukt im weltpolitischen Ge­
schehen, dies soll aber uns und auch der 
österreichischen Offentlichkeit zeigen, daß das, 
was bei der UNO geschieht, nicht alles samt 
und sonders - man hat manchmal das Gefühl, 
daß diese Auffassung besteht - hinausge­
schmissenes Geld ist. Gerade deswegen er­
wähne ich auch dieses kleine Beispiel am 
Rande. 

Damit komme ich also schon zu jenem Teil 
meiner Betrachtungen über diesen Bericht über 
die letzte Generalversammlung der Vereinten 
Nationen, die sich mit dem Werturteil aus­
einandersetzen wollen, das in der österreichi­
schen Offentlichkeit häufig über die Vereinten 
Nationen gefällt wird und das - dies muß ich 
ganz offen sagen; das ist mein Gefühl - leider 
überwiegend noch immer negativ ist. 

-

74. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 39 von 75

www.parlament.gv.at



6844 Nationalrat Xllr. GP - 74. Sitzung ...,- 30. Mai 1973 

Lane 

Die Vereinten Nationen sind im Gegensatz 
zum seinerzeitigen Völkerbund eine wirklich 
weltweite, also allumfassende Organisation. 
Der letzte auf diesem Gebiet noch fehlende 
bedeutende Akt wird im Herbst aller Voraus­
sicht nach mit der Aufnahme der heiden Teile 
Deutschlands - also der Bundesrepublik und 
der DDR - vollzogen sein. 

Die Vereinten Nationen ermöglichen als .der­
zeit einziges Instrument österreich und ande­
ren Mittel� und Kleinstaaten, einen gewissen 
Einfluß auf die weltpolitische Willensbildung 
zu nehmen. 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! 
Information ist das halbe Leben. Das wissen 
wir alle, die wir in der Politik stehen. Für 
kleinere Länder dieser Erde gilt das abge­
wandelt: Information ist das halbe Uberleben. 

Daß österreich Mitglied des Sicherheitsrates 
für zwei Jahre geworden ist, steigt uns keines­
wegs zu Kopf. Selbst der nüchternste Beobach­
ter wird jedoch nicht leugnen können, daß es 
si ch hier um ein Vertrauensvotum der Völker­
familie für Osterreich gehandelt hat, wenn 
1 1 5  von 1 1 8  Mitgliedstaaten für uns gestimmt 
haben; meines Wissens war niemand gegen 
uns, das andere waren Enthaltungen oder 
Absenzen, ich weiß dies nicht mehr so genau. 

Im Vordergrund der UNO-Aktivitäten 
- das muß man einmal der österreichisch,en 
Offentlichkeit ganz klar ins Bewußtsein 
rufen - steht aber heute die sogenannte 
Dritte Welt. Das hängt nicht nur mit der 
Tatsache zusammen, daß der Block dieser 
Mitgliedstaaten heute rund zwei Drittel der 
gesamten UNO-Mitglieder ausmacht. Bei aller 
Bedeutung, die wir unseren europäischen Pro­
blemen beimessen, steht jedoch fest, daß die 
großen in Zukunft weltpolitisch relevanten 
Probleme in Afrika, in Asien und in Latein­
amerika zu lösen sein werden, ob uns das paßt 
oder nicht. 

Mehr denn je gilt aber bei der heutigen 
Verkehrstechnologie, um es vorsichtig aus­
zudrücken, daß der Frieden in der Welt unteil­
bar ist. Konnte früher noch · ein deutscher 
Dichterfürst an hohen Feiertagen lustwandeln 
und darüber meditieren, daß weit hinten in 
der Türkei die Völker aufeinanderschlagen, so 
ist diese Idylle längst dahin, und München hat 
uns das alles verdammt nahegebracht. 

Auch nach dem Herauslösen der Vereinigten 
Staaten aus der direkten militärischen Inter­
vention in den Konflikten in Südostasien sind 
diese weder technisch noch viel weniger struk­
turell vor einer Beilegung. Im südlichen Teil 
Afrikas verstoßen rassistische Minderheiten 
ständig, man könnte fast sagen immerwährend, 

gegen das Selbstbestimmungsrecht, aber auch 
gegen die primitivsten Formen des Menschen­
rechtes der ursprünglichen Einwohner Afrikas, 
die sich ja diese Minderheiten seinerzeit nicht 
eingeladen haben. Schließlich wird es aber 
keinen dauerhaften Weltfrieden geben kön­
nen, wenn das Gefälle zwischen arm und reich 
weiter so groß bleibt. Im nationalstaatlichen 
Rahmen hat sich ja heute auch schon bis weit 
in die konservativen Kreise hinein die Er­
kenntnis durchgesetzt, daß die sozialen Aus­
einandersetzungen immer dann härter werden, 
wenn die Unterschiede zwischen arm und reich 
zu groß geworden sind. 

Die Auswirkungen der Beschlüsse der Ver­
einten Nationen beruhen auf dem freien 
Willen ihrer Mitglieder, diese Beschlüsse auch 
tatsächlich durchzuführen. Die Exekutivgewalt 
ist herzlich g,ering und muß außerdem, wenn 
überhaupt, von Fall zu Fall beschlossen wer­
den. Wie das ausgesehen hat, wissen wir alle 
aus der Vergangenheit. Die Schulden aus sol­
chen Aktionen sind noch lange nicht abgedeckt. 

Die UNO lebt daher mehr oder weniger 
davon, wie viele ihrer Mitglieder sich an die 
Beschlüsse dieser Organisation halten. Es hal­
ten sich. viele nich.t daran. Aber deswegen 
negativ zu urteilen wäre falsch, gerade vom 
Standpunkt eines Landes wie der Republik 
Osterreich her gesehen. Wer hat denn das 
größte Interesse daran, daß solche Beschlüsse 
gefaßt und möglichst weitgehend eingehalten 
werden? Doch sicher nicht die Großmächte, 
sondern eher die mittleren, die kleineren Mit­
glieder der Vereinten Nationen. Den Anliegen 
solcher MitgHedstaaten hat in der bisherigen 
kurzen österreichischen Sicherheitsratstätig­
keit auch unser UNO-Botschafter Dr. Peter 
Jankowitsch besonderes Augenmerk zuge­
wendet, ob es sich nun um Panama, Zambia 
oder jüngst den Libanon gehandelt hat. Und 
das ist kein Spannen vor Kairos Karren, wie es 
hi,er in der Diskussion Kollege Dr. Fiedler zu 
interpretieren versucht hat. Versetzen Sie sich 
nUr einmal in die Lage, Kollege Dr. Fiedler, es 
käme eine israelische Organisation auf d�e 
Idee, Präventivschläge gegen arabische Terro­
risten in Wien zu führen. Wie würden Sie 
sich denn dann verhalten und was würden Sie 
denn dann für eine Haltung Osterreichs vom 
Sicherheitsrat erwarten? Ich glaube, Sie haben 
diese Uberlegung nicht ganz zu Ende gedacht, 

, und ich habe mir nur erlaubt, auf diesen Teil 
des Spektrums hinzuweisen. Das ist ja kein 
Gegenstand, bei dem wir uns scharf ausein­
andersetzen würden. Ich glaube nur, man soll 
die Probleme immer zu Ende denken. 

Dafür, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, daß - aus mir durchaus verständ­
liChen Gründen - die israelische Regierung, 

-
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wenn ihr Leid auf dem Gebiet geschieht, nicht 
zu den Vereinten Nationen geht und es da­
durch nicht ermöglicht wird, daß eine Verur­
teilung stattfindet, kann Osterreich nichts und 
dafür kann noch viel weniger die österreichi­
sche Vertr,etung im Sicherheitsrat etwas. Denn 
der Sicherheitsrat kann sich ja nur mit dem 
beschäftigen, was ihm vorliegt, und er kann 
nur die Beschwerden verhandeln, die tatsäch­
lich an ihn gerichtet werden. 

So liegen die Realitäten auf diesem Gebiet. 
Ich glaube, nur wer sich in allen Fällen - auch 
wenn es ein arabisches Land betrifft, noch 
dazu eines, das ja nicht zu den Vorkämpfern 
gegen Israel zählt und selber genug Schwierig­
keiten bis zur Existenzgefährdung mit diesem 
ganzen Konflikt hat -, wo Terrorismus - um 
noch einmal auf dieses Thema zurückzukom­
men - auf der Tagesordnung des Sicherheits­
rates steht, konsequent gegen diesen Terroris­
mus wendet, kann auch damit rechnen, daß im 
Falle einer Gefährdung seiner eigenen staat­
lichen Sicherheit oder Integrität mit gleicher 
Elle gemessen wird. Wer an Osterreich Hand 
anlegen wollte, sollte wissen, daß er nicht mit 
der Isolation des Jahres 1 938 rechnen kann, 
wo meines Wissens nach nur Mexiko sich für 
uns engagiert hat. 

Schließlich wird bei der Diskussion, meine 
Damen und Herren, über die Leistungsfähig­
keit der Vereinten Nationen immer wieder ins 
Treffen geführt, daß der Erfolg in keinem Ein­
klang mit den aufgewendeten Mitteln stünde. 
Erst heute früh war in den Nachrichten zu 
hören, daß man die Rüstungsaufwendungen 
des Jahres 1972 in der ganzen Welt auf 
4000 Milliarden Schilling schätzt. Ich wollte, 
es wäre so wenig. Es war offenbar ein Ver­
leser des Sprechers. Es werden eher 4000 Mil­
liarden Dollar gewesen sein. 

Demgegenüber, Hohes Haus, beträgt das 
Jahresbudget der UNO nach neuem Dollar­
wechselkurs 4,5 Milliarden Schilling. Das ist 
weniger als das Jahresbudget der New Yorker 
Feuerwehr. Und die UNO hat ja nicht nur zu 
löschen, sondern auch vorzubeugen, also einen 
größeren Aufgabenkreis. 

Die rege Mitarbeit Osterreichs in den Ver­
einten Nationen ist nicht nur durch die Tat­
sache sichtbar anerkannt, daß ein Osterreicher 
zum Generalsekretär der Vereinten Nationen 
gewählt wurde. Auch in der UNO-Beamten­
schaft befinden sich eine Reihe hervorragender 
österreichischer Kräfte, und es mag nicht nur 
Zufall sein, daß sich darunter auch der beam­
tete Sekretär des Sicherheitsrates befindet. 

Ebenso bemerkenswert ist die Tatsache, daß 
ein relativ kleiner aber ebenso hochqualifizier­
ter Kreis österreichischer Beamt·er mit Ge-

sChick und dementsprechender Anerkennung 
die Geschäfte der österreichischen UNO­
Mission führt. Es ist für uns daher mehr ·als 
eine Floskel, wenn ich ihnen allen im Namen 
der sozialistisChen Fraktion dieses Hauses 
Dank und Anerkennung für ihre erfolgreiche 
Tätigkeit ausspreche. (Beifall bei der SPO.) 

Osterreich ist heute ein anerkanntes Mit­
glied der Völkerfamilie geworden, dank seiner 
klaren, kalkulierbaren, ·aktiven und produk­
tiven Neutralitätspolitik überall und auCh in 
den Vereinten Nationen. (Beifall bei der SPo.) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Schmidt. 

Abgeordneter Dr. Schmidt (FPO) : Herr Prä­
sident ! Hohes Haus l Meine Damen und Her­
ren! Lassen Sie auch mich namens meiner 
Fraktion einige Worte zum Bericht des Herrn 
Bundesministers für Auswärtige Angelegen­
heiten über die wichtigsten Vorkommnisse bei 
der XXVII. Generalversammlung der Verein­
ten NatIonen verlieren. 

Ich glaube, es trifft sicherlich zu, wenn die­
ser Bericht mit der Feststellung eingeleitet 
wird, daß diese XXVII. Generalversammlung 
der Vereinten Nationen ruhig und ohne beson­
dere Höhepunkte verlaufen ist. Wir haben 
uns längst schon daran gewöhnt, daß diese 
große Weltorganisation leider nicht in der 
Lage ist, sich erfolgreich in große weltpoli­
tische Auseinandersetzungen einzuschalten 
und diese Konfliktsituationen durch ihren Ein­
fluß zu einem friedlichen Ende zu bringen. Ja 
ich möchte sagen, vor der Ära Waldheim hatte 
man sehr oft den Eindruck, daß das Bestreben 
der Vereinten Nationen allzu oft dahin ging, 
sich aus ernsten Konflikten geradezu heraus­
zuhalten, an sie nicht anzustreifen, vor allem 
dann, wenn dabei eine der Weltmächte enga­
giert war. 

Der Osterreicher Waldheim als General­
sekretär bemühte sich dann offenbar, einen 
neuen Stil zu entwickeln, eine neue Ära der 
Initiative und Aktivität der Vereinten Natio­
nen schien angebrochen. Die Bereitschaft, welt­
weite Konfliktsituationen, also Auseinander­
setzungen, die die ganze Welt zu erfassen 
und in Mitleidenschaft zu ziehen drohten, in 
den Griff zu bekommen, hat allgemein auf­
horchen lassen und führte zunächst, lieh möchte 
sagen, zu sehr optimistischen Betrachtungen 
in der Weltpresse, in der Weltöffentlichkeit. 

Diesen neuen Stil kann man nun nach eini­
gen Monaten ja schon abschätzen. Es bleibt 
abzuwarten, inwieweit der Erfolg dieses neuen 
Stils gegeben sein Wlird. Die ersten Ergebnisse 
wirkten allerdings nicht gerade sehr ermuti­
gend, denn allzu rasch war der neue Gener.al-
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sekretär in seiner Tätigkeit vor allem von 
. den Problemen der Dritten Welt geradezu zu­

gedeckt, von Problemen, die - und das muß 
man doCh sagen - angesichts des Indodlina­
konfliktes und . angesichts des Nahostproblems 
doCh eher zweitrangig� Bedeutung hatten. 

Wer erlebt hat, Wlie zum Beispiel in der 
Namibiafrage der Generalsekretär wegen des 
sogenannten EsCher-BeriChtes direkt im Kreuz­
feuer der afrikanischen Staaten stand, der muß 
sich wirklich fragen, wie lang der Elan und 
die Initiative des Dr. Waldheim in diesem 
fast täglichen Kleinkrieg dieser Staaten, 
möchte ich sagen, aufrechterhalten werden 
kann. 

In der Ausschaltung der Vereinten Nationen 
und ihres Generalsekretärs bei der Vietnam­
konferenz in Paris hat lsich, glaube ich, so 
richtig gezeigt, wie gering die Bedeutung der 
Vereinten Nation als Ordnungsfaktor von den 
Beteiligten an weltw:.eiten Konflikten einge­
schätzt wird. Und ich darf sagen: In der Tat 
liegt die Bedeutung der Vereinten Nationen ­
ich glaube, das muß 'man realistisch erken­
nen - nicht in ihrer RoHe als Ordnungs­
macht - vielleicht als "Weltpolizist" oder 
als "Weltgendarm", als Friedensbringer dort, 

. wo es Gewaltkonflikte gibt -, sondern ihre 
Bedeutung liegt eher anderswo. Daß die Ord­
nungsfunktion nicht erfüllt werden kann, das 
ist wahrscheinlich der Grund und die Ursache, 
von der Kollege Lanc schon gesprochen hat, 
dafür, daß auch innerhalb der österreichischen 
Bevölkerung die UNO mit einer gewissen Ge­
ringschätzung abgetan wird. 

Von allem Anfang an hat man wahrschein­
lich die Wirkungsmöglichkeit dieser großen 
Weltorganisation überschätzt. Die Bedeutung 
der Vereinten Nationen scheint mir vielmehr 
darin zu liegen, daß sich der Palast am Bast 
River in New York als ein weltweites Dis­
kussionsforum, als eine weltweite Stätte der 
Begegnung anbietet. Das soll und das muß 
auch gar keine Herabsetzung sein: Stätte der 
we1tweiten Begegnung der Völker zu sein, 
das ist schon etwas, das ist schon sehr viel. 

Man ist auch fasziniert, wenn man, so wie 
ich das erste Mal im vergangenen Herbst, 
die Gelegenheit hatte, dort die Atmosphäre 
dieser Versammlung kennenzulernen, wenn 
man das alles, diese Stätte der Begegnung der 
MensChen aus allen Teilen der Erde, erlebt. 
Man braucht zwar etwas länger, wenn man 
das erste Mal hinkommt, die komplizierte 
Verfahrensweise und Organisation einiger­
maßen überblicken zu können, aber man ist 
relativ rasch darüber im Bilde, daß diese Völ­
kerversammlung zwar in versChiedenen Fra­
gen recht eindeutig ihre Meinung manifestie-

ren kann, daß aber diesen Kundgebungen, die­
sen Manifestationen, die sich in den Abstim­
mungen ausdrü<:ken, fast niemals eChte, kon­
sequente Handlungen folgen. 

ICh wm es gar niCht so kraß . ausdrücken, 
wie mir gegenüber ein israelisCher Diplomat 
das tat, der mich fragte, wie meine Eindrü<:ke 
bei der UNO seien. Als iCh ihm meine Ein­
drücke scbdlderte, die natürlich etwas optimi­
stisch waren, sagte er mir wörtlich: Lieber 
Herr! Lassen Sie sich niCht täuschen, gesche­
hen tut hier gar niChts, es ist alles nur Blablal  

Nun muß man sagen: Daß gerade ein Israeli 
diese keineswegs hohe Meinung äußerte - ich 
möchte fast sagen, diese despektier1dche Äuße­
rung tat -, kann eigentlich angesichts der 
schwierigen Situation, in der siCh gerade Israel 
bei den Vereinten Nationen befindet, niCht 
wundernehmen. Diese Isolierung, in der Israel 
bei den Vereinten Nationen angesiChts einer 
geschlossenen Front der arabisd:!.en Staaten, 
der Ostblockstaaten und der afrikanischen 
Staaten steht, ist eigentlich für den o.sterrei­
cher, der hierzulande tagtäglich durCh die 
Massenmedien über den Nahostkonflikt eher 
in einem pro-israelischen Sinn informiert wird, 
im höchsten Maße erstaunlid:!.. Diese Isolie­
rung Israels geht fast bis in den persönlichen 
Bereich der Diplomaten. Man erzählte mir zum 
Beispiel : Niemand will mit ihnen essen gehen. 
Sie kämpfen dort einfad:!. mit dem Rücken an 
der Wand. 

Das ist wahrsd:!.einlid:!. aud:!. der Grund, 
warum sich Israel, wenn es Anlaß zur Be­
schwerde hat, gar nicht an die Vereinten Na­
tionen wendet, sondern sich lieber auf die 
eigene milJitärische Stärke im Nahen Osten 
verläßt. 

Ich glaube, man muß es hier einmal klar 
aussprechen und muß die weltpolitisd:!.en 
Realitäten aufzeigen, daß Israel bei den Ver­
einten Nationen eine klare Außenseiterrolle 
spielt. Ich möchte mich dem Bedauern des Kol­
legen Fiedler ansd:!.ließen, der hier zum Aus­
druck gebracht hat, daß offensichtlich in abseh­
barer Zeit eine Lösungsmöglichkeit für den 
Nahen Osten nicht gegeben ist. Das hat auch 
Gunnar J arring geäußert, daß er in absehbarer 
Zeit keine Chance einer Lösung sieht und daß 
man nur hoffen kann, daß vielleid:!.t das Ver­
streichen der Zeit und die damit verbundene 
Ersd:!.öpfung der Streitpartner - lassen Sie 
mich das so sagen - ein Abflauen dieser 
Gewaltsituation bringt. 

Die Vereinten Nationen werden heute weit­
gehend behenscht von den Auffassungen der 
Staaten Afrikas und der arabischen Welt und 
werden in vieler Hinsicht unterstützt durch die 
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Ostblo<Xstaaten. Wir alle haben diese fürch­
terlichen Ereignisse von München bei den 
Olympischen Spielen erlebt, und es war 
geradezu erschütternd, daß sich dennoch die 
Generalversammlung der Vereinten Nationen 
nicht entschließen konnte, den internationalen 
Terrorismus zu verurteilen. Ich möchte sagen, 
im Gegenteil: Durch die Anerkennung der 
Legalität des Kampfes nationaler Befreiungs­
bewegungen kann fast eine Befürwortung des 
Terrors herausgelesen werden, denn bekannt­
lich sind j a  Terrormaßnahmen die beliebtesten 
Kampfmittel dieser nationalen Befreiungs­
bewegungen. - So liegen die Dinge. 

Ich glaube, die österreichische Delegation 
bei eilen Vereinten Nationen war gut beraten, 
sich in diesen Nahost-Abstimmungen, aber 
auch ebenso bei den Entschließungen, die in 
den Fragen Südafrikas, Südrhodesiens, der 
portugiesischen uberseegebiete und Südwest­
afrika vorgelegt wurden, sich immer dann der 
Stimme zu. enthalten, wenn zu Gewaltmaß­
nahmen oder zu Androhungen von Gewalt 
aufgefordert wurde. 

Das schließt natürlich nicht aus, daß man 
-eindeutig gegen rassistische PoUtik Stellung 
nimmt. Aber ich bitte : Uberalll uberall, DJicht 
nur einseitig, und zwar auch dann, wenn ein 
schwarzer Staatschef, Idi Amin zum Beispiel, 
Inder ausweist.Diesbezüglich hätten wir auch 
eine österreichische IDJitiative gerne erwartet. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit auch 
sagen, so wie meine Vorredner, daß. ich von 
·der Tätigkeit der österreichischen Mission in 
der kurzen Zeit meines achttägigen New Yor­
ker Aufenthaltes sehr beeindruCkt war. Mir 
schien die Zusammenarbeit der Delegation in 
einem guten, ja in einem ausgezeichneten Be­
triebsklima zu erfolgen, was sich natürlich 
auch günstig auf dJie Arbeitsleistung und auf 
,die Wirkung der Tätigkeit des einzelnen in 
·diesen großen Foren der Generalversammlung, 
der Kommissionen auswirken konnte. 

Ich glaube, daß überhaupt im letzten Jahr 
die Stimme Osterreichs ein vermehrtes Ge­
wicht bei den Vereinten Nationen erhalten 
hat, nicht nur durch die Bestellung eines Oster­
reichers zum Generalsekretär, nicht nur durch 
die Wahl in den Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen, sondern es ist j a auch gelungen, 
ausgezeichnete österreichisdle Diplomaten in 
verschiedene wichtige Positionen der Verein­
ten Nationen zu bringen, was j a  nicht immer 
zur Freude anderer Staaten geschehen ist. 

Was mir noch verbesserungs- und ausbau­
würdig erschiene, wäre die Verbindung der 
Delegation mit dem Außenamt in Wien. Ich 
erinnere mich eines Vorfans während meines 

Aufenthaltes, als der sowj etische Delegierte 
am 30. November 1 912 in der Dritten Kommis­
sion zum Tagesordnungspunkt "Kriegsver­
brechen und Verbrechen gegen die Mensch­
lichkeit" plötzlich unter Zitierung eines Zei­
tungsartikels aus der "New York Times" Be­
schuldigungen gegen asterreich wegen angeb­
licher nachlässiger Verfolgung und Ahndung 
von Kriegsverbrechen erhob. 

Anlaßfall war damals ein Prozeß in Linz 
gegen zwei Baumeister wegen Bauführungen 
in Konzentrationslagern des Dritten Reiches. 
- Ich glaube, der Prozeß endete mit Frei­
sprüchen. - Gerade dliesen Fall hatte der 
sowjetische Delegierte zur Sprache gebracht, 
nachdem er vorher die USA wegen Kriegs­
verbrechen beschuldigt hatte. 

Um dem Vertreter der UdSSR stichhältig am 
nächsten Tag bei Fortsetzung der Sitzung er­
widern zu können, hätte es genauer Aus­
künfte seitens des Außenamtes in Wien be­
durft. Aber trotz sofortiger Rückfrage konnte 
die erbetene Information aus irgendweldlen 
Gründen bis zu dieser Sitzung am nächstfol­
genden Tag nicht erlangt werden. 

Hier, glaube ich, Herr Minister, wird es 
vielleicht notwendig sein, allj ährlich während 
der Dauer der Generalversammlung Vorsorge 
zu treffen, um solche Informationen, wenn sie 
dringend benötigt werden, rasch und umge­
hend der österreichischen Delegation in New 
York zur Verfügung stellen zu können. 

Hohes Haus!  Für Osterreich gab es im Ver­
laufe der XXVII. Generalversammlung einen 
Höhepunkt durch die Wahl zum nichtstän­
digen Mitglied des Sicherheitsrates. Ich glaube, 
in der Bedeutung kann dieses Ereignis gleich­
gestellt werden mit der Wahl Waldheims zum 
Generalsekretär. Die Aufgabe asterreichs im 
Sicherheitsrat wird sicherlich nicht leicht und 
sicherlich nicht ohne Risken sein. 

Wir Freiheitlichen haben seinerzeit bei der 
Debatte über diesen Gegenstand unsere Be­
denken angemeldet, ob diese Aufgabe mit 
dem Status der immerwährenden Neutralität 
zu vereinbaren sei. Heute haben wir vom Kol­
legen Dr. Fiedler ja schon von einigen Schwie­
rigkeiten, die sich mit der Aufgabe einstellten, 
gehört. Nichtsdestoweniger hoffen wir trotz 
unserer Bedenken, daß asterreich diese Auf­
gabe während der nächsten zwei Jahre im 
Sicherheitsrat erfüllen wird. 

Ich darf abschließend noch sagen, daß meine 
Fraktion dem Bericht des Herrn Bundesmini­
sters für Auswärtige Angelegenheiten die Zu­
stimmung geben wird. (Beifall bei der FPO.j 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister. Bitte. 

-

74. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 43 von 75

www.parlament.gv.at



. 6848 Nationalrat XIII. GP - 74. Sitzung - 30. Mai 1973 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Kirdlsdlläger: Hohes Haus! Die 
Vorlage eines Berichtes über die jeweilige 
Generalversammlung der Vereinten Nationen 
hat vor allem den Sinn, w.ieder einmal, zu­
mindest einmal im Jahr, die Bedeutung der 
Vereinten Nationen in Erinnerung zu rufen. 

Ich werde j etzt nicht ein großes Loblied auf 
die Vereinten Nationen singen. Auch ich 
kenne die Schwächen der Vere:inten Nationen. 
Aber ich glaube, wir vergessen in unserer 
Kritik an den Vereinten Nationen sehr oft, 
daß es j a  wir !Sind, die kleineren Staaten, die 
mittleren Staaten und die ganz kleinen, die 
die Vereinten Nationen brauchen. Die Super­
mächte brauchen sie nicht. Es liegt daher auch 
an uns, daß wir alles tun, um diese Organisa­
tion zu stärken, und zwar nicht nur materiell 
zu stärken, nicht nur in ihrer Arbeitskraft zu 
stärken, sondern auch in ihrem Rufe. 

Natürlich besteht gerade bei den Großmäch­
ten im Hinblick auf die Weltmeinung, die sidl 
zum Beispiel innerhalb der Generalversamm­
lung der Vereinten Nationen oder auch des 
Sicherheitsrates bildet, die Tendenz, Streit­
fragen möglichst aus den Vereinten Nationen 
herauszuhalten, vor allem dann, wenn sie 
"nationale Interessen" berühren. Wir haben 
dies an der Vietnam-Entwlicklung sehr deut­
lich gesehen. Es muß daher gerade j etzt im 
Zusammenhang mit der Situation im Nahen 
Osten die Aufgabe der mittleren und der klei­
neren Staaten sein, alles zu tun, daß diese 
Nahost-Frage im Rahmen der Vereinten Natio­
nen weiter in Diskussion bleibt. 

Wenn von einzelnen Staaten, die Mitglieder 
der Vereinten Nationen sind, heute der Wert 
dieser Weltorganisation für sie verschieden 
und von manchen - der Herr Abgeordnete 
Schmidt hat darauf Bezug genommen - sehr 
gering eingesmätzt wird, dann möchte dch dom 
auf eines verweisen, und zwar auf eine Same, 
die Osterreich berührt: 

Für uns Osterreimer waren es die Verein-
ten Nationen, war es diese Welt organisation, 
die es uns nach 1955 überhaupt erst ermöglicht 
hat, weltweit wJeder zur Geltung zu kommen. 
Hätten wir niCht die Vereinten Nationen ge­
habt, hätten wir uns niCht ab 1955 bis zum 
heutigen Tag in den Vereinten Nationen pro­
filieren können, wäre es uns nimt möglich 
gewesen, jene Funktionen in der Staaten­
gemeinschaft zu übernehmen, von denen ich 
wohl annehmen darf, daß wir sie heute besit­
zen. Wir hätten in einem solchen Fall, wenn 
wir diese Funktionen für die Staatengemein­
schaft niCht hätten übernehmen können, auch 
nicht jenes Maß an Simerheit, das wir besit-
zen. 

Wenn ich auf zwei Detailfragen antworten 
darf, die der Herr Abgeordnete Schmidt ge­
stellt hat: In der Uganda-Sache haben wir ver­
sucht, im Rahmen der Minderheitenschutzkom­
mission diese Frage zu einem Gegenst(ind der 
Diskussion zu machen. Wir sind hier durch 
die Mehrheit der anderen unterlegen, sodaß 
d!iese Frage dort niCht diskutiert werden 
konnte. (Präsident P r o  b s t übernimmt den 
Vorsi tz.) 

Was die Kommunikationsschwierigkeit be­
trifft, die in dem Fall der NachriCht über die 
Freisprüdle in dem Kriegsverbremerprozeß 
bestande,n hat, so gebe im gerne zu, daß 
gelegentlidl solche KommunikationssChwierig­
keiten bestehen, da gerade in solmen Situa­
tionen, wie sie damals waren, primär die Bot­
schaften in jenen Ländern sofort verständigt 
werden, in denen diese Frage erfahrungs­
gemäß eine größere Rolle spielt; man hatte 
ni mt abgesehen, daß das aum in den Ver­
einten Nationen zur Spradle kommen konnte. 
Die rechtzeitige DurChgabe der Weisung ist 
damals durCh ein Versehen in einer unserer 
Abteilungen unterblieben, Versehen, die sehr 
bedauerlich sind, aber immer wieder vorkom­
men können. 

Hohes Haus! In der Diskussion wurden 
heute vor allem zwei Problemkreise berührt : 
der internationale Terrorismus und die Situa­
tion im Nahen Osten. In der Frage des inter­
nationalen Terrorismus hat Osterreim von Be­
ginn an eine Haltung eingenommen, die an 
Klarheit und Eindeutigkeit für manche andere 
Staaten - a�ch europäisChe Staaten! - ein 
Beispiel hätte sein können. Vom Beginn der 
Diskussion dieses Problems angefangen, von 
meiner Erklärung in der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen, die heute schon der 
Herr Abgeordnete Lanc zitiert hat, über die 
Erklärungen, die in der Sechsten Kommission. 
der Generalversammlung abgegeben wurden, 
bis zu unserem Stimmverhalten in der Sem-· 
sten Kommission und im Plenum der Gene­
ralversammlung und bis zu der von uns abge-· 
gebenen Stellungnahme zu diesem Problem, 
zieht sich eine völlig eindeutige Lime der Ver­
urteilung aller Akte von Gewalt. Das, was ich 
vor der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen gesagt habe, nämlim, daß diese Or­
ganisation angesiChts der Ziele und Prinzlipien 
ihrer Charta dem Terrorismus entgegentreten 
wird müssen und daß der Zeitpunkt hiefür 
bereits spät sei, das haben wir immer wieder 
wiederholt. 

Im habe damals gesagt - ich zihlere -:. 
"Die österreimische Bundesregierung hat und 
wird auCh in Zukunft in Einklang damit den 
Terrorismus verurteilen und alle Maßnahmen 

-
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selbst treffen und international unterstützen, 
die diese Gefahr eindämmen und schhl.eßlich 
beseitigen. Luftpiraterie, Geiselnahme und 
Morde sind keine Mittel zur Lösung von Pro­
blemen der nationalen oder internationalen 
Gesellschaft, wenn wir die Würde und den 
Wert der menschlichen Person, wie er dn der 
Charta der Vereinten Nationen verankert ist, 
ernst nehmen:' 

Wir haben auch im Europarat, von Regie­
rungsseite aus im Ministerkomitee und ebenso 
durch die Herren Abgeordneten der Konsul­
tativversammlung des Europarates, denselben 
Standpunkt vertreten. Daß wir weder in den 
Vereinten Nationen noch im Europarat jenes 
befriedigende Ergebnis erreicht haben, das wir 
uns vorgestellt haben, das, Hohes Haus, ist 
wahrlich . kein Verschulden Osterreichs, 
sondern ein Ausfluß gegebener Realitäten, die 
wir zwar als Tatsache zur Kenntnis nehmen 
müssen, mit denen wir uns aber auch 'in der 
Zukunft weder im Europarat noch in den Ver­
einten Nationen zufriedengeben werden. 

Ich glaube, gerade unsere klare Nein­
Stimme, die wir zu der verwässerten Resolu­
tion in den Vereinten Nationen abgegeben 
haben, zeigte von der Klarheit unseres Kon­
zeptes. Dieses Konzept fand seine Fortsetzung 
bei der Beratung des Beiruter Zwischenfalles 
im Sicherheitsrat. 

Der Herr Abgeordnete Fiedler hat - es ist 
nicht zum erstenmal - der österreichischen 
Außenpolitik wieder einmal den Neutrali..smus 
vorgeworfen. Herr Abgeordneter! Auch wenn 
Sie der österreichischen Außenpolitik noch so 
oft Neutralismus vorwerfen, wir werden doch 
nicht in die Gefahr eines Neutralismus verfal­
len. Das kann ich Ihnen versprechen. (Beifall 
bei der SPO.) 

. 

Man sagt, die österreichische Außenpolitik 
hat sich bei dieser Beratung im Sicherheitsrat 
eines Neutralismus schuldig gemacht. Das 
Faktum aber ist, daß wir in diesem Fall 
gemeinsam mit Frankreich und England, die 
die Initiatoren der Resolution waren, ge­
stimmt haben, daß hier zum erstenmal nach 
langer Zeit wieder einmal eine europäische, 
eine westeuropäische Initiative im Sicherheits­
rat im Gange war und durchgekommen ist. 
Wenn man das Neutralismus nennt, dann müs­
sen wir allerdings auch die englische Politik 
eine neutralistische Politik nennen, dann ist 
ebenso die französische Politik eine neutrali­
stische Politik. Gut, wenn deren Politik neu­
tralistisch ist, dann nehme ich diese Bezeich­
nung auch für unsere Politik in Kauf. Wenn 
wir aus einer europäischen Gemeinsamkeit 
versuchen, eine Lösung, eine Resolution zu­
stande zu bringen, die zum erstenmal auch die 

anderen Gewaltakte verurteilte - Sie wissen, 
wie lange die Beratungen darüber gegangen 
sind, ob bei der Erwähnung der allgemeinen 
Gewaltakte auch das Wort "verurteilen" 
hineinkommen soll -, und dabei erfolgreich 
sind, und wenn man das Neutrcilismus nennt, 
dann muß ich das wohl der allgemeinen Beur­
teilung überlassen. 

Dann habe ich heute gehört, daß noch nie 
eine solche Sternstunde da war für eine Ver­
mittlertätigkeit Osterreichs in der Nahostfrage 
oder in der Terrorfrage ; ich weiß nicht, welche 
es gewesen ist. Hohes Haus! In der Nahost­
frage gibt es gegenwärtig keine Sternstunden 
einer Vermittlertätigkeit. Das ist nicht eine 
Aussage von mir, das wissen alle Leute in der 
Welt, die sich mit Außenpolitik befassen. Und 
in der Terrorismusfrage gibt es auch keine 
Sternstunden einer Vermittlung in der Form, 
daß man nun den Terrorismus beseitigen oder 
irgend etwas anderes tun kann, wo eine Ver­
mittlertätigkeit Erfolg hätte. 

Nein, Hohes Haus, wir haben bisher im 
Sicherheitsrat in den fünf Monaten, die wir 
Mitglied sind, eine sehr eindeutige und klare 
Haltung angenommen, und wir werden das 
auch in Zukunft weiter tun, vor allem bei 
jener besonders schwierigen Debatte, die über 
das Nahostproblem voraussichtlich im Jurui, 
vielleicht auch zu einem anderen Zeitpunkt 
abgehalten wird und für die der bereits er­
schienene Bericht des Generalsekretärs der 
Vereinten Nationen die Grundlage bilden 
wird. 

Ich glaube, daß es gerade bei dIieser Bera­
tung in den Vereinten Nationen notwendig 
sein wird, mit konstruktiven Ideen in die Bera­
tungen zu gehen, weil wir vermeiden müssen, 
daß bei dieser erstmaligen grundsätzlichen Be­
handlung des gesamten Nahostproblems seli.t 
der Sicherheitratsresolution 242 des Jahres 
1967 die Vereinten Nationen nicht in der Lage 
sind, zumindest Wege aufzuzeigen, wie man 
einer Lösung dieses Fragenkomplexes näher­
kommen möchte. 

Wenn wir dabei, Hohes Haus, nicht auf jede 
Zeitungsnachmcht durch eine Regierungserklä­
rung antworten, dann ist das eine Politik, die 
wir schon seit langer Zeit verfolgt haben, 
denn mir scheint, daß Staaten dann, wenn sie 
mit einem österreichischen Verhalten nicht zu­
frieden sind, die Möglichkeit haben, dies uns 
in der für solche Mitteilungen geeigneten 
Weise zu sagen. Auf Zeitungsangriffe scheint 
mir der richtige Weg auch wieder eine Ant­
wort aus den Massenmedien, aber nicht eine 
Antwort der Regierung zu ,sein, soweit es sich 
um solche internationale Fragen handelt. 
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Ich habe gesagt, Hohes Haus, daß ich 
gerade dieser künftigen Beratung des Nahost­
problems im Sicherheitsrat eine ganz große 
Bedeutung beimesse. Nicht in der Form, daß 
nun eine wirkliche friedliche Lösung dn aller­
nächster Zukunft erreichbar sein wird, aber 
in der Richtung, daß es möglich sein soll, doch 
zumindest die Anwendung von Gewalt, und 
zwar die Anwendung von Gewalt von seiten 
der Terroristen aus, aber auch die Anwendung 
staatlicher Gewalt einschließlich der Kriegs­
handlungen, zurückzudämmen und - als End­
ziel - völlig auszuschließen. 

Zu diesem Ziele und mit diesem Gedanken 
werden wir in die künftige Sitzung des Sicher­
heitsrates gehen, die diesen weltpolitisch so 
bedeutenden Thema gewddmet sein wirdl Ich 
danke. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wünscht der Herr Berichterstatter das Schluß­
wort? - Kein Schlußwort. 

Wir kommen nunmehr zur A b  s t i m­

m u n g, und ich bitte jene Damen und Herren, 
die den vorliegenden Beridlt, III-78 der Bei­
lagen, zur Kenntnis nehmen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Danke. E i n  s t i m  m i g 
zur K e n n t n i s g e n  0 m m e n. 

5. Punkt: Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses betreffend den Beridlt des Bundes­
ministers für Auswärtige Angelegenheiten 
(III-79 der Beilagen) über die 17. Generalkon­
ierenz der UNESCO (17. 10. bis 21. 1 1. 1972) 

(745 der Beilagen) 

Seit der letzten Generalkonferenz im Jahre 
1910 hat sich der Gegensatz zwischen den 
Industrieländern einerseits und den Entwick­
lungsländern andererseits, vornehmLich in 
finanziellen Fragen, noch mehr akzentuiert. Die 
größten Beitragszahler stimmten gegen die 
Erhöhung des Budgets um 30 Prozent, während 
die Entwicklungsländer massiv für dieses Bud­
getwachstum eintraten. 

In den wichtigsten Programmfragen konnte 
dennoch weitgehende Ubereinstimmung er­
zielt werden, sodaß eine erfolgreiche Durch­
führung des Arbeitsprogramms für 1 913/74 er­
wartet werden kann. Das österreichische Inter­
esse galt der Mitarbeit bei verschiedenen Pro­
jekten auf dem Gebiete der Erziehung, der 
Naturwissenschaften, der Sozialwissensdlaf­
ten, Geisteswissenschaften und Kultur sowie 
der Information. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat diesen 
Bericht in seiner Sitzung vom 22. Mai 1 913 
in Verhandlung genommen. Nach Wortmel­
dungen des Berichterstatters und der Abge­
ordneten Dr. Fiedler, Dr. Mock, Schieder, Dok­
tor Bauer, Dr. Ermacora sowie Dr. Karasek 
und des Obmannes Abgeordneten Czernetz 
sowie des Bundesministers für Auswärtige 
Angelegenheiten Dr. Kirchschläger hat der 
Außenpolitische Ausschuß einstimmig be­
schlossen, dem Nationalrat die Kenntnisnahme 
des gegenständlichen Berichtes zu empfehlen. 

Der Außenpolitische Ausschuß stellt somit 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle den Be­
richt des Bundesministers für Auswärtige An­
gelegenheiten über die 17.  Generalkonferenz 
der UNESCO (1 ,. Oktober bis 2 1 .  November 
1912) (1II-19 der Beilagen) zur Kenntnis neh-

Präsident Probst: Wir gelangen zum men. 
5. Punkt der Tagesordnung : Bericht über die Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
11.  Generalkonferenz der UNESCO vom ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
lT.  Oktober bis 2 1 .  November 1 972. abzuführen. · 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Heinz. Ich bitte ihn, zu berichten. 

Berichterstatter Heinz: Hohes Haus ! Ich 
bringe den Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses über den Bericht des Bundesministers 
für Auswärtige Angelegenheiten über die 
1 7 .  Generalkonferenz der UNESCO (17. Okto­
ber bis 21 . November 1912) (III-79 der Beila­
gen) . 

Der Bundesminister für Auswärtige Angele­
genheiten hat den gegenständlichen Bericht 
am 1 .  März 1913 dem Nationalrat vorgelegt. 

An der 17.  Generalkonferenz der UNESCO 
hat auf Grund eines Ministerratsbeschlusses 
-eine österreichische Beamtendelegation, der 
auch Experten angehörten, teilgenommen. 

Präsident Probst: Es ist beantragt, General­
und Spezialdebatte unter einem abzuführen. 
Ist ein Einwand? - Kein Einwand. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet iJSt als erster der Herr Abgeordnete 
Dr. Karasek. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Karasek (OVP) : Herr Prä­
sidentl Hohes Haus ! Als der Herr Abgeordnete 
Lanc beim vorigen Punkt der Tagesordnung 
den Dank an die Beamten bei unserer öster­
reichischen UNO-Vertretung formulierte, 
wollte ich mich gerne dem Beifall, den die 
sozialistische Fraktion zollte, anschließen. Da 
ich mich aber besonnen hatte, daß der Herr 
Abgeordnete Lanc ausdrü<klich den Dank 
namens der sozialistischen Fraktion formu­
lierte, wollte ich alle Mißverständnisse ver-

-
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meiden und habe geschwiegen. Ich möchte 
aber die Gelegenheit bei diesem Tagesord­
nungspunkt benützen, um generell zu sagen: 
Es gibt gute Beamte und weniger gute Beamte, 
hochqualifizierte und weniger qualifizierte. 
Aber eines muß man unserem Außenministe­
rium und dem Außenminister sagen: Bei jenen 
Beamten, die wir zu den internationalen Or­
ganisationen entsenden, ob das nun bei der 
UNO ist, bei der UNESCO oder beim Europa­
rat ist - ich habe im Verlaufe dieser letzten 
zwei, drei Jahre Gelegenheit gehabt, bei allen 
diesen Vertretungen zu erscheinen -, han­
delt es sich - hier sind sich, glaube ich, alle 
einig, die hinfahren - um die bestqualifizier­
ten Beamten, und daher ist der Dank auch 
unserer Fraktion all diesen Beamten gewiß. 
(Beifall bei der avp.) 

Herr Bundesministerl Ich werde heute, da 
über den UNESCO-Bericht dLskutiert wird, die 
Gelegenheit ergreifen, einige wenige Worte 
- es wird nicht sehr lange dauern; ich werde 
mich bemühen, kurz zu sprechen - über kul­
turelle Außenpolitik im allgemeinen zu spre­
chen. Ich werde Sie insofern vielleicht ent­
täuschen, weil ich in diesem Zusammenhang 
nicht sehr große Komplimente für die öster­
reichische kulturelle Außenpolitik machen 
kann und machen will. Sie können mir glau­
ben, daß ich lange gezögert habe, mich zu 
diesem Thema zu Wort zu melden, weil immer 
der Verdacht besteht: Jetzt spricht er pro 
domo. Darum habe 'ich drei Jahre lang, auch 
in den Budgetdebatten, eher wenig dazu ge-
sagt. 

' 

Ich glaube aber, nach drei Jahren sollte 
man einmal in aller gebotenen Re,serve und 
Zurückhaltung, die mir die Beschäftigung mit 
diesem Thema auferlegt, ein Wort, und zwar 
ein kritisches Wort dazu sagen. Ich werde 
also diese drei Jahre der Zurückhaltung durch­
brechen. Und ich betone ausdrücklich, daß sich 
das, was ich an der kulturellen Außenpolitik 
Osterreichs zu kritisieren habe, nicht gegen 
die Beamten richtet, ob das nun Beamte des 
Außenministeriums, des Unterrichtsministe­
riums oder des Wissenschaftsministeriums 
sind. Ich bedaure diese Beamten, daß sie heute 
mit so wenig Geld, bei einer so großen Kom­
petenzzersplitterung eine Arbeit tun müssen, 
bei der ihnen kein Instrumentarium zur Ver­
fügung steht, um wirklich das zu tun, was man 
tun könnte und was man tun sollte. 

Ich betone daher ausdrücklich, daß sich 
meine Kritik an die Bundesregierung und an 
drei Bundesminister zur ungeteilten Hand rich­
tet, und zwar an den Herrn Außenminister, an 
den Herrn Unterrichtsminister und an die Frau 
Wissenschaftsminister. (Abg. P e t  e r: Und an 

den Bundeskanzler!) Auch an den Herrn Bun­
deskanzler, denn er trägt die Hauptverantwor­
tung für die Zustände, die heute auf diesem. 
Gebiet herrschen. Wir haben ja damals im 
Verfassungsausschuß vorausgesagt, daß das 
kommen wird. Herr Kollege Peterl Sie . haben 
mir ein gutes Stichwort geliefert. Diese Bun­
desregierung trägt die Verantwortung für die 
schlechteste aller Kompetenzregelungen, die 
man in diesem Zusammenhang überhaupt er­
finden ·kann. 

Wir haben seinerzeit schon gesagt, daß es 
zwei grundsätzliche Möglichkeiten und 
Varianten gibt, kulturelle Außenpolitik kom­
petenzmäßig zu regeln: entweder alles in der 
Hand des Außenministers zu vereinigen oder 
alles in der Hand des Unterrichtsministers zu 
vereinigen. Die letzte Variante hatten wir in. 
der Periode 1 966 bis 1 970. Die andere Variante 
wird vielleicht das neue Kompetenzgesetz 
bringen. Aber auch da werde ich ein Wort an 
die Adresse des Außenministers sagen, wenn 
ich zu diesem Punkt komme. 

Das Erfolgsrez'ept einer kulturellen Außen­
politik kann ja nur sein - ich habe das einmal 
in einer Budgetdebatte gesagt -, wenn die 
Personalkompetenz, also die Kompetenz dar .. 
über, welche Beamten in kulturellen Dingen 
ernannt und entsendet werden, die Geld- und 
Kreditkompetenz, also die Frage, wer über die 
Gelder, die für Auslandskulturpolitik zur Ver­
fügung gestellt werden, verfügt, und die Sach­
kompetenz, die gesetzliche Kompetenz, in. 
einer Hand vereint sind. 

Es gibt Länder, die das durch ihre Außen­
ministerien tun. Das ist sicher der Fall in der 
französischen Regelung im Weg'e des Außen­
ministeriums. Ich glaube, daß das auch die 
italienische Regelung ist. Es gibt die entgegen­
gesetzte Möglichkeit, wie man es also in der 
Periode 1 966 bis 1 970 getan hat. 

Ich glaube tatsächlich, daß man formulieren. 
kann : Ein mutwilliges Prestigedenken des Bun­
deskanzlers hat 1970 bei der Kompetenzrege­
lung einfach einen brutalen Schnitt in diese 
Kompetenzregelung gemacht und zu dem Zu­
stand geführt, der heute vorhanden ist, näm­
lich daß der Außenminister die Sachkompetenz 
hat, der Unterrichtsminister und die Frau Wis­
senschaftsminister haben das Geld, aber sie 
haben über die Sache nicht zu verfügen. 

Der deutsche Diplomat Sattler hat einmal 
die kulturelle Außenpolitik, die eigentlich erst 
eine Erfindung nach dem zweiten Weltkrieg 
war, als die dritte Bühne der Diplomatie nebst 
Politik im engeren Sinne und nebst Wirtschaft 
bezeichnet. 
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In asterreich kann man von einer dritten halten haben. Wenn man irgendein großes 

Bühne der Politik bezüglich kultureller Außen- Ausstellungsprojekt in einem Vertrag oder 
politik offenbar nidlt sprechen. Nach meinem auch ohne Vertrag vereinbart hatte, dann 
Empfinden ist es heute bestenfalls eine dritt- waren es selbstverständlich die Gelder der 
klassige Bühne, aber keine dritte Bühne, denn Kunstsektion des Unterrichtsministeriums. Und 
bei uns wird kulturelle Außenpolitik nicht wenn man einen Klassenaustausdl in einem 
gemacht, sondern bestenfalls administriert. erhöhten Maße in einem Vertrag vereinbart 

hatte, dann war,en es die Gelder der pädagogi­
Jetzt werden Sie mich fragen: Welches sind schen Sektion. Selbstverständlidl hat es dane-

die konkreten Mängel, die idl vorwerfe? ben ein eigenes Budget der Sektion VII ge ge-
Die Mäng,elrüge eins - idl habe das bereits ben. 

ausgeführt und darum will idl nicht sehr lange Ich mache auf diesen Gesidltspunkt auf­
dabei halten - ist der Zustand der Zersplit- merksam, damit man Sie, Herr Minister - ich 
terung, der enden müßte. Soll es wieder eine darf es wienerisch ausdrücken -, nicht ums 
erfolgreiche kulturelle Außenpolitik geben, Haxl haut. Sollten Sie die Kompetenz bekom­
dann müßte einer die Federführung haben, men, wird es einer mühevollen Arbeit bedür­
einer müßte die Konzepte entwickeln und fen, um auCh die Gelder, die die Auslands­
einer sollte über die Gelder disponieren. Das kulturpolitik braucht, zu bekommen. 
sollte in einer Hand sein! 

Dann die Mängelrüge drei : Es fehlt heute an 
Herr Bundesministerl  Zur Mängelrüge zwei. Konzepten und an Visionen in der Auslands­

Es gibt ein Wiener Sprichwort: Ohne Geld ka kulturpolitik. Selbst wenn Sie das Geld haben 
Musi! Man hat das Geld und das Musisdle in und selbst wenn Sie das Personal haben und 
Wien ....,.- wie es unserem Charakter ent- selbst wenn Sie die Sachkompetenz haben, 
spricht - zusammengebracht. Es ist ein Un- dann bleibt noch immer die Frage nach den 
ding, über eine Sachkompetenz zu verfügen Zielen in der Auslandskulturpolitik, dann 
und die Gelder in einem anderen Ministerium bl 'bt ' ch d' F ch d M th e1 · Immer no 1e rage na en e 0-
zu haben, wo man als Außenminister bittstel- den. 
Hg werden muß, wenn man ein größeres kul-
turelles Projekt der Außenpolitik durchführen Was die Ziele der Auslandskulturpolitik an-
will. 

. langt, so, glaube ich, hat sich seit der Zeit, zu 
der ich selbst die Auslandskulturenquete 1 968 

Täuschen Sie sich nicht, Herr Bundesmini- einberufen und durchgeführt hatte, nichts ge­
ster, sollten in Ihrem Budget - ich weiß es ändert. 
nicht - ein paar 100.000 S in diesem Jahr 
noch verfügbar sein, das ist nicht das Pro- Ich glaube, daß zu den Zeilen der Auslands­
blem ! Es ist auch nicht das Problem, wenn kulturpolitik nach wie vor gehören: die kul­
Sie die Kompetenzen vielleicht durch das neue turelle Selbstdarstellung eines Volkes, das, 
Kompetenzgesetz bekommen werden, Denn die was man mit einem modernen Wort die 
Probleme enden nicht bei der Zuteilung der Imagebildung nennt, und der kulturelle Aus­
S achkompetenzen! Wenn Sie diese durch das tausch. Die Kulturpolitik ist keine Einbahn­
neue Kompetenzgesetz bekommen, dann - ich straße, sondern es ist ein Geben und Nehmen 
mache Sie darauf aufmerksam - wird es not- nach dem Prinzip : Do, ut des. 
wendig sein, daß Sie die Gelder und die Kre- Nun werden Sie fragen können: Lst eine 
dite dazu bekommen, weil ohne Geld keine kulturelle Selbstdarstellung überhaupt heut­
Auslandskulturpolitik gemacht werden kann. zutage notwendig? Dazu kann ich ein Beispiel 

Da verrate ich Ihnen vielleicht jetzt doch ein . nennen: Als ich die Gelegenheit hatte, in 
Geheimnis, wenn Sie vielleicht glauben, daß Abidjan bei der IPU-Tagung zu sein, und zum 
Auslandskulturpolitik früher nur mit den Gel- Postschalter gegangen bin und gefragt habe, 
dem der Sektion VII, der ich die Ehre hatte wie man eine Postkarte nach Ost,erreich zu 
vorzustehen, gemacht wurde. Das stimmt fr,ankieren habe, hat mich das an sich intelli­
nicht! Darauf muß ich Sie aufmerksam machen : gent dreinsch.auende Fräulein gefragt: Oster­
Auslandskulturpolitik in der Periode 1966 bis reich liegt doch in Europa!  Erst als ich diese 
1 970 ist mit den Geldern aller Sektionen im Frage bejaht habe, hat sie mir sagen können, 
Bundesministerium für Unterricht gemacht wieviel ich zu frankier,en habe. 
worden. 

Um ganz konkret zu sein: Wenn man ein 
Bundestheater-Gastspiel in Moskau oder bei 
der Weltausstellung oder sonst wo vereinbart 
hatte, waren es selbstverständlich die Kredite 
der Bundestheaterverwaltung, die dazu herge-

Es gibt ein entzückendes Buch. Ich weiß 
nicht, ob ich mich j etzt wiederhole, aber Sie 
werden mir verzeihen, wenn ich es noch ein­
mal zitiere, falls ich vor ein oder zwei Jahren 
es schon einmal gebracht haben soIlte, denn 
es ist amüsant, das vorzulesen, 
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Es gibt ein amüsantes Buch. Sein Titel ist: 
"Alle Kreter lügen." Es wurde von einem 
deutschen Schriftsteller namens Stackelberg 
geschrieben. Dieses Buch handelt von den Vor­
urtei1en über Menschen und Völker. Damit 
wird die Frage eindeutig beantwortet, ob es 
richtig wäre, daß wir asterreicher eine Selbst­
darstellung im Ausland vornehmen sollen. 

Stackelberg schreibt folgendes : "Als einmal 
die Gallup-Institute 1959 in den Hauptstädten 
Athen, Helsinki, Johannisburg, Kopenhagen, 
Amsterdam, New Delhi, New York, Oslo, 
Stockholm, Toronto, West-Berlin und Wien 
eine internationale Vergleichsbefragung 
durchführten, welche Nation wohl das höchste 
Kulturniveau, das beste Essen, die schönste 
Landschaft und die schönsten Frauen, die beste 
Art zu leben und den größten Nationalstolz 
hätte, da antworteten die Griechen, Finnen, 
Südafrikaner, Niederländer, Inder, Amerika­
ner, Norweger, Schweden, Kanadier und Öster­
reicher zunächst übereinstimmend, daß man 
am besten in ihrem eigenen Lande äße, nur 
die Deutschen nannten Frankreich. 

Auch die schönste Landschaft war bei allen 
befragten Nationen die eigene. Die schönsten 
Frauen gab es nach Meinung der Berliner in 
Schweden, der Wiener in Italien und der 
Dänen in Deutschland. Alle anderen Nationen 
glaubten, sie im eigenen Land zu haben. 

Selbst das höchste Kulturniveau erkannten 
die Griechen, die Niederländer, die Inder, die 
Amerikaner, die Norweger, die Schweden, die 
Deutschen und die asterreicher ihrem eigenen 
Land zu. Nur die Finnen hielten das Kultur­
niveau in den USA sowie die Dänen, Süd­
afrikaner und Kanadier das Kulturniveau in 
Großbritannien für höher als in ihrem eigenen 
Land." 

Und nun schreibt Stackelberg : "Man kann 
sich nur sehr leicht vorstellen, wie sie alle 
von ihrem hohen Kulturniveau aufeinander 
herunterblicken : der Inder auf den Griechen, 
der Grieche auf den Inder, die Amerikaner 
auf den Niederländer, die Niederländer auf 
die Amerikaner, die Schweden auf die Oster­
reicher und die asterreicher auf die Schweden. 
Jeder hat das ,höchste Kulturniveau' im eige­
nen Land" .  "Das sind", so sagt Stackelberg, 
"im Jetzt-Zeitalter erstaunlich engstirnige 
Einstellungen und zugl·eich ist der Schritt nicht 
mehr weit zu jenen vielen, die so eingeengt 
sind durch ihre heimischen Gewohnheiten und 
so begrenzt die Welt durch ihre nationale 
Brille sehen, daß sie sich nur meckelnd an 
fremde Tische setzen und in jedem anderen 
Land das eigene Sauerkraut, die eigenen 
Fr,auen, die eigenen Berge oder Seen und die 
eigene Kultur vermissen. Gottlob, daß wenig-

stens die asterreicher die italienischen, die 
Dänen die deutschen und die Deutschen die 
schwedischen Frauen schöner finden als die 
eigenen, auch wenn sie sonst für sich jeder 
das höchste Kulturniveau beanspruchen". 

Ich habe . Ihnen das gebracht, weil, glaube 
ich, dies,e Stelle aus Stackelberg ja auch zwin­
gend beweist, daß eine kulturelle Selbstdar­
stellung durchaus am Platze und richtig ist und 
nur dazu dienen könnte, die Vorurteile über 
Menschen und Völker abzubauen. 

Ich habe heute sehr kritisch, aber nicht so 
aggressiv gesprochen, wie heute vormittag, 
Herr Minister, in diesem Hause schon gespro­
chen wurde. Aber die Beschäftigung mit dem 
hohen Thema der Kultur nötigt mir eine ge­
wisse Maßhaltung in der Sprache ab. Daher 
habe ich mich in . diesem einer Maßhaltung be­
fleißigt. Aber. ich hoffe, Herr Bundesminister, 
Sie haben den echt kritischen Ton, den ich hier 
gehabt habe, herausgehört, und sie geben ihn 
vor allem weiter. Sie sind ja nicht der Allein­
sehuldige, Si,e sind schuldig zu ungeteilter 
Hand, daß auf diesem Gebiet heute nichts wei­
ter geht. Aber sagen Sie es dem abwesenden 
Herrn Unterrichtsminister und der abwesen­
den Frau Wissenschaftsminister, daß 
man künftighin vielleicht doch häufiger wird 
davon reden müssen, daß in der Auslands­
kulturpolitik die Dinge nicht zum besten ste­
hen. 

Aber ich habe einen sehr konstruktiven 
Vorschlag. Bilden Sie ein Komitee aus höch­
sten Beamten. Würde ich heute noch Leiter der 
Sektion VII sein, ich würde diese Idee selbst 
verwirklichen. Ich bin wirklich nur verhindert 
worden, eine zweite Vierjahresperiode zu 
machen. Das ist etwas, was in mir brennt. 
Normalerweise sollte eigentlich eine Opposi­
tionspartei nicht der Regierung gute Ezzes 
geben. Aber ich verleugne mich in diesem 
Punkte, weil mir die Kultur doch so viel wert 
ist, daß ich sag,e, wenn der Minister das nur 
aufgriffe und durchführte, würde ich selbst 
darauf verzichten, im Vorwort genannt zu 
werden. 

Bilden Sie ein Komitee aus Beamten dieser 
Ressorts, die dafür zuständig sind. Berufen Sie 
in dIeses Komitee Wissenschaftler, Künstler, 
Experten der Musik und der bildenden' Kunst. 
Versichern Sie sich beim Herrn Bundesmini­
ster für Finanzen einer Sonderdotierung. Das 
müßte möglich sein. Denn das, was ich vorzu­
schlagen habe, kostet Geld. Sicherlich. Viel­
leicht kostet ,es 2 Millionen, 3 Millionen Schil­
ling. Aber wir haben ja schließlich und end­
lich in der Periode, in der wir die Verantwor­
tung für die Kulturpolitik getragen haben, 
sogar ein 18 Millionen Schilling-Projekt, Gast-
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spiel Moskau, vereinbartj das war 1967. Wir 
haben uns die Philharmoniker und die Oper 
zur Weltausstellung zu �ntsenden geleistet, 
das hat auCh weit über 20 Millionen SChilling 
gekostet. Sie können daher dem Herrn Finanz­
minister sagen: Selbst wenn er Ihnen 3 Mil­
lionen Schilling ins nädlste Budget gibt, ist er 
noCh immer nicht großzügig, sondern holt nur 
das nach, was bisher versäumt wurde. 

Versuchen Sie, das Projekt einer Osterreich­
Ausstellung zu erarbeiten, das Sie in den nädl­
sten zwei, :drei Jahren in ein Dutzend Länder 
schi<ken. Stellen Sie diese Ausstellung unter 
das Thema "Der Beitrag Osterreidls zum Fort­
schritt der Menschheit". Es würden Ihnen 
siCher die Leiter der zwölf Kulturinstitute dan­
ken, wenn es eine solChe Auss·tellung gebe. 
Jeder würde sagen, er übernimmt es. Es wür­
den Ihnen viele Botschafter danken, die sonst 
keine Möglichkeit haben, aktive Kulturpolitik 
zu betreiben. Aber wenn es eine repräsen­
tative österreichisChe Ausstellung gäbe, die 
siCh mit diesem Thema beschäftigt, würden 
Sie sidler viele Kollegen finden, die sagen: 
Eine blendende Idee ist diese Ausstellung, die 
wollen wir in dem Land, in dem wir akkredi­
tiert sind, habenl . 

Gl,auben Sie nidlt, daß diese Idee aus hei­
terem Himmel kommt, sozusagen · eine mut­
willige Idee von mir istl Idl habe, kurz bevor 
ich meine· Agenden abgegeben habe, eine Mei­
nungsumfrage gemaCht. Ich habe hier schon 
einmal darüber beriChtet. Damals wurden den 
1 200 Leuten, an die der Brief in alle Teile 
der Welt hinausgegangen ist, die Fragen ge­
stellt: Welchen Beitrrag hat Osterreich zum 
FortsChritt der Menschheit geleistet'? Es sind 
stereotyp zwei Antworten und stereotyp zwei 
Namen gekommen. Die zwei Antworten 
waren: Der größte Beitrag Osterreidls zum 
FortsChritt der MensChheit sei die Musik, das 
war die eine Antwort - niCht schlecht - und 
die andere war die Psychoanalyse. Und die 
personalen Repräsentanten waren Wolfgang 
Amadeus Mozart und Siegmund Freud. Das 
waren die häufigst genannten Namen. 

denn sonst wäre ja den Leuten mehr einge­
fallen. Mich hat aber auCh gestört, daß, obwohl 
es eine Menge österreiChischer Erfindungen, 
eine Menge österreichischer Nobelpreisträger 
gibt - ich höre immer, es gibt viel mehr 
Nobelpreisträger pro Kopf der Bevölkerung 
als in jedem anderen europäisChen Land -, 
davon niChts enthalten war. Fast kein einziger 
Fragebogen hat irgendeinen dieser Nobel­
preisträger genannt. 

Idl meine daher, Herr Bundesminister, daß, 
wenn wir eine Ausstellung unter dem Titel 
"Osterreichs Beitrag zum Fortsdlritt der 
Menschheit" auf die Beine stellen könnten, 
wir tatsächlich etwas in der Auslandskultur­
politik böten, was wert wäre, geboten zu 
werden. 

Uber den zweiten Aspekt - den kulturel­
len Austausdl - kann man sehr kurz hinweg­
gehen. Ich habe auch sChon früher hier gesagt: 
Die UdSSR hat 70 Abkommen mit anderen 
Ländern, aber das hängt mit dem Staatssystem 
zusammen: Allerdings hat auch Frankreich auf 
kulturellem Gebiet über 60 Abkommen. Dort 
ist ein durchaus freiheitlich demokratisches 
Regime am Werk. Aber dort weiß man Kul­
turpolitik und kulturelle Außenpolitik als 
einen Teil der Außenpolitik zu verstehen. 

Ich habe schon früher in einer Budgetdebatte 
gesagt: 54 Prozent - vielleicht hat es sich 
j etzt nach oben oder nach unten geändert, ich 
glaube eher nach oben - des Budgets des 
französischen Außenministeriums ist kulturel­
les Außenbudget. Wenn der liebe Herr Bun­
desminister nur 12 Prozent, 15 Prozent, 
20 Prozent, also die Hälfte ·oder weniger als 
die Hälfte seines Außenministeriumbudgets 
für kulturelle Außenpolitik haben könnte, 
wären wir, glaube ich, glücklich. 

Ich meine daher: Abkommen sind sicher 
kein Allheilmittel, aber man muß schon ver­
gleichen und man muß schon schauen, wa.s 
andere Länder im Vergleidl zu Osterreich tun. 
Man muß sich nicht immer an kulturellen 
Großmächten wie Frankreich orientieren, 
obwohl ich manchmal höre, daß sich Osterreich 
durchaus als kulturelle Großmacht fühlt. Wir Es wird die Republikaner auf dieser Seite 

_ uns störts nicht, wir sind auch Republi- treten oft mit einem gewissen kulturellen 
kaner -, auf der linken Seite vielleicht stören, Großmachtsanspruch auf. 
daß der drittmeistgenannte Osterreicher schon Ich würde also meinen, Herr Bundesminister, 
der Kaiser Franz Joseph war. Midl hat daran die Bundesregierung und die drei zuständigen 
nur gestört, daß schon damals alle drei popu- Minister - und damit möchte ich schließen -
lärsten OsterreiCher in der Welt - der Mozart, sollten sich in der kulturellen Außenpolitik 
der Siegmund Freud und der Kaiser Franz besinnen, daß es niCht zum besten steht, daß 
Joseph - jedenfal1s mehr als 50 Jahre tot sie nicht stolz sein können auf die drei Jahre, 
gewesen sind. Es war also offenbar die Mei- in denen j etzt in ihren Händen die kulturelle 
nung, Osterreich habe 1918 zu bestehen aufge- Außenpolitik liegt, daß die Leistungen in der 
hört, und dieses Land hat in den letzten kulturellen Außenpolitik heutzutage ärmlich 
50 Jahren sozusagen nichts mehr geleistet, sind, daß sie praktisch nicht existent sind. Ich 
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glaube, die Beamten, die damit beschäftigt 
sind, haben ein Anrecht, aus diesem .AJschen­
brödeldasein in der kulturellen Außenpolitik 
befreit zu werden, und der österreichische 
Steuerzahler, glaube ich, hätte Anrecht, daß 
kulturelle Außenpolitik in asterreich ernst 
betrieben wird. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Bericht€rstatter ein 
Schlußwort? - Kein Schlußwort. 

Wir kommen zur A b  s t i m m  u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die den 
vorliegenden Bericht, III-79 der Beilagen, zur 
Kenntnis nehmen, sich von den Sitzen zu er­
heb€n. - Danke. Der Bericht ist e i n  s t i m­
m i g zur K e n n t n i s g e n  0 m m e n. 

6. Punkt: Beridlt des Außenpolitischen Aus­
sdlusses betreffend den Beridlt der österrei­
chischen Delegation zur Beratenden Versamm­
lung des Europarates (III-80 der Beilagen) 
über die XXIV. Sitzungsperiode (746 der Bei-

lagen) 

Präsident Probst: Wir kommen zum 
6. Punkt der Tagesordnung : Bericht der öster­
reichischen Delegation zur Beratenden Ver­
sammlung des Europarates über die 
XXIV. Sitzungsperiode. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Bauer. Ich bitte ihn, zu berichten. 

Berichterstatter Dr. Bauer: Herr Präsident ! 
Meine Damen und Herren! Ich habe über 
746 der Beilagen zu den stenographilsch.en 
Protokollen des Nationalrates, XIII. Gesetz­
gebungsperiode, zu berichten: Bericht des 
Außenpolitischen Ausschuss,es betreffend den 
Berich.t der österreichischen Delegation zur 
Beratenden Versammlung des Europarates 
über die XXIV. Sitzungsperiode (1II-80 der 
Beilagen) . 

Der Berich.t der österreich.isch.en Delegation 
zur Beratenden Versammlung des Europarates 
über die XXIV. Sitzungsperiode umfaßt den 
Zeitraum vom 15.  Mai 1972 bis zum 14. Mai 
1973. Diese Sitzungsperiode zerfiel in drei 
Teile (Plenarsitzungen) : 

1 .  T€il vom 15.  bis 19.  Mai 1972, 

2.  Teil vom 17. bis 24. Oktober 1 972, 

3. Teil vom 22. bis 26. Jänner 1973. 

Der AußenpoliU,sch.e Aussch.uß hat diesen 
Berich.t in seiner Sitzung vom 22. Mai 1973 
in Verhandlung gezogen. An der Debatte be­
teiligten sich. außer dem Berich.terstatter die 
Abgeordneten Dr. Kar-asek, Kinzl sowie Dok-

tor Ermacora und der Obmann Abgeordneter 
Czernetz sowie der Bundesminister für Aus­
wärtige Angelegenheiten Dr. Kirch.sch.läger. 

Es wurde einstimmig beschlossen, dem Na­
tionalrat die Kenntnisnahme dieses Berichtes: 
zu empfehlen. 

Der Außenpolitische · Aussch.uß stellt somit 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle den Be­
richt der österreichischen Delegation zur Be­
ratenden Versammlung des Europar,ates üher 
die XXIV. Sitzungsperiode (III-80 der Bei­
lagen) zur Kenntnis nehmen, 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich er­
mächtigt, zu beantragen, die General- und 
Spezialdebatte möge unter einem abgewickelt 
werden. 

Präsident Probst: Es ist beantragt, General­
und Spezialdebatte unter einem durchzuführen. 
Wird ein Einwand erhoben? - Das ist nicht 
der Fall. 

Der erste Redner ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Withalm. 

Abgeordneter Dr. Withalm (OVP) : Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Uber die 
Zweckmäßigkeit und Notwendigkeit interna­
tionaler Institutionen wurde immer schon und 
wird auch jetzt immer wieder viel debattiert ; 
es gibt hier sehr unterschiedliche Meinungen .. 
Das gilt für den Europarat, das gilt für die 
Vereinten Nationen. Oft hört man die Frag·e : 
Wozu sind denn diese Institutionen überhaupt 
gut? Und sehr oft auch hört man sehr ab­
schätzig das Wort, es handle sich hiebei j-a 
doch. nur um Debattierklubs; wozu das Ganze, 
wozu die vielen Kosten? 

Meine Damen und Herren! Ich war nie die­
ser Meinung, nicht zuletzt auf Grund meiner 
langjährigen Tätigkeit im Rahmen der Union 
christlicher Demokraten. Und jetzt bin ich seit 
einem Jahr in Straßburg beim Europarat, und 
jetzt sage ich Ihnen erst recht, daß diese inter­
nationalen Institutionen nicht nur nicht nutzlos 
und nicht wertlos, sondern Isehr wertvoll sind. 
Ich greife nur zwei Gründe heraus. 

Es ist wirklich nicht wertlos, meine Damen 
und Herren, wenn Parlamentarier, wenn Poli­
tiker aus verschiedenen Ländern zusammen­
kommen und einen Gedankenaustausch und 
einen Erfahrungsaustausch pflegen. 

Und €in Zweites: Bs ist sicher nicht wertlos, 
wenn sich Politiker verschiedener P,arteirich­
tun gen anläßlich internationaler Veranstal­
tungen treffen und wenn sie bei dieser Gele­
genheit über Themen reden können, was im 
Inland nicht ohne weiteres möglich ist. Ich 
glaube, es tut uns ohne Unterschied der Partei-
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richtung sehr, sehr gut, wenn wir abseits von 
der Tagespolitik ab und zu zu solchen Ge­
sprächen die Möglichkeit haben. 

Meine Damen und Herren! Wer sich aller­
dings erwartet, daß die Vereinten Nationen 
und daß der Europarat längst schon, wenn 
sie etwas taugten, den Frieden in der Welt 
beziehungsweise die Einigung Europas hätten 

. herbeiführen müssen, der ist kein Realist, 
sondern ein unverbesserlicher Illusionist. 

Ein Integrationsprozeß ist wesentlich 
schwieriger und dauert länger als ein Des­
integrationsprozeß. Ein Betrieb wird ja auch 
nicht von heute auf morgen aufgebaut; dazu 
bedarf -es oft der Arbeit von Generationen. 
Aber verjubelt ist ein Betrieb oft in einem 
einzigen Jahr, jedenfalls in kurzer Zeit. 

So gibt es immer wieder Krisen und Schwie­
rigkeiten, auch bei internationalen Institutio­
nen. Daher hört man auch immer wieder die 
Fr.age nach der Existenzberechtigung dieser 
oder j ener internationalen Institution. 

Gerade in jüngster Zeit, nicht zuletzt dank 
der Erweiterung der EWG, ist wieder die 
Frage nach der Existenzberechtigung des 
Europarates aufgeworfen worden. Wir wissen 
alle, daß in der erweiterten EWG eine unge­
heure Dynamik steckt und daß heute schon die 
EWG ohne jeden Zweifel einen wirtschaft­
lichen Giganten darstellt. 

Trotzdem, meine Damen und Herren, ist 
die EWG mit Europa nicht gleichzusetzen. Die 
EWG ist nicht ident mit Europa. Das war sie 
weder früher, wo sie aus sechs Mitgliedern 
bestand, noch ist sie es heute, wo sie aus neun 
Mitgliedern besteht. 

Und auch die 11 Mitgliedstaaten des Europa­
rates sind nicht gleich Europa. Wir haben 
immer - das sagte ich erst vor kurzem in 
Str.aßburg - an das größere, an das ganze 
Europa zu denken. Und wir haben alles zu tun, 
damit die Wege dorthin offengehalten werden 
bzw. daß sie eines schönen Tages freigemacht 
werden. Das ist unser aller Aufgabe, natürlich 
in erster Linie Aufgabe des Europarates. 

Die Zielsetzung des Europal'ates hat sich 
nicht geändert. Das, was ein Churchill und 
andere große Europäer in den Gründungs­
tagen des Europarates gesagt haben und was 
si·e als Aufgabe des Europarates dargestellt 
haben, gilt heute genauso, wie es zu Zeiten 
der Gründung des Europarates gegolten hat. 
Der Europarat wurde als politisches Gremium 
konzipiert, und ein politisches Gremium ist er 
und ein politisches Gremium muß er bleiben. 

Gerade jetzt nach der Erweiterung der EWG 
halte ich den Europarat für ganz besonde:rs 
notwendig und wichtig. Die Spaltung Europas 

in die Sechs . der EWG und in die Sieben der 
EFTA hat uns, glaube ich, viel zu sChaffen 
gemacht. Das war eine schwere Belastungs­
probe für das freie Europa, und mühsam genug 
war der Prozeß, bis es so weit war, daß 
zwi1schen der EWG und einzelnen EFTA­
Staaten dann doch vertretbare Ubereinkom­
men zustande gekommen sind. 

Eine Aufspaltung der 17 Mitglieder des 
Europarates in solche, die der EWG als Mit­
glieder angehören, und in solche, die außer­
halb der EWG bleiben wollen beziehungs­
weise bleiben müssen, dadurch nämlich, daß 
womöglich der Europarat faktisch abgesdlIie­
ben wird, meine Damen und Herren, wäre un­
verantwortlich. Das wäre geradezu eine hero­
stratische Tat, die das freie Europa zweiteilen 
würde in die Arrivierten in der EWG und in 
die Habenichtse außerhalb der EWG, in 
Europäer erster und in Europäer zweiter Güte. 

Daraus ergibt sich die absolute Notwendig­
keit nicht nur der Erhaltung des Europarates 
,als politisches Gremium, sondern auch seiner 
Stärkung und seiner Festigung. Dieses Forum 
von derzeit 17 gleichberechtigten Mitglied­
,staat-en des Europarates, zu denen hoffentlich 
in absehbarer Zeit weitere Staaten, sobald 
ihrerseits die notwendigen Voraussetzungen 
gegeben sein werden, hinzukommen werden, 
darf nicht angetastet werden. 

Und für die neutralen Staaten, somit auch 
für asterreich, ist der Europarat als Stätte 
des politischen Meinungsaustausches und der 
Koordinierung geradezu eine Lebensnotwen­
digkeit. Meine Damen und Herren! Das ist 
das einzige uns verbleibende Gremium, in 
dem wir mit anderen Staaten gleichberechtigt 
sind, also politisch miteinander reden können. 

Deshalb sind wir Osterreicher anläßlich der 
letzten Session mit Uberzeugung für die Er­
haltung des Europarates und dafür eingetre­
ten, daß er mit Leben erfüllt werde, vom 

Außenminister, der derzeit der Vorsitz·ende 
des Ministerrates des Europarates ist, ange­
fangen, wobei es zwischen uns keine wie 
immer gearteten Differenzen, was die Partei­
schranken anbelangt, gegeben hat. 

Diese Erkenntnisse dürfen sich allerdings 
nicht auf die wenigen Abgeordneten beschrän­
ken, die ihr Land in Straßburg vertreten. Das 
ist eine Selbstverständlichkeit. Das muß all­
gemeine Auffassung des ganzen Hohen Hau­
ses sein. Wenn das nicht der Fall sein sollte, 
dann muß es Auffassung des ganzen Hohen 
Hauses werden. (Allgemeiner Beifall.) Meine 
Damen und Herren! Es muß aber letzten Endes 
auch Uberzeugung des ganzen österreichischen 
Volkes sein I 
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Dr. Withalm 

In diesem Zusammenhang möchte ich ein 
sehr offenes und ein sehr ehrliches Wort an 
die Massenmedien richten. Bisher haben die 
Massenmedien überhaupt keine Notiz von 
der Tätigkeit des Europarates genommen. Es 
gab keine wie immer geartete Unterstützung 
durd1 Presse und Rundfunk, sehr zum Unter­
schied gegenüber ende ren Ländern. 

Ich habe hier die "Neue Zürcher Zeitung" 
vom 18. Mai 1 973. Meine Damen und Herren! 
In di-eser Ausgabe besmäftigt sim die "Neue 
Zürcher Zeitung" - immerhin die "Neue 
Zürmer Zeitung" ! - in einem Dreispalter mit 
der Sitzung des Europarates vom 17. Mai 1973 
und' smildert ausführlich die Ansprame, die 
der italienisme Ministerpräsident Andreotti 
vor der Korusultativversammlung des Europa­
rates gehalten hat. 

der Parteieinstellung. Vielleimt darf im sagen, 
ohne der Unbesmeidenheit geziehen zu wer­
den, daß diese Abgeordneten im Europarat mit 
ihren Kräften dem Ansehen Osterreichs die­
nen. 

Es ist nach dem zweiten Weltkrieg so etwas 
wie eine Semi-Diplomatie der Parlamentarier 
entstanden; sie ist wirksam. Hohes Haus! Ich 
möchte das besonders an die Herren der 
Presse und der Massenmedien rimten, denn 
die anderen Abgeordneten oder die Minister 
werden von der Tätigkeit der österreidJ.ismen 
Vertretung im Europarat in anderen Ländern, 
in die sie kommen, hören, jedom aus der 
österreichischen Presse werden sie nichts er­
fahren. Warum? Gibt es darauf eine Antwort? 
Vielleicht darf ich das jetzt erweitern. 

Wenn im die österreichischen Zeitungen Wenn es hier in diesem Hause scharfe 
ansehe, so finde ich kaum eine Erwähnung, innenpolitische Debatten gibt, so wie wir sie 
in den meisten Zeitungen nicht einmal eine heute vormittag hatten, dann wird das mit 
einzfge Zeile über die Frühjahrssession des Recht berichtet. Wenn es Zusammenstöße und 
Europarates in Straßburg. Ich frage mich : Wie Tumulte gibt -::- auch das kommt gelegentlich 
soll wirkIim der Europagedanke und der in Osterreich vor; in anderen Parlamenten ist 
Europarat der Bevölkerung nähergebramt es sdllimmer -, dann wird das besonders be­
werden, wenn diesbezüglich in den Zeitungen richtet. Damit wird sogar Kritik an der 
beziehungswe�se aum im Rundfunk nicht ein "Niveaulosigkeit" der Abgeordneten und des 
einziger Satz g,ebracht wird? 

. Parlaments, wenn den Kollegen die Nerven 
durmgehen, verbunden. Ich glaube, ich darf 

Deshalb mein Appell an die Massenmedien: das sagen, denn mir gehen die Nerven am 
Unterstützen Sie, meine Damen und Herren wenigsten durch. 
von der Presse und vom Rundfunk, den 
Europagedanken unter anderem auch dadurch, 
daß Sie der Arbeit des Europarates jenes 
Interesse zuwenden; mehr verlangen wir gar 
nicht, aber auch nicht weniger; also jenes 
Interesse, das er aum in anderen Ländern 
findet. 

An uns, den Abgeordneten, die das Hohe 
Haus in Straßburg vertreten, soll es nimt 
fehlen. Wir werden aum in Zukunft aus Uber­
zeugung und mit Fleiß - im glaube, diesen 
Fleiß .sagt man uns, den Osterreidlern, in 
Straßburg nach - in Straßburg für Europa 
arbeiten. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident Probst: Der nämste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Czernetz. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Czernetz (SPO) : Hohes Haus! 
Darf im zuerst an die Worte meines Vor­
redners, des Herrn Vizekanzlers Withalm, 
ansmließen. Ich möchte seinen Appell an die 
Massenmedien und an die Presse nom in eine 
ganz besondere Form kleiden und möchte dazu 
sagen: Die österreichtsche Delegation zum 
Europarat, also die 1 2  Abgeordneten - Mit­
glieder des Nationalrates und des Bundes­
rates, 6 Mitglieder und 6 Stellvertreter -, 
sind, wie auch mein Vorredner sagte, sehr 
aktiv, sind sehr engagiert und unabhängig von 

Wenn es samlime Debatten zum Beispiel in 
außenpolitischen Fragen gibt, dann wird dar­
über überhaupt nimts berichtet. Warum? Ist 
das Zufall? Wird nicht in Wirklichkeit da­
durch - im nehme in Freundlichkeit zu den 
Redakteuren des Rundfunks, des Fernsehens 
und der Presse an, es geschieht unwissentlim 
und unabsimtlich -, daß man von sachIimen 
Debatten in diesem Hause nicht berichtet, über 
Tumulte aber schon, eher der Demokratie ge­
schadet als genützt? Sollte man sich das nimt 
ernsthaft überlegen? 

Ich würde also hier um Samlichkeit und um 
die oft gepriesene unabhängige und wahr­
heitsgetreue Berimterstattung bitten. (Allge­
meiner Beifall.) 

Hohes Haus! Die Debatten über die Europa­
ratsberichte, also über die Beri.d).te der parla­
mentarischen Delegation der beiden Häuser 
dieses Parlaments, haben eigentlich . einen 
merkwürdigen Charakter. Ich freue mim, daß 
nach mir der Kollege Peter zu Wort kommt, 
der nicht der Delegation angehört, und uch 
sage auch, warum: Eigentlich debattieren hier 
die, die delegiert sind, und die anderen Kol­
legen hören zu - wenn :sie zuhören. Das ist. 
eigentlich nicht das richtige. 
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Czemetz 
Es gibt in unseren Parteien Kollegen, die 

kritisch zum Europarat und zu unserer Tätig­
keit stehen. Warum reden sie nicht? Wenn 
sie sich in den Klubs melden, wird man ihnen 
vielleicht sagen: Macht die Debatte nicht zu 
groß, es ist nicht so wichtig ! - Das allein ist 
schon ein Grund für eine Debatte. 

Ich glaube, wir sollten mehr im Parlament 
über das reden, was wir tun, auch kritisieren 
und auch ablehnen. Vor allem sollten wir uns 
zur Wehr setzen. Mit allem Respekt zu 
unserem Berichterstatter, aber es ist grotesk, 
daß ein lieber Kollege, der nicht dem Europa­
rat angehört, Berichterstatter ist und daß die 
Delegierten debattieren. Somit ist auch die 
Konstruktion unserer Debatten nicht richtig. 
Vielleicht überlegen wir uns das für die Zu­
kunft. 

Ich schließe mich jetzt wieder an meinen 
Vorredner zustimmerid an, denn vJelleicht 
darf ich eines hier sagen: In den einzelnen 
Sachfragen im Europarat stimmen wir vielfach 
verschieden, manchmal aus der eigenen Partei 
verschieden. Das ist eine konkrete Sachfrage, 
das kann vorkommen. Reinhart, du weißt, was 
ich meine. Das ist das letzte Mal geschehen, in 
aller Freundschaft. Warum denn nicht? 

Es gibt aber manchmal Fraktionsentschei­
dungen, denn wir haben ja internationale 
Fraktionen im Europarat und wir binden uns 
freiwillig an die Fraktionsdisziplin, die Christ­
lichdemokraten genauso wie die Sozialisten. 
Aber wir sind in den Fragen der Organisation 
des Europarates und der Arbeit über die 
Grenzen der Parteien hinaus auf einer gemein­
samen Linie. 

Vielleicht ist es manchen Kollegen in diesem 
Haus hier neu, wenn ich sage, daß in den 
Zeiten der OVP�Regierung mit einem parla­
mentarischen Ubergewicht der OVP an der 
paritätischen Zusammensetzung der Delega­
tion von 3 :  3 und bei deren Stellvertretern 
- ein Kollege der Freiheitlichen Partei hat 
einmal bei der und dann bei der . anderen 
Fraktion einen Sitz bekommen - nichts ge­
ändert worden ist. 

Wir haben nach 1 971  bei dem sozialistischen 
Ubergewicht selbstverständlich auch nichts 
daran geändert. Man kann diese internationale 
Arheit, auch wenn man hier in Sachfragen 
oder poliHschen Fragen verschiedener Mei­
nung ist, nur dann leisten, wenn man als Dele. 
gation gemeinsam aufzutreten und die Dinge 
zu organisieren imstande ist. 

Nun sind wir, wie gesagt wurde, jetzt vor 
der Schicksalsfrage des Europarates. Die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft ist von 
Sechs auf Neun erweitert, und es ist jetzt die 

IIE:!'" 

Frage : Was soll mit dem.Europarat geschehen? 
Der frühere Präsident, der Sdlweizer Reverdin 
hat eine Arbeitsgruppe geleitet, er hat Missio­
nen in die Hauptstädte der Mitgliedstaaten 
des Europarates geführt und einen umfang­
reichen Bericht vorgelegt, man hat mit den 
Regierungen gesprochen, man hatte mit den 
parlamentarischen Delegationen gesprochen, 
und es äst eine ungeheure Fülle von Details 
der praktischen Arbeit wiedergegeben worden, 
die man leisten kann. 

Und ich glaube, wichtig bleibt dabei, daß 
wir die vielen Details j etzt gar nicht behan­
deln, sondern was Withalm vorhin sagte und 
idl völlig unterstütze, das entscheidende ist: 
Der Europarat muß ein politisches Gremium 
bleiben, sonst kann man ihn einfach nicht 
brauchen, sonst ist er zu nidlts nütze !  Er ist 
die Verbindung zwißchen den Neun und den 
anderen Acht, auch wenn sie . kleiner sind, 
aber säe existieren. Und der Europarat war 
und ist das größte parlamentarische Forum 
Europas. 

Wir haben es im Europarat gesagt, und es 
hat von den Vertretern der Neun keinen 
Widersprudl gegeben. Ich sage es auch hier: 
Das sogenannte EuropäiJSche Parlament der 
Neun ist kein europäisches Parlament. Leider. 
Ich sage dazu: Leider! Das merkwürdige ist 
ja: im Vertrag von Rom kommt das Wort 
"Europäisches Parlament" gar nicht vor. Ko­
misch ist nur, wie man dort so sehr auf jeden 
Buchstaben des Vertrages schaut, nur dabei 
nicht. 

Da ist im Fünften Teil im Artikel 137 bis 
zum ; Artikel 144 im einzelnen "Die Versamm­
lung" der EWG behandelt, aber nicht das 
Europäische Parlament. Der Name "Europäi­
sches Parlament" ist ein · angenommener oder 
angemaßter Name. Leider, denn wenn es hier 
heißt, die Versammlung "übt die Beratungs­
und Kontrollbefugnisse aus. die ihr nach die­
sem Vertrag zustehen", dann iSind die zu­
stehenden leider · ungenügend . für ein Euro­
päisches Parlament. Sie haben keine Kontrolle 
über die Finanzen, keine Kontrolle über die 
Fonds, keine Kontrolle über die Gebarung des 
Rates · - also die Minister -, lediglich über 
die Kommission, die aber in Wahrheit nicht 
entscheiden kann. Die Entscheidung liegt bei 
den Ministern. 

. Da gibt es also Probleme. Sie haben keine 
legislative Gewalt, sie haben keine Direkt­
wahl, und leider ist in nächster Zeit auch keine 
Aussicht auf eine Änderung des Vertrages von 
Rom, weil es Regierungen gibt, die dies nicht 
machen und Parlamentsmehrheiten . der Mit­
gliedstaaten der EWG dies nicht machen wer-
den. 

. 
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Czernetz 

Ich sage nochmals: Ich bedaure das. Die 
EWG ist eine wirtschaftliche Großmacht erster 
Ordnung geworden. Sie ringt schwer darum, 
auch nur kleine Schritte zu einer politischen 
Union wirklich durchführen zu können. Das ist 
ungemein schwierig, und es wird dieses größte 
parlamentarische Forum Europas gebraucht 
werden. 

Ich freue mich besonders audl über .die 
Worte des Kollegen Withalm. Er sagte, er 
hofft, daß es bald mehr als Siebzehn sein 
können, wenn die Bedingungen verwirklidlt 
sind, und ich nehme an, wir meinen dasselbe: 
wenn europäische Staaten demokratisch wer­
den. 

Manche können vielleidlt diesen Zustand in 
absehbarer Zeit erreidlenj wir hoffen es und 
wir werden alle mit offenen Armen empfan­
gen, wenn es so weit ist.. 

Und wenn man von der Wirkungsmöglidl­
keit des Europarates spridlt, dann hat diese 
Frühjahrssession vor ein paar Wodlen in 
Straßbtirg unter Beweis gestellt, wie groß 
eigentlidl die Wirkungsmöglichkeiten sind. 
Ich werde nicht auf die Einzelfragen eingehen, 
ich mödlte nur ein paar hervorheben. 

Es hat bei der Beratung des Gegenstandes 
"Bericht über die Vereinten Nationen" eine 
Debatte über Terrorismus gegeben; Und es 
hat audl der Herr Bundesminister erwähnt, 
daß das j a  im Europarat schon vorher im 
Ministerkomitee behandelt worden ist. Ja, wir 
haben auf eine Initiative des Kollegen Blu­
menfeld voriges Jahr im Oktober sdlon einen 
Beschluß in der Versammlung gefaßt mit der 
Bitte an das Ministerkomitee, Maßnahmen · zu 
setzen. Die Antwort war unbefriedigend, und 
ich habe dem Herrn Bundesminister in Straß­
burg gedankt, als er freimütig, freimütiger als 
j emals ein anderer Vorsitzender des Minister­
komitees, sagte: Idl gebe zu, ja, leider bin 
auch ich nidlt mit dem Beschluß zufrieden. -
Denn · das Ministerkomitee hat voriges Jahr 
ledigIidl beschlossen, eine K,ommission von 
höheren Beamten einzusetzen, die die redlt­
lidlen Aspekte des Terrorismus prüfen sollen. 

Sehr gut, sehr recht und sehr smön. Im bin 
kein Jurist, aber ich glaube, jed�r Jurist wird 
mir zugeben, daß das eine langwierige Arbeit 
ist. Das dauert sehr lang, und wenn sie sic4 
sogar geeinigt haben, dann wird man nimts 
gegen den Terrorismus getan haben. Man 
wird keinen mnzigen Terrorakt unmittelbar 
vermieden haben. 

Wir haben daher in der Versammlung ge­

mig - idl glaube, bei zwei Stimmenthaltun­
gen - angenommen worden ist, · und wir 
haben sehr deutlich ausgesprochen, um was 
es uns dabei geht. 

Hier möchte im aus den vielen Dingen 
zunächst eines herausheben. Wir treffen dom 
international, besonders bei den Vereinten 
N�tionen, auf die Haltung einer ganzen Reihe 
von Staaten, die sagen: Was heißt "Terro­
risten"? Das sind ja Freiheitskämpfer! Die 
Menschen kämpfen gegen eine Besatzungs­
macht, die sind ja <im Recht, das sind ja Wider-
standskämpfer! 

. 

Als Berichterstatter über diese Frage habe 
ich mir die Dinge näher angesehen. Und da 
ist es sehr interessant festzustellen, daß es 
nach dem zweiten Weltkrieg eine völkerrecht­
liche Definition dessen gibt, was als "Wider­
standskämpfer" <im militärischen Sinne ange­
sehen werden kann und was nicht. 

Es ist merkwürdig, daß die Genfer Konven­
tion vom August 1949 zum Schutz der Kriegs­
opfer bereits so stark in Vergessenheit ge­
raten ist. In dieser Genfer Konvention, die 
schon nach zwei Jahren von 1 20 Staaten rati­
fiziert worden ist, praktisch aUen Staaten des 
Ostblocks, fast allen arabischen Staaten und 
natürlich von allen Europarats-Staaten, in 
dieser Konvention ist festgelegt: der "Kriegs­
gefangene", der zu dieser Kategorie gehört, 
und das wird interessant, weil es eine Aus­
dehnung über die Mitglieder der Streitkräfte 
einer am Konflikt beteiligten Partei hinaus ist. 
Denn es gehören dazu: 

"Mitglieder von Milizen und Freiwilli­
genkorps, die in diese Streikräfte eingeglie­
dert sind".  

Und dann heißt es weiter: 

"Mitglieder anderer Milizen und Freiwilli­
genkorps, einschließlich solcher von organi­
sierten Widerstandsbewegungen, _ die zu einer 
am Konflikt beteiligten Partei gehören und 
außerhalb oder Innerhalb ihres eigenen Ge­
bietes, auch wenn dasselbe besetzt ist, tätig 
sind, sofern diese Milizen oder Freiwilligen­
korps einschließlich der organisierten Wider­
standsbewegungen . . . " - und jetzt kommt 
die Aufzählung. 

Hohes Haus! Im möchte aufmerksam 
madlen: Im ersten Weltkrieg waren die Per­
sonengruppen, die da als "Widerstandskämp­
fer" genannt und legalisiert sind, die Kombat­
tanten sind und das Redlt haben, als Kriegsge­
fangene behandelt zu werden, Franktireure, 
die o,hne Prozeß sofort ersmossen worden sind. 

funden, daß uns das nicht genügt. Wir haben Jetzt heißt es: Anerkannt sind sie als 
einen neuen Entwurf vorgelegt, der eiDiStim- Kriegsführende, die das Remt haben, wenn 
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sie gefangengenommen sind. als Kriegsgefan­
gene behandelt zu werden, wenn sie 

"a) eine für ihre Untergebenen verantwort­
liche Person an ihrer Spitze haben; 

b) ein bleibendes und von weitem erkenn­
bares Unterscheidungszeichen führen, 

c) die Waffen offen tragen , 

d) bei ihren Kampfhandlungen die Gesetze 
und Gebräuche des Krieges einhalten." 

Nun, abgesehen davon, ob die Bräuche des 
Krieges schön sind. Aber was ist das? Der 
Artikel 3 der Konvention sagt das. Er spricht 
davon: 

,, 1 .  Personen, . die nicht unmittelbar an den 
Feindseligkeiten teilnehmen, einschließlich der 
Mitglieder der Streitkräfte, welche die Waffen 
gestredd haben, und der Personen, die durch 
Krankheit, Verwundung, Gefangennahme oder 
irgendeine andere Ursache außer Kampf ge­
setzt wurden, werden unter allen Umständen 
mit Menschlichkeit behandelt, ohne jede auf 
Rasse, Farbe, Religion oder Glauben, Ge­
schleCht, Geburt oder Vermögen oder auf 
irgendeinem anderen ähnlichen Unterschei­
dungsmerkmal beruhende Benachteiligung. 

Zu diesem Zweck sind und bleiben in bezug 
auf die oben erwähnten Personen j ederzeit 
und überall verboten: 

a) Angriffe auf das Leben und die Person, 
namentlich Tötung jeder Art. Verstümmelung, 
grausame Behandlung und Folterung , 

b) das Festnehmen von Geiseln; 

c) Beeinträchtigung der persönlichen 
Würde, namentlich erniedrigende und ent­
würdigende Behandlung; 

d} Verurteilungen und Hinrichtungen ohne 
vorhergehendes Urteil eines ordentlich be­
stellten Gerichtes, das die von den zivilisier­
ten Völkern als unerläßlich anerkannten 
ReChtsgarantien bietet." 

Hohes Hausl Das ist eindeutig. Wenn man 
von diesem Gesidltspunkt aus die Terroristen 
von Lodz oder von München oder von Kar-

. thoum betrachtet, dann waren das nicht Wider­
standskämpfer, sondern waren das gemeine 
Verbrecher. Das muß klar und deutlich ausge­
sprochen werden. Klar und deutlich! Wenn 
wir auch · neutral sind in militärischen Ausein­
andersetzungen: hier handelt es sich, wenn es 
uns betrifft, um .einen Schutz der aüf unserem 
Gernet lebenden Menschen vor Angriffen ge-
meiner Verbrecher. 

. 

Das müssen wir klar aussprechen. Und auch 
da, Hohes Haus, muß iCh fragen: Ist es nirnt 
eigenartig, daß wir das im Europarat sagen 

und es in keinem österreichischen Presseorgan 
Erwähnung gefunden hat? Man sollte doCh 
glauben, daß sich die eigene Presse darum 
kümmert, was unsere Abgeordneten in Straß­
burg machen! Wie sagt man? Die Gebühren­
Europäer! Tun sie auch wirklich etwas? -
Wenn sie etwas tun, beriChtet man es niCht. 
Man übersieht es. Man weiß es nicht. 

Hohes Haus! Wir haben natürlich gesagt: 
Wir werden bei unseren Regierungen darauf 
drängen, die Konventionen gegen die Luft­
piraterie, die Konventionen von Tokio, Mon­
treal und Den Haag zu ratifizieren. Auch wir 
werden uns darum bemühen müssen, daß das 
möglichst bald geschieht. Ich will nicht weiter 
über die Probleme in diesem Zusammenhang 
reden. Das wird eine Aufgabe sein, die wir 
zu erfüllen haben. 

Darüber hinaus haben wir nam reiflimer 
Uberlegung und Rücksprache mit den maß­
gebenden Personen gesagt: Die Außenminister 
oder die Stellvertreter der Außenminister, die 
im Ministerkomitee das ganze Jahr sitzen 
müssen, weil die Minister höchstens zweimal 
auf Ministerebene zusammenkommen können 
- das ist kein Vorwurf -, sind überfordert 
und sagen uns: Was geht das uns anl Beauf­
tragen wär Juristen mit der Prüfung der 
Frage I - Nein, wir haben als Versammlung 
einstimmig verlangt, daß das Ministerkomitee 
eine Sonderkonferenz der Innenminister oder 
der für das Polizei- und Sicherheitswesen ver­
antwortlichen Minister und bevollmächtigten 
Persönlichkeiten einberuft, die sich mit der 
Koordinierung der Vorbeugungsmaßnahmen 
gegen Terrorfälle zu befassen hat. 

Wir haben im Europarat keine Details aus­
gesprochen. Ich brauche das auch hier nicht zu 
tun. Es genügt, wenn ich sage: Man bekommt 
genügend Hinweise, wo Terrorgruppen ab­
reisen und wohin sie reisen; wir haben ja in 
Osterreich Gelegenheit gehabt, Terroristen 
festzunehmen, bevor sie noCh ihre Unglückstat 
vollbringen konnten. 

Dazu brauchen wir eine Verbindung ' der 
Sicherheitsminister, also der Innenminister, 
und wir hoffen, daß sich der gute Wille und 
die Bereitschaft des Vorsitzenden des Mini­
sterkomitees durchsetzen wird. 

Wir haben unsere parlamentarischen Bezie­
hungen zu den Kollegen anderer Länder be­
reits in Bewegung gesetzt und Ihnen nahe­
gelegt: Sprecht mit euren Außenministem, daß 
sie den Auftrag geben, daß die Konferenz 
bald zustande kommt! 

Wir hoffen, daß hier praktisch etwas mög­
lich sein wird, was bei den Vereinten Natio­
nen leider nicht möglich ist, weil dort eine 
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Mehrheit von Staaten auch nur eine Verurtei­
lung der Terroristen ablehrit. Das ist leider der 
gegenwärtige Zustand. 

Wir haben einen zweiten sehr wichtigen 
politischen Punkt in dieser Session behandelt, 
den Bericht des britischen Berichterstatters Sir 
Jbhn Rodgers über die Stellung Europas zu 
den Vereinigten Staaten und ausführlich auch 
über die Europäische Sicherheitskonferenz. 
Lassen Sie mich dazu einiges sagen. 

Der Kollege Fiedler - er ist leider nicht 
da - hat von Neutralismus gesprochen. ICh 
glaube, die Kollegen VOn der OVP werden mir 
zustimmen, wenn ich sage: Wenn er unsere 
Debatten und die Meinungsäußerungen aller 
österreichischen Abgeordneten im Europarat 
hätte hören können, würde er nidlt auf die 
Idee kommen, Uns Neutralismus vorzuwerfen. 

Ich habe als Berichterstatter und als Debatte­
redner, audl als Angehöriger eines Neutralen 
Landes, seit Jahren immer wieder gesagt: For­
dern wir die Amerikaner auf, ja nicht mit dem 
Gedanken einer einseitigen Zurückziehung aus 
Europa zu spielen! Es darf keine einseitige 
Reduktion in Europa geben, weil das ein 
Ungleichgewicht mit außerordentlichen Ge­
fahren bedeuten würde. Und man hat Uns 
gesagt: Sdllagt euch doch das aus dem Kopf, 
die Amerikaner gehen weg! - Wir haben mit 
unserem Optimismus recht behalten. Dieser 
Unilateralismus wird nidlt erfolgen, wie 
immer die amerikanische Regierung ist, ob sie 
uns gefallen mag oder nicht. Es ist eine welt­
politische und für uns eine Lebensfrage. 

Bei der Europäischen Sicherheitskonferenz 
hat es jahrelange Debatten, Schwierigkeiten 
und Meinungsverschiedenheiten gegeben. Die 
Konferenz ist in Vorbereitung, und wir hoffen, 
daß sie zustande kommt. Wir sind nicht sehr 
glücklidl über die Trennung der Aufgabe, die 
besonders von der österreidlischen Bundes­
regierung verlangt wurde, nämlidl die Be­
handlung einer ausbalancierten Herabsetzung 
des Militärpotentials in einer Sonderkonfe­
renz, auch wenn wir froh sind, Gastgeber sein 
zu können. Wir wissen, daß das lange dauern 
kann, auch wenn sie in Gang kommt. 

Aber eines möchte ich sehr deutlich sagen: 
Es gibt Leute, die meinen, jetzt, wo man 
Helsinki vorwärtstreibt, e.inen Gewaltverzidlt 
und andere Verträge macht, gebe es die Be­
ratungen über das MBFR, die ausbalancierte 
Herabsetzung des Militärpotentials kann ja 
wohl · nadlkommen. Das ist nicht nur unsere 
Meinung. Man kann es auch aus dem Ostblock 
hören: Gewaltverzidltsverträge ohne eine aus­
balancierte Herabsetzung des Rüstungspoten­
Hals haben wohl eine "sehr geringe Bedeu­
tung" - um es harmlos zu sagen. 

Aber in Helsinki selbst ist ja das Probeim . 
der Sicherheit in den Verhandlungen da, und 
wir haben in vielen Bespredlungen mit den 
Kollegen aus den Ostblockländern gesagt: Wir 
Neutralen finden unser Sicherheitsbedürfnis 
gewährleistet durch das Gleidlgewicht der 
Supermächte und ein Gleichgewicht militäri­
scher Art in Europa. Viel schlimmer .sind die 
kleinen Staaten, die Angehörige eines Militär­
blocks sind, dran. Wer sdlützt diese? Ge­
schützt sind sie gegen einen Angriff, gegen 
eine Verletzung ihrer Unabhängigkeit durch 
die Supermadlt des anderen Lagers. Da schützt 
sie die eigene Supermacht. Aber wer schützt 
sie vor der eigenen Hegemonialmacht? 

Die Tschechen haben diesen Schutz nicht 
gehabt. Auch andere wissen, daß sie diesen 
Schutz nicht haben, und sie sudlen daher 
irgendeine Formel. Keiner kennt diese Formel, 
und es taucht der Gedanke auf: Auflösung 
aller Militärblöcke! Vielleicht kann das der 
Ausweg sein. 

Audl da sagen wir als Neutrale immer 
wieder l vielleicht kann man das dem Kol­
legen Fiedler mitteilen -: Wir lieben das 
Militär nidlt, gehören keinem Militärblock an, 
wollen und werden keinem angehören, aber 
wir warnen vor der Illusion, den Frieden zu 
retten oder Friedensdlancen zu verstärken 
durd:1 eine Auflösung der Militärblöcke! Eine 
soldle Auflösung der Militärblöcke würde nur 
die Unsidlerheit vergrößern, die graue Zone 
der Unsicherheit mit der Einladung zu Aggres­
stonen und Invasionen verstärken. Daher 
können wir vor einer soldlen Fehlorientierung 
nur warnen. 

Immer mehr sdleint sich aber sdlOn in den 
Vorbereitungen in Helsinki eine Frage als 
eine der zentralen Schwierigkeiten herauszu­
bilden, wie es ja auch eine der zentralen 
Schwierigkeiten zwischen den beiden deut­
schen Staaten wird: Kultureller Austausch, 
geistige Verbindung! - Ja wie soll man denn 
zusammenarbeiten, wenn es die Verbindung 
nidlt gibt? 

Aber - darf ich die bereits ab gebrauchte 
Münze wieder in die Hand nehmen: Ein kul­
tureller Austausch kann sidl nidlt ersdlöpfen 
im Austausdl Von Balletten <und Symphonie­
ordlestern. Es kommt auf die Freizügigkeit 
der Mensdlen Und Ideen an, und da hören wir 
jetzt von Ostblockstaaten: Wir müssen Unse­
ren Staat schützen vor der Vergiftung durch 
fremde Ideen, insbesondere vor der Vergif­
tung der Volksseele durch die Pornographie. 
Bitte, das soll jedes Volk halten, wie es will. 
Wir halten es audl so, daß bei Uns Pornogra­
phie nicht erlaubt ist. Ich will midl nidlt auf 
diese Details einlassen. Mich interessiert nur 
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die Frage, ob man die großen Zeitungen aus UmweltsdlUtz vor zwei Monaten der deutsche 
dem Westen, aus Alnerika, aus England, aus Innenminister Genscher das Steuer herumge­
Deutschland und aus Frankreich in der Sowjet- .rissen hat. Ihm sind die Engländer und die 
union, in Polen und in der TschedlOslowakei Italiener und andere gefolgt, und das Ende 
so frei kaufen kann wie in Wien, in Paris oder war, daß ma� sich darauf festgelegt hat: 
in London. Umweltschutz in dem größtmöglichen Rah-

Das mödlte im wissen, und es wird aum die men, das ist für uns jetzt der Europarat'! Wir 

Frage sein, ob- man BÜmer verkaufen kann wissen genau, daß wir über den Europarat 

von Autoren, die nicht in dem Land sind und hinaus Umweltschutz auch mit der Tschecho­

die auch der Regierung nicht genehm sind. Wir slowakei, mit Ungarn und mit Jugoslawien 

sind ja überflutet nidlt nur von russismer mamen müssen; das geht über die Grenzen 

Literatur, sondern von russismer Literatur in der Staaten und der Systeme hinaus. 

deutscher Sprame. Das gleiche ist in England Das gleiche gilt für eine andere Frage, 
und in Frankreich der Fall. Kann es einen nämlidl für die Frage der Wissensmaft. Wir 
geistigen Austausch geben ohne einen Aus- stehen jetzt vor dem Problem nam der dritten 
tausdl der Literatur? Das ist j a  nimt möglich. Konferenz über Parlament und Wissenschaft, 
Hier stehen wir - das soll man erkennen - die voriges Jahr im April in Lausanne statt­
vor einer ungeheuren Schwierigkeit. Diktatu- fand und die die Forderung erhoben hat, wir 
ren sind dazu "nicht gut in der Lage", um das sollen in Europa einen Wissensmaftsfonds 
vorsichtig zu sagen. bilden, eine Stiftung, die imstande ist, die 

Man wird drängen müssen. Man soll Kom- wissenschaftliche Forsmung zu fördern. Ant­
promisse und Scheinresultate nicht in den wort von manchen EWG-Seiten: Das machen 
Himmel loben. Aber man darf nicht locker wir unter uns, wir haben die Mittel, das geht 
lassen. Man wird mit dem gedämpften Opti- euch nichts an ! Wir Osterreimer haben be­

mismus, den wir haben, weiter drängen müs- smeiden gesagt: Ihr wollt wissenschaftliche 
sen, um auf der Linie die Zusammenarbeit Forschung und Technologie ohne die Schwei­
Smritt für Sm ritt zu verstärken, weil das eine zer und ohne die Smweden mamen? Ist das 

Voraussetzung für das Zusammenleben ist. nimt Wahnsinn? Darauf wollt ihr verzimten? 
Oder das wollt ihr alles duplizieren? 

Ich darf noch auf eine Frage aufmerksam 
machen, die sdlon vor Straßburg und in den Wir sind jetzt bei der Vorbereitung eines 
Debatten in Straßburg eine gewisse Rolle ge- Kolloquiums, das Mitte September in Straß­
spielt hat. Auf dem alljährlich stattfindenden burg stattfinden wird, die -Hälfte Wissen­
Kolloquium des Ministerkomitees und einer schafter, die andere Hälfte Parlamentarier, und 
Gruppe von zirka 40 Abgeordneten aus allen wir haben die Hoffnung, daß ein Mitglied der 
Ländern, das in Paris jedes Jahr Mitte De- Europäismen Kommission der EWG hinkom­
zember stattfindet - das sind die Vorsitzen- men wird, das im Sinne der wissensmaftlichen 
den der Kommissionen und Stellvertreter, das Forschung im Rahmen der Siebzehn sprechen 
sind Berichterstatter, ungefähr 40 -, haben wird. Das ist ein Dur�bruch, der wichtig ist. 
wir im letzten Jahr eine Äußerung von einem Wir werden mit den Wissenschaftern zu reden 
Ministervertreter eines EWG-Landes gehört, haben über den Entscheidungsprozeß in der 
der sagte: Wir haben die Mittel, den Umwelt- Gesellschaft - das englisme Wort decision 
smutz zu betreiben, der Europarat soll sich making process ist klarer als die deuts me 
mit dem Naturschutz befassen! Und dann gab Ubersetzung "Entscheidungsprozeß" -, über 
es die Schwierigkeiten bei der Vorbereitung die Entwicklung der Wissensmaft und der 
der Ministerkonferenz über den Umweltsmutz Technologie im Verhältnis zur Gesellschaft 
in Wien. und über die Notwendigkeit enspremender 

- Es schien unmittelbar zuvor, daß der Europa- Entwicklungen und Fortschritte der Entschei­
dungsmechanismen in unserer Gesellschaft rat ausgeschaltet werden soll : Wir können uns 
und in unseren Staaten. mit Naturschutzparks befassen, aber nicht mit 

der Lebensfrage des Umweltschutzes. Wir Wir werden die vierte Konferenz über Par­
haben den bitteren Smerz gemadlt: Das heißt, lament und Wissensmaft vielleicht für das 
die Schweizer können ruhig schmutziges nächste Ja!1r oder für das übernämste Jahr 
Wasser in den Rhein gießen, die EWG-Staaten vorzubereiten haben. Wir wollen hier einen 
säubern das schon allein für sich. Und wir mögIimst weiten Rahmen haben und- hoffen, 
können das mit dem_ Bodensee machen. - Das daß das gelingen wird. 
ist Wahnsinn! Hier muß man zusammenarbei- Hohes Hausl Das sind ein paar Ergänzungen 
ten. und Erwägungen, die über den vorliegenden 

Mit Genugtuung konnten wir feststellen, Beridlt hinausgehen müssen, der ja immer 
daß auf der Wiener Ministerkonferenz für den smon veraltet ist, der einer Kritik dienen 
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kann, wenn sie kommt, aber mündlidl beridl­
ten müssen wir darüber, wie es jetzt weiter­
geht. 

Die parlamentarisdle Delegation leistet 
ihren Beitrag, und idl glaube, wir können 
sagen, wir tun unsere Pflidlt. Es ist erwähnt 
worden, daß vom Beginn dieses Monats an bis 
zum Jahresende unser Bundesminiser für 
Äußeres Dr. Kirdlsdlläger der Vorsitzende des 
Ministerkomitees ist. Wir haben mit Genug­
tuung und Freude das große Interesse und 
das Engagement des Herrn Bundesministers 
in Straßburg festgestellt; ich glaube sagen zu 
dürfen über Parteigrenzen hinweg, denn das 
ist keine Frage von Parteiunterschieden. Ich 
kann dem Hohen Hause sagen: Es war das 
erste Mal und eine kleine Sensation, daß der 
Vorsitzende des Ministerkomitees nicht nur 
seinen Routineberidlt gebradlt und Routine­
antworten gegeben hat, sondern daß er sich 
audl die Zeit genommen hat und einen ganzen 
Tag bei den folgenden Beridlten und Debatten 
dabei war. Die anderen haben gesagt : Es ist 
seit 1949 nodl nie vorgekommen, daß das ein 
Vorsitzender des Ministerkomitees gemadlt 
. hat. 

Wir danken dem Herrn Bundesminister, wir 
sind froh darüber, daß wir hier einen starken 
Verbündeten haben, und wir hoffen, daß der 
Beitrag, den wir zur Einigung des freien 
Europas und für eine friedlidle und freiheit­
liche Entwicklung Europas leisten können, in 
Zukunft nodl verstärkt audl mit der Hilfe 
,der Bundesregierung und des Bundesministers 
geschehen kann. (Beifall bei der Spö.) 

Präsident Probst:  Der nädlste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Peter. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Peter (FPO) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herrenl Die innenpolitisdle 
Kontroverse zwisdlen dem Herrn Abgeord­
neten Dr. Kohlmaier und dem Herrn Abgeord­
neten Dr. Fisdler, die mit dem Tagesordnungs­
punkt Aufhebung eines Artikels der Ge­
sdläftsordnung des Burgenländisdlen Land­
tages sidler nidlts zu tun hatte, wird aller 
VoraussiCht nach in der morgigen Berichter­
stattung der österreidlisdlen Massenmedien 
weiten Platz und Raum einnehmen. 

Die gegenständlidle Debatte wird diesen 
:Raum in der Beridlterstattung der österreidli­
sdlen Massenmedien voraussidltlidl nidlt zu­
gestanden erhalten. Gerade deswegen möchte 
idl mir erlauben, namens der freiheitlidlen 
.Fraktion . einen Aspekt aufzuzeigen, der. mir 
vom gesamtstaatlidlen Interesse her überaus 
·wertvoll ersdleint, der aber in der Verdeut-
1idlung gegenüber der österreidlisdlen Offent­
.lidlkeit durdl die Massenmedien bis heute 
kaum einen Niedersdllag gefunden hat. 

Idl meine, daß es in diesem Nationalrat 
nidlt nur Trennendes zwisdlen den Parteien 
und Fraktionen gibt, sondern idl bin auf 
Grund der allgemeinen Entwicklung zutiefst 
davon überzeugt, daß es in diesem Hause 
zwisdlen den drei Fraktionen audl außer­
ordentlidl viel Verbindendes und Gemein­
sames gibt. Gerade das kommt auf dem Gebiet 
der Außenpolitik immer wieder zum Ausdruck 
trotz der differenzierten Auffassungen der drei 
Fraktionen zu den einzelnen Themen, die zur 
Diskussion stehen und die zu behandeln sind. 
Idl glaube, das ist gerade eine Stärke dieses 
kleinen Staates, eine Stärke, an der man audl 
in der Betradltung im eigenen Land nidlt 
achtlos vorübergehen sollte. 

Der Herr Abgeordnete Czernetz bat beute 
den Ausdruck Semi-Diplomatie gebraudlt, den 
man audl gebührend berücksichtigen sollte. 
In a11 den internationalen Institutionen, in 
denen Parlamentarier wirken, hat sidl eine 
Gesprädlsebene vielfältigster Art ergeben, · die 
idl persönlich auf Grund meiner Erfahrungen 
als außerordentlidl nützlidl bezeidlnen 
möchte . 

Es ist vielleidlt von seiten derer, die nidlt 
aktive Europäer in Straßburg sind, in diesem 
Hause audl ein Wort zum Ausdruck zu brin­
gen, ein Wort der Bestätigung, das eigentUm 
ein Wort des Selbstverständnisses ist, wenn 
wir darauf verweisen, daß wir sehr davon 
überzeugt sind, daß die Abgeordneten · aller 
drei Fraktionen, die Osterreidl in Straßburg 
vertreten, eine verantwortungsbewußte und 
beachtlidle Arbeit im Interesse unseres Lan­
des leisten. 

Aber dieser Europarat droht vom Mittel­
punkt des Interesses leidlt in die peripheren 
Randbereidle Europas zu geraten, wenn wir 
nidlt selbst, wenn nidlt alle Beteiligten dieser 
Institution das erforderlidle Äugenmerk zu­
wenden. Wie lange sdlon, Herr Abgeordneter 
Czernetz - Sie gehören ihm sdlon jahrelang 
an -, wartet der Europarat auf die Auf­
wertung, die eigentudl eine Selbstverständ­
hdlkeit sein müßte? Nidlt auf eine Aufwer­
tung um der Aufwertung willen, sondern auf 
eine Aufwertung; an der wir selbst das größte 
Interesse haben müßten. 

Vielleidlt ist es darin begründet, wie Sie 
heute sagten, Herr Abgeordneter Czernetz, 
daß zuwenig beridltet wird, nidlt nur bei 
uns, sondern audl in anderen Ländern, daß 
zuwenig beridltet wird über die Qualität der 
Arbeit des Europarates. Dadurdl entstand 
mandlmal der Eindruck, daß die Qualität der 
Arbeit des Europarates nidlt die wäre, die 
man erstreben würde. Idl betradlte den Euro­
parat im Gegenteil als einen Ausgangspunkt 
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für eine ausgezeichnete politische Arbeit, dar­
über hinaus als eine Kontaktbasis und eine 
geistige Brücke gerade nach der Seite jener 
Staaten hin, die derzeit auf Grund der Ent­
scheidungen von J alta in westeuropäischen 
Institutionen nicht verankert sind und dort 
ihr Wort nicht erheben können. 

Aber ich glaube, wir sollten, gerade auf 
Ost erreich bezogen, im Zusammenhang mit 
dem Europarat auch etwas außerordentlich 
Positives festhalten. Trotz der mangelhaften 
Berichterstattung und Information über die 
Arbeit des Europarates in Osterreich regi­
striere ich persönlich in meiner politischen 
Arbeit ein außerordentliches Interesse der 
österreichischen Jugend an der Tätigkeit des 
Euro'parates, und ich erlebe auch immer wie­
der, wie relativ große Teile der österreichi­
schen Jugend nach Straßburg fahren, um die 
Institution selbst kennenzulernen. 

Wir sollten gerade in der Phase, in der der 
österreidüsche Außenminister der Vorsitzende 
des Ministerkomitees ist, die Frage der Auf­
wertung des Europarates und die Frage, was 
wir als Osterreicher dazu beitragen können, 
nicht nur sehr ernst nehmen, sondern zum 
gegebenen Zeitpunkt auch im zuständigen 
Ausschuß einer sehr eingehenden Erörterung 
unterziehen. Wegen der Sache an und für sich, 
wegen der derzeit beste�enden Konstellation 
und vielleicht auch deswegen, weil zum Bei­
spiel Nixon das Jahr 1 973 zum "Jahr Europas" 
eJklärt hat und weil nicht zuletzt auch von 
seiten Englands und des derzeitigen Premier­
ministers in Richtung Europa entscheidende 
Initiativen ausgegangen sind. Es gilt nun, 
durch die berufenen Fachleute die Frage zu 
prüfen: Inwieweit kann unter dem Vorsnz 
des österreichischen Außenministers im Mini­
sterkomitee ein entscheidender Impuls in 
Richtung Aufwertung des Euröparates gesetzt 
werden? 

Ich möchte Ihnen, Herr Bundesminister 
Kirchschläger, alles andere als einen Neutra­
lismus unterstellen. Ich glaube, ein derartiger 
Vorwurf an Ihre Adresse würde vollkommen 
ins Leere gehen. Im Gegenteil : Die Ansätze, 
die zur Zeit Ihrer Amtsführung auf dem Ge­
biet einer aktiven Neutralitätspolitik Oster­
reichs getätigt worden sind, sind beachtlich, 
und sie sind auch von seiten der freiheitlichen 
Abgeordneten registriert worden. Aber ich 
glaube, daß nicht nur vom Ressort her, son­
dern viehnehr von der gesamten derzeitigen 
Bundesregierung her dem Problem der Euro­
pareife, der Politik der Europareife die ge­
bührEmde Aufmerksamkeit zugewendet wer­
den müßte. Eine Politik der Europareife, die 
etwa beim Konzept für die Agrarverhandlun-

gen mit den Europäisdlen GemeinsChaften 
ihren Anfang nehmen könnte, müßte eben 
bis zum Problem der aktiven Europapolitik im 
aufgezeigten Sinne reichen. 

Sie, Herr Bundesminister Dr. Kirdlsdlläger, 
haben ja auch bereits zum Ausdruck gebracht, 
daß Sie sich die Aktivierung des Europarates 
als Ziel gesetzt haben. Das stellen wir mit 
Genugtuung fest, weil im Augenbli<k eher 
der Eindruck vorherrscht, daß auf Grund der 
Entwicklung im Bereich der Neunergemein­
schaft der Europarat zu einem Aschenbrödel 
der EuropäisChen Gemeinschaften werden 
könnte, weil immer mehr eine Schwerpunkt­
verlagerung in Richtung des Europäischen 
Parlaments in Luxemburg registriert werden 
muß und weil gerade diese Entwicklung dem 
neutralen Osterreich besonderes Kopfzerbre­
chen bereitet. Umso notwendiger ist es, auf die 
Bedeutung und auf die Kostbarkeit jener Basis 
zu verweisen, die Osterreich im Europarat 
besitzt, und es erscheint mir berechtigt, alle 
Mühen und Anstrengungen aufzuwenden, um 
von Osterreidl aus die Basis des Europarates 
durch einen entsprechenden Beitrag unseres 
Landes zu stärken. 

Mir ist aber das, Herr Bundesminister, was 
Sie bisher zur Aktivierung des Europarates in 
Interviews und in anderer Form in der Offent­
lichkeit gesagt haben, zuwenig. Lassen Sie 
mich bitte bei Ihrem Inter.view in der Züricher 
"Weltwoche" vom 18. April dieses Jahres 
anknüpfen. Da sagten Sie unter anderem: "Der 
Europarat ist seit zwei Jahren viel zuviel 
damit beschäftigt, über sich selbst nachzu­
denken." 

Hier würde mich auch interessieren, wie der 
Herr Abgeordnete Czernetz diese Meinung 
des Herrn Bundesministers interpretiert. Wei­
ter führte der Herr Bundesminister Dr. Kirch­
schläger gegenüber Frau Sandner aus: 

Das schadet einer Institution genauso wie 
einem einzelnen Menschen. Zugegeben, sagte 
Dr. Kirchschläger :weiter, der Europarat habe 
seine Aufgabe nicht erfüllt. - Ein hartes 
Urteil! - "Er ist eine lose, vielleidlt zu lose 
Integrationsform geblieben. Trotzdem bin ich. 
entschieden gegen seine Auflösung. Ich halte 
ihn ganz und gar nicht für überflüssig. Im 
Gegenteil, Europa braucht ihn mehr denn je." 

Man .darf diese Meinung des Herr Bundes­
ministers für Auswärtige Angelegenheiten 
dahin gehend ergänzen, daß man feststellt: 
Auch Osterreich braucht den Europarat not­
wendiger denn je,  weil uns gerade bei der 
letzten Konferenz der Interparlamentarischen 
Union in Helsinki Tendenzen begegnet sind, 
die vor · allem von seiten des OstbloCks aus­
gegangen sind, eine neue Gesprächsbasis im 
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Bereiche Europas anzupeilen. Es waren sehr 
tastende Versuche, sehr eingekleidete Ver­
suche, die vor allem die Finnen vorgetragen 
haben, die aber gerade den für die österreichi­
sche Außenpolitik Verantwortlichen äußerst 
hellhörig machen müssen. 

Und gerade da hinein erscheint mir, Herr 
Bundesminister, die Frage von uns Freiheit­
lichen gerechtfertigt: Wie sieht Dr. Kirch­
schlägers Konzept für die Aufwertung und für 
die Aktivierung des Europarates aus? Ich be­
stehe dabei gar nicht darauf, daß Sie diese 
Frage heute beantworten, sondern �n ange­
messener Frist in einer Ihnen geeignet er­
scheinenden Form. 

Ich unterstreiche und bejahe ein Wort, das 
Sie, Herr Abgeordneter Dr. Withalm, im Jän­
ner dieses Jahres in Straßburg prägten, als 
Sie meinten, daß die große Zeit des Europa­
rates noch bevorstehe. Ich wünsche sehr, daß 
Sie mit dieser Auffassung recht behalten und 
daß der Europarat eine große Phase der Ent­
wicklung und eine Phase der Bedeutung seiner 
Arbeit vor sich hat. 

Vor eInIgen Wochen sdlrieb "Die Presse" 
Wien sinngemäß : Nach 28 Jahren des Be­
standes der Zweiten Republik, nach 28 Jahren, 
in denen wir Erfahrungen mit drei Regierungs� 
formen gesammelt haben, der großen Koali­
tion, einer Mehrheitsregierung und einer 
Minderheitsregierung, und nach Jahrzehnten 
umfassender, verbaler Bekenntnisse zur Aus­
landskulturpolitik Osterreichs. weiß eigentlich 
in Wahrheit heute niemand, wie das Konzept 
der Auslandskulturpolitik Osterreichs beschaf­
fen ist, weiß niemand Verantwortlicher, was 
er redlt will und was er redü soll. 

Ich brauche von Herrn Dr. Karasek schon 
Gesagtes nicht wiederholen, unterstreiche da­
her nur die Aufteilung in drei Kompetenz­
bereiche und glaube, daß das gerade .das 
Schlechteste ist, was man der österreichischen 
Auslandskulturpolitik antun kann. 

Nach dem Höhenflug des Herrn Dr. Karasek 
mit seiner Sektion VII - diese Sektion VII 
wird auch von seiten des politischen Gegners 
als beachtliche Leistung gepriesen, Sie brau­
chen nicht mich zum Zeugen anrufen, ich rufe 
den derzeitigen Unterrichtsminister Sinowatz 

Straßburg und Luxemburg, meine Damen als Kronzeugen für dieses Urteil auf - zeigt 

und Herren, sind Europapositionen von be- sich aber doch die Situation so, daß die Kom­

sonderer Bedeutung, denen wir Osterreicher petenzen für den Abschluß kultureller Ver­

auch die besondere Beachtung zuzuwenden träge und Kulturabkommen nach den kleinen 

haben. Wir sollten aber auch der in Luxem- Kompetenzgesetz dem Außenministerium 

burg immer stärker erkennbar werdenden überantwortet sind und daß andererseits das, 

Entwicklung das gebührende Augenmerk zu- was noch übriggeblieben ist, auf das Bundes-

d L b . t uf G d· ministerium für Unterricht und Kunst einer-wen en. uxem urg IS a run unserer 
neutraIitätspolitisehen Haltung ein Fall sui seits und auf das Bundesministerium für 

generis, an den man von seiten Osterreichs Wissenschaft und Forschung andererseits auf­

mit besonderem Bedacht herangehen muß. Ich geteilt ist. 

glaube, daß die Diskussionsform von diesem Nu!). gIbt es einen Entwurf für ein Mini­
Pult aus nicht geeignet wäre, diese Frage steriengesetz, liegt im Hause eine Regierungs­
einer Uberlegung zu unterziehen, aber ich . vorlage für das große Kompetenzgesetz. Es 
persönlich würde gerne Ihre Auffassung beabsichtigt nun die derzeitige Bundesregie­
kennenlernen, wie Sie, Herr Bundesminister, rung im Rahmen des Ministeriengesetzes, so 
gerade auf der Grundlage einer aktiven Neu- will mir scheinen, eine Klärung des Kompe­
tralitätspolitik glauben, eine Beobachterposi- tenzbereiehes und der Kompetenzfragen in 
tion Osterreichs in Luxemburg errichten und · Richtung und zugunsten des Außenministe­
aufbauen zu können, eingebettet und einge- riums. 
fügt in den neutralen Status unserer Republik. Aber wenn man hellhörig liest, was von 
Denn hier sollte man mit besonderer Aufmerk- verschiedenen Seiten der Bundesregierung zur 
samkeit die dort einsetzende und ablaufende Thematik der Auslandskulturpolitik gesagt 
Entwicklung von Seite Osterreichs beobadüen wird und gesagt wurde, dann wird man eigent­
und registrieren, um zum gegebenen Zeit- lieh von seinem berechtigten Mißtrauen, Herr 
punkt auch die für uns nützlichen Folgerungen Bundesminister, nicht befreit, ein Mißtrauen, 
und Entschlüsse daraus ableiten zu können. das man gar nicht haben möchte, aber das ein-

Ich wollte mich nicht bei zwei aufeinander fach durch die ungeklärte Situation aufge­

folgenden Tagesordnungspunkten melden und zwungen und aufgenötigt wird. 

will daher die Genehmigung des Herrn Prä� An ein und demselben · Tag haben Sie sich 
sidenten erbitten, den vorangegangenen zum gleichen Thema geäußert wie der Bundes­
Tagesordnungspunkt j etzt kurz einbinden und minister für Unterridlt Dr. Sinowatz: Herr 
auf das zurückkommen zu dürfen, was der Sinowatz sagte in der "Presse" am 8./9. April 
Herr Abgeordnete Dr. Karasek angerissen hat. - in der Wochenendausgabe - dieses Jahres: 

74. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 61 von 75

www.parlament.gv.at



. . . .. 

6866 Nationalrat XIII. GP - 74. Sitzung - 30. Mai 1973 

Peter 

"Zuerst brauChen wir eine exakte Bestandauf­
nahme. ICh denke da an ein ähnliches Vor­
gehen wie unter Karasek." Das war sehr 
erfolgreich. - Er ist leider nicht da, der Herr 
Bundesminister für Unterricht, aber die Frage 
wäre auch an den Bundeskanzler zu richten. 
Wenn das, was Dr. Karasek als Chef der 
Sektion VII im damaligen Unterrichtsministe­
rium an Bestandsaufnahme erarbeitet hat, gut 
ist, und das behauptet Bundesminister Doktor 
Sinowatz, dann frage idl. ihn, warum er jetzt 
eine neue Bestandsaufnahme in die Wege 
leiten will, die nicht nur Zeit kostet, sondern 
die auch kostenaufwendig ist und die eine 
Inangriffnahme eines Konzepts höchstens ver­
zögert und erschwert. 

Auf Grund dieses Interviews - idi bitte 
nicht ungehalten zu sein, Herr Bundesmini­
ster - war ich mit Ihnen außerordentlich 
unzufrieden, unzufrieden deswegen, weil 
Ihren Ausführungen eine eher nachgiebige 
Haltung zu entnehmen ist und weil die auf 
der gleichen Seite stehenden Versuche des 
Bundesministers Sinowatz, doch noch. die Aus­
landskulturpolitik zu behalten, von Ihnen mei­
nes Erachtens · nicht energisch genug abge­
wehrt und zurückgewiesen worden sind. 

Gestatten Sie mir das bekannte Wort vom 
Landgrafen, der hart bleiben soll, in den Raum 
zu stellen und unter keinen Umständen bei 
den jetzt laufenden Beratungen über das Mini­
steriengesetz hier eine Konzession an das 
Bundesministerium für Unterricht und Kunst 
zu machen. 

Ich hoffe auch, daß die Beratungen über 
diese Regierungsvorlage zügig vonstatten 
gehen und daß diese leidige Frage hinsichtlich 
der Kompetenzen der Auslandskultur mög­
lichst noch in der Frühjahrssession des Natio­
nalrates eine endgültige Klärung erfahre. 

Nun habe ich noch eine Bitte, auf die ich 
schon heute und zeitgerecht verweisen möchte. 
Im Jahre 1916 begehen die USA ihren 
200jährigen Bestand, ul).d im Jahre 1976 feiern 
wir auch ,,200 Jahre österreichisches Burg­
theater". Aus dieser Uberlegung heraus, 
glaube ich, wären zeitgerecht Gedanken anzu­
stellen, wie man hier, eingeordnet und einge­
bettet in ein Gesamtkonzept der Auslands­
kulturpolitik, auch diesem Ereigriis Rechnung 
tragen könnte. 

Da Sie aller Voraussicht nach doch in abseh­
barer Zeit für c;iie Auslandskulturpolitik end­
gültig zuständig sein werden, bitte ich Sie und 
Ihre Mitarbeiter in New York, dem Problem 
des dortigen Kulturinstitutes auch das gebüh­
rende Augenmerk zuzuwenden. 

Man hört sehr viel Gutes und sehr viel 
Beachtliches über die wenigen österreichischen 
Kulturinstitutionen im Ausland. Aber über 
das j etzt Genannte hört man nicht nur Gutes. 
Ich bitte die derzeit verantwortlimen Regie­
rungsmitglieder, auch das Negative einer Be­
gutachtung und möglichst raschen Prüfung zu 
unterziehen, das man derzeit neben dem 
Guten über das Kulturinstitut in New York 
hört. 

Ein letzter Gedanke - ich glaube, er paßt 
so richtig in den Zeitablauf hinein; wir stehen 
j a  noch vor Beginn aller Arbeiten am 
Budget 1914 - muß auch dem "Landgraf 
"bleibe hart" zugeordnet werden. Herr Bundes­
minister! Bitte seien Sie heuer in den Ge­
sprächen mit dem Bundesfinanzminister härter, 
was Ihr Budget anlangt, als Sie es im letzten 
und im vorletzten Jahr gewesen sind. 

Wir haben heute einen Bundeskanzler, der 
jahrelang Außenminister dieser Republik war. 
Ich glaube, wenn wir nicht unter Dr. Kreisky 
einen entscheidenden Durchbruch für eine 
bessere Budgetierung des Außenministeriums 
erreichen, dann wird es überhaupt keinen 
Finanzminister in dieser Republik mehr geben, 
der ein wirklich notwendiges Verständnis für 
die vielfältigen; umfassenden und äußerst ver­
antwortungsvollen Aufgaben der österreichi­
schen Außenpolitik aufbringt. 

Herr Abgeordneter Czernetzl Ich möchte 
jetzt noch einmal auf Sie zurückkommen und 
bei Ihnen anknüpfen und eines festhalten: 
Ich glaube, nicht nur die österreichischen 
Massenmedien müssen mehr über Außen­
politik berichten, ich glaube auch, daß dieser 
Nationalrat, daß dieses Parlament endlich die 
Außenpolitik entdecken soll und daß nicht 
nur immer wieder von diesem Pulte 
aus lediglich die Abgeordneten, die in inter­
nationalen Institutionen tätig sind, sich mit 
den Problemen der Außenpolitik auseinander­
setzen, sondern daß wir das künftig auf brei­
terer Grundlage tun müssen. 

Helfen Sie der freiheitlichen Opposition, 
künftig auch beim Finanzminister und beim 
Regierungschef mehr Verständnis für mehr 
Mittel und mehr Geld für dieses Minsterium, 
und zwar schon konkret im Budget 1914 zu 
erhalten. 

Die freiheitlichen Abgeordneten werden 
dem Bericht über die XXIV. Sitzungsperiode 
der Beratenden Versammlung des Europarates 
die Zustimmung erteilen. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Der nämste Redner ist der 
Herr Abgeordnete l>r. Karasek. 

Abgeordneter Dr. Karasek (OVP) : Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Der ZUfall schickt es, daß 
ich jetzt nach dem Abgeordneten Peter neuer-
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1ich an diesem Pult bin. Man wird glauben, 
daß ich befangen bin, wenn über die Periode 
in der Auslandskulturpolitik die Rede ist, in 
der ich selbst eine Verantwortung trage. Ich 
nehme gerne das Positive, das über diese Zeit 
gesagt wird, zur Kenntnis. 

Vielleicht mögen die kritischen Anmerkun­
gen, die heute von mir zu diesem Thema ge­
macht wurden, und die Unterstützung, die 
Abgeordneter Peter in diesem Zusammenhang 
zugesagt hat, als Artikulierung eines gewissen 
Unbehagens in der Auslandskulturpolitik emp­
funden werden, das sich schließlich zum Guten 
wendet, weil es Ihren Rü<ken stärkt, Herr 
Bundesminister, Ihren Rü<ken vielleicht gegen­
über den Begehrlichkeiten Ihrer Minister­
kollegen in diesem Zusammenhang, aber auch 
Ihren Rü<ken - das wird sehr, sehr wichtig 
sein - gegenüber dem Finanzminister, wenn 
es darum geht, daß das Außenministerium 
einen gerechten Anteil des Außenministeriums 
am Budget für die kulturelle Außenpolitik 
bekommt. Insofern, Herr Abgeordneter Peter, 
war es sehr, sehr nützlich, daß Sie auch dazu 
ein Wort gesagt haben, ein Wort, das in die 
gleiche Richtung zielt wie meine vorherigen 
Ausführungen. 

Nun zum Europaratsberich�. Heute ist von 
allen Seiten des Hauses äußerst viel und er­
freulicherweise äußerst Positives über den 
Europarat gesagt worden. Nach den vormit­
tägigen Auseinandersetzungen ist jetzt eine 
gewisse Ruhe eingetreten, und zwar mit Recht, 
weil wir uns hier in einem wichtigen Punkt 
gefunden haben. 

Ich will nicht sagen, daß es eine gemein­
same und überparteiliche Außenpolitik gibt. 
Wir haben oft gesagt, daß wir uns in gewissen 
Methodenfragen unterscheiden, und wir haben 
oft erklärt, daß die Voraussetzungen für eine 
solche gemeinsame Außenpolitik derzeit nicht 
gegeben sind. Wir haben uns allerdings immer 
zur Kontinuität in der Außenpolitik bekannt 
und dem Minister nie Schwierigkeiten ge­
macht, wenn er auf einer Linie die Außen­
politik fortgeführt hat, für die der Grund in 
früheren Zeiten gelegt wurde. 

Aber man kann, wie ich glaube, auf Grund 
der heutigen Debatte und auf Grund unserer 
konkreten Erfahrungen aus Straßburg sagen: 
In der Europapolitik sind sich doch alle drei 
Fraktionen dieses Hauses weitgehend einig, 
und es soll uns eigentlich nicht unglüddich 
machen, daß es in diesem ' Hause, wie es an 
diesem Pult heute von verschiedenen Rednern 
gesagt wurde, doch gewisse Punkte gibt, bei 
denen wir uns finden. 

Der Bericht, der vorliegt, behandelt eine ab­
gelaufene Periode. Eine solche Debatte wie 

die heutige sollte eigentlich zukunfts orientiert 
sein. Man müßte fragen: Wie sehen wir jetzt, 
wie sehen wir die nächsten Wochen, wie sehen 
wir die nächsten Monate in Europa? 

Ich will mich ganz kurz fassen und dazu nur 
einige Punkte setzen, um anzudeuten, wie wir 
von der Osterreichischen Volkspartei die Ent­
wicklung sehen. 

Europa ist für uns wichtig in einem Augen­
bli<k, wo in Helsinki die Vorbereitungen für 
eine europäische Konferenz, die sich mit der 
Sicherheit und der Zusammenarbeit der euro­
päischen Staaten und Völker befaßt, vor sich 
gehen, wobei man mit einem ersten Zusam­
mentreffen der Außenminister doch, glaube 
ich, Ende Juni Anfang Juli, aber spätestens im 
Herbst wird rechnen können. 

Für uns ist Europa aktuell in einem Augen­
bli<k - das haben wir heute wiederholt ge­
hört -, wo der Straßburger Europarat den 
Bericht des Herrn Reverdin diskutiert hat. 
Europa ist für uns aktuell in einem Augen­
bli<k, wo in Washington Nixon erklärt, 1973. 
werde für die Amerikaner das Europajahr sein, 
und wo Kissinger dann konkret den Europäern 
den Köder zuwirft und in einer programmati­
schen Rede die amerikanischen Auffassungen 
zu Europa dargelegt hat. 

. 

Daher müßte man ganz kurz, wie ich glaube, 
zu diesen drei Problemkreisen ein Wort. 
sagen. 

Was die Konferenz über Sicherheit und. 
Zusammenarbeit in Europa anlangt, so sind 
die Auffassungen der Osterreichischen Volks­
partei dem Herrn Bundesminister für Äußeres 
nicht unbekannt; wir haben sie wiederholt 
bei früheren Gelegenheiten dargelegt. Es hat 
sich, Herr Minister, auf unserer Seite an der 
Einstellung zu dieser Konferenz, an der Ein­
stellung, die an sich im Prinzip positiv war, 
nichts geändert. Allerdings hat sich freilich. 
auch an unserer Skepsis und unserer gewissen. 
Reserve nichts geändert. 

Was wir mit einer gewissen Genugtuung 
feststellen, war die Kohärenz des Westens. Ich. 
habe das unlängst beim Gespräch mit Außen­
minister Graber gesagt. Zu unserem Erstaunen 
hat sich die Kohärenz des Westens als viel 
stärker erwiesen, als wir usprünglich, als die 
Konferenzvorbereitungen begonnen haben, ge-· 
glaubt hatten. 

Ich bin vollkommen einverstanden mit dem. 
Urteil des schweizerischen Außenministers, 
das er bei diesem Gespräch ausgesprochen 
hat: daß die Rolle der Neutralen und die 
Zusammenarbeit, die die Neutralen in Hel­
sinki in der Konferenzvorbereitungsphase ge­
leistet haben, sehr positiv zu werten sind. 
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Icll möchte nur in Erinnerung bringen, Herr 
Bundesminister, daß für uns von der Volks­
partei - ich glaube doch, daß das weitgehend 
eine einige Auffassung in diesem Hause ist; 
ich weiß, daß Kollege Czernetz in Straßburg 
in einern ähnlichen Sinne plädiert hat, daher 
wird uns auch das nicht trennen - die Frage 
der Gedanken-, Informations- und Personen­
freiheit das Um und Auf einer wirklich quali­
tativen Änderung der europäischen Verhält­
nisse darstellt. Wenn es auf diesem Gebiet 
keine Fortscluitte, keine Konzessionen von 
der östlichen Seite gibt, dann wird die Kon­
ferenz unseres Erachtens nicht zu jenem Erfolg 
führen, den sich heute die europäischen Völ­
ker besonders im Westen erwarten. 

Bedenklich erscheint uns - auch das muß 
ich j etzt wieder außenpolitisch darlegen - die 
leider eingetretene Lockerung des Zusammen­
hanges zwismen der Europäisdlen Sidlerheits­
konferenz einerseits und MBFR andererseits. 
Ich sage dieses kritische Wort umso offener, 
als ' im den Eindruck habe, daß sich die 
Amerikaner sehr wohl damit abgefunden 
haben, ja daß diese Lockerung nachgerade 
offenbar in die Zielrimtung der amerikani­
schen Außenpolitik p aßt, zumal auch die 
russisme Seite dieser Lockerung stattgeben 
will. 

Ich muß sagen : Ich habe von allem Anfang 
an die Meinung vertreten, es sollten auf der 
Europäischen Sicherheitskonferenz die Fort­
smritte zur anderen Konferenz parallel ge­
schaltet sein. Simer wird man sagen : Ja die 
Sicherheitskonferenz wird dann viel schneller 
die Tagesordnungspunkte erledigen können, 
MBFR ist eine große Verhandlungsrunde, ähn­
lim wie SALT, da wird es Jahre dauern, so 
lange soll man nicht warten. 

Im kann mir nimt vorsteUen, daß die euro­
päische Sicherheit wächst, wenn nicht gleim­
zeitig der Rüstungsstand in Europa vermindert 
wird. Ich kann mir nimt vorstellen, daß nimt 
weiterhin darauf adl.tgegeben wird, daß diese 
Verminderung des Rüstungsstandes in einern 
ausgewogenen Ausmaß erfolgt. Idl mödlte 
hoffen, ):laß meine pessimistischen Einschätzun­
gen hinsidltlidl MBFR unbegründet sind und 
daß wir doch zu einem guten Ende in dieser 
Frage kommen. 

Idl mödlte nodl ein drittes im Zusammen­
hang mit dieser Sidlerheitskonferenz sagen 
- Abgeordneter Peter hat ja das audl bereits 
angedeutet -: Dem Gedanken der Smaffung 
permanenter Institutionen auf Regierungs­
ebene, aber, wie ich glaube, aum auf der 
Ebene der parlamentarismen Einrimtungen 
müssen wir mit einiger Reserve gegenübertre­
ten. 

Das zur Simerheitskonferenz noch einmal 
aus aktuellem Anlaß kurz als unsere Stel­
lungnahme zusammengefaßt. 

Was nun den Reverdin-Berid1t anlangt, 
kann im mim auch sehr kurz fassen, weil ja 
das Wesentlime smon gesagt wurde. Ich 
knüpfe da an die Bemerkungen meines Vor­
redners an, der sidl darauf beruft, daß Sie, 
Herr Bundesminister, gesagt haben, dieser 
Europarat solle sidl dodl ni mt permanent in 
Frage stellen. Idl glaube, da haben Sie völlig 
recht: Das soll er nimt. Nur dieses Mal war 
meiner Meinung nach die Diskussion äußerst 
nützlidl, weil es keine bloß akademisdle 
Debatte war. Im halte die Prozedur, daß vor­
her Reverdin mit einer Kommission zu allen 
17 Außenministern gefahren ist und ihnen die 
Meinung der Beratenden Versammlung zur 
Frage des Europarates verdolmetscht und die 
Minister aufgefordert hat, dazu Stellung zu 
nehmen, für einen äußerst widltigen "Pauken­
sdllag", der den Ministern und den Regierun­
gen vielleimt dodl in Erinnerung gebracht hat, 
welm ein wertvolles Instrument, teilweise von 
diesen Regierungen leider unbenützt, für die 
europäisdle Entwicklung zur Verfügung steht. 
Idl hoffe, daß dieser Paukensdllag nidlt nur 
von den Adlt, die ein besonderes Interesse 
daran haben. sondern insbesondere von den 
Neun gehört wurde, denn dort liegt ja die 
Wurzel einer gewissen Fehlentwicklung des 
Europarates, weil diese Neun ihn nicht in dem 
Maße ernst nehmen, wie wir es wünsdlen. 

Wie wimtig ist dieser Europarat? So widltig 
wie er sich selbst nimmt. Darüber sind wir uns 
einig. 

Aber man darf den Doppelmarakter der 
Institution nicht übersehen : Der Europarat ist 
ja nicht nur die Beratende Versammlung, der 
Parlamentarier dieses Hauses angehören, der 
Europ<:trat umfaßt auf der anderen Seite der 
Institution die 17 Regierungen; im meine also 
das Ministerkomitee. Da haben wir - Herr 
Bundesminister, das wissen Sie; da erzähle 
im Ihnen ja gar nimts Neues - viele uner­
füllte Wünsme an die Adresse dieser Minister. 
(Der P r ä  s i d e n  t übernimmt wIeder den 
Vorsitz.) 

Es ist mir heute durdl meine Vorredner zum 
Thema Europarat sdlon viel weggenommen 
worden. Das madlt nidlts, im überspringe 
gerne Dinge, die in meinem Manuskript, in 
meinem Stichwoitzettel waren, wenn es andere 
gesagt haben. Hauptsame, es ist in diesem 
Haus gesagt worden. Es ist etwas Interessan­
tes: Als bei einer der letzten Sitzungen im 
Europarat der Abgeordnete Czernetz nam mir 
gesprochen hat, hat er das Redemanuskript 
geschwungen und gesagt: Jetzt hat gerade 
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der Kollege Karasek vor mir genau den Aus­
drude verwendet, den auch ich in meinem 
Manuskript habe. - Jetzt, lieber Kollege 
Czernetz, muß ich Ihnen das zurüdegeben. 
Auch ich hätte vorgehabt, über das starke 
österreichische Engagement mit den gleichen 
Worten, mit denen Sie das. gesagt haben, zu 
sprechen, und audl ich habe in meinem Manus­
kript stehen "vom Außenminister bis zu den 
Abgeordneten aller Fraktionen". 

Der 15. Mai dieses Jahres war, idl glaube, 
das können wir ohne Uberheblichkeit sagen, 
im Europarat ein österreichisdler Tag. Es 
haben dort alle gesprodlen, die sich vorher 
schon in der Kommissionsdebatte engagiert 
haben. Und das Interessante war, daß man es 
eigentlich dem österreidlischen Eingreifen 
verdankt, daß der Reverdin-Bericht auf Grund 
unseres Antrages und auf Grund unserer 
Anregung nodl stärker als in der ursprüng­
lichen Form das, was Kollege Withalm hier 
schon gesagt hat, hervorgehoben und heraus­
geholt hat: der Europarat muß auch für die 
Neutralen . ein widltiges politisches Koordina­
tions- und KonsuItationsinstrument bleiben. 
Diese Worte haben wir in den Bericht hinein­

. reklamiert, es sollen keine leeren Worte blei­
ben. Es wird, glaube ich, mit in der Entwide­
lung der nächsten Monate unter dem Vorsitz 
des österreichischen Außenministers liegen, 
daß der Ministerrat des Europarates sich die­
ser Funktion bewußt wird . .  

Nun auch. ein Wort zum Europäischen Par­
lament, weil es der Kollege Peter angeschnit­
ten hat. Ich will nicht zur Frage Stellung neh­
men, ob man dort als Beobachter teilnehmen 
kann oder teilnehmen soll, die Frage ist nicht 
an mich gerichtet, die Frage war an den Herrn 
Außenminister gerichtet. Aber idl glaube 
- das ist meine persönlidle Ansidlt -, daß 
das nidlt einmal der beste und richtige Weg 
wäre. Der Reverdin-Bericht sagt - und da 
bin · fdl einer Auffassung -, das Europäisdle 
Parlament und der Europarat sollten häufiger 
zu gemeinsamen Tagungen und zu gemein­
samen Sitzungen zusammentreten, als das in 
der Vergangenheit der Fall war. Und ich 
meine, es müßte manches an der Prozedur die­
ser gemeinsamen Tagungen verbessert wer­
den. Das wäre ein Weg, wo man die gewissen 
Reibereien, wo man die gewissen Eifersüdlte­
leien, wo man das gewisse Auseinanderleben 
der europäischen Institutionen vermeiden 
könnte. Das nur ganz kurz zu dieser Fra�e. 

Auch die Frage, ob der Europarat eine be­
sondere Rolle in den Ost-West-Beziehungen 
spielen könnte, . ist wiederholt im Europarat 
selbst .  diskutiert worden. Idl glaube, gerade 
unter dem Eindrude der Entwidelung in Hel-

sinki - und jene Kollegen, die im Jänner im 
Rahmen der IPU-Tagung in Helsinki gewesen 
sind, werden das bestätigen - muß man hier 
zu einer nüdlterneren und skeptischeren Ein­
schätzung kommen. Die bisherigen Resolutio­
nen des Europarates, die an die Oststaaten 
und an die Ostregierungen gerichtet sind, sind 
meines Erachtens einseitige Liebeserklärun­
gen. Idl meine nicht, daß das schädlich ist, 
wenn man seine Liebe einseitig erklärt, aber 
man soll, damit man nicht lächerlich wird, es 
nicht so oft wiederholen, und man soll süh 
vielleicht daher in Hinkunft bei diesen Werbe­
versuchen eine gewisse Zurüdchaltung aufer­
legen. Der Tag wird schon kommen, wenn der 
Westen und die 17 Staaten und die 17 Regie­
rungen nur fest genug sind bei an diesen 
Projekten mit permanenten . Organisationen 
und bei diesem Projekt der Sdlaffung eines 
Euro-Forums. Wenn sich hier eine gewisse 
Kohärenz des Westens zeigt, wird man dazu 
kommen, daß man den Europarat von der 
östlichen Seite so ernst nimmt, wie man die 
EWG ernst nimmt, wenn man den Europarat 
als einen Gesprächspartner braucht. 

Zum Abschluß, meine Damen und Herren, 
noch ein ganz kurzes Wort zu den Beziehun­
gen Europa-Vereinigte Staaten. In dem vom 
Kollegen Czernetz erwähnten ' Bericht von Sir 
John. Rodgers, der sidl ausführlidl mit diesen 
Dingen besdläftigt hat, wird darauf hinge­
wiesen - und hier decken sich, glaube idl, 
die Auffassungen audl von uns -, daß der 
Begriff der atlantisdlen Partnerschaft, der die 
letzten 25 Jahre das NATO-Bündnis geprägt 
hat, neu überdadlt werden muß, daß dieser 
Begriff der atlantischen Partnersdlaft mit 
einem neuen Inhalt erfüllt werden muß. Heute, 
in einem Zeitpunkt, wo alles auf Entspannung 
geridltet ist, ob in dchtiger oder in nicht ridl­
tiger Einsdlätzung der Entwidelung, kann sich 
doch die atlantische Partnerschaft nicht nur auf 
so:z:usagen die gemeinsame Konzeption der 
Verteidigung, der Abwehr richten, sondern es 
muß die Interdependenz des Westens auf 
einem neuen Konsensus aufgebaut werden. 
Diese alte atlantische Partnersdlaft gründet 
sich ja auf die Struktur einer bipolaren Welt 
- auch das ist heute hier schon gesagt wor­
den -, und wir haben heute neue Strukturen 
in eine IDtIltipolare Entwidelung. 

Ich habe vor eineinhalb Jahren darauf hin­
gewiesen, als wir die Beziehungen zu China 
diskutiert haben. Es sind natürlich wichtige 
neue Erscheinungen in der Weltpolitik, es ist 
das Auftreten Chinas als außenpolitischer Fak­
tor, nachdem China während der Kulturrevo­
lution auf der politischen Bühne sozusagen 
nicht existent war. 
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Dr. Karasek 
Man kann auch nicht den Aspekt übersehen, 

daß China heute als eine sehr starke schisma­
tische Kraft im Weltkommunismus nach wie 
vor da ist, präsent ist, agiert. Man muß heute 
in Rechnung stellen - und das tue nicht nur 
ich, das tun gescheitere Leute, wenn man die 
Kissinger-Rede genau studiert und liest, sieht 
man, daß auch er darauf hinweist -, daß das 
Auftreten Japans als bedeutender wirtschafts­
politischer und auch politischer Faktor aus 
dieser neuen atlantischen Partnerschaft p.icht 
weggedacht werden kann, und schließlich und 
endlich geht niemand daran vorbei, daß sich 
die Sechsergemeinsroaft zu einer Neunerge� 
meinsChaft. erweitert hat und damit ja nur 
zum Ausdrudt kommt, daß eine größere wirt­
schaftliche und auch eine größere politisChe 
Erstarkung dieser Gemeinsroaft in Brüssel zu 
erwarten ist. 

Presse und in weiten Schichten der Be­
völkerung. Man muß ein gewisses psycholo­
gismes Verständnis für die Tatsame haben, 
daß sich die Amerikaner nimt permanent zum 

Prügelknaben der Weltpolitik maChen lassen 
wollen und man gleichzeitig ihre Präsenz in 
Europa reklamiert als unerläßlich und als 
wichtig für die eigene Sicherheit. 

Ich glaube, man sieht die Dinge weltpolitisch 
falsch, wenn man den Amerikanern nahelegen 
will, sie dürften aus Europa nicht weggehen, 
sie müßten hierblieben, sie müßten hier prä­
sent sein, wenn es darum geht, ihnen das nur 
zu beweisen, weH die eigenen Interessen, ob 
es die österreimischen oder die Interessen 
der übrigen europäischen Staaten sind, es so 
wollen. 

Hier gilt das Wort an die Amerikaner: Tua 
res agitur. Sie müssen das Bewußtsein bekom-

Natürlich bleibt da die Frage, ob die men, daß sie ihre eigene Sicherheit verteidi­
politische Entwidtlung, die Entwicklung auf gen, indem sie in Europa sind und von hier 
eine Währungsunion, auf eine politische die Verteidigung kommt. Aus dieser Perspek­
Union, nicht dieser wirtschaftlichen Union tive, glaube ich, muß man mit den Amerika­
nachhinkt. Aber auf alle Fälle sind Ansätze nem über diese Aspekte der Frage, ob sie 
seit dem letzten EWG-Gipfel da, über die man dableiben oder gehen sollen, reden. Aber 
nicht hinwegblicken kann. wenn es richtig ist, daß es ihre Interessen sind 

und daß es auch unSere Interessen sind, daß 
Nun hat heute hier schon Kollege Czernetz eine Koexistenz, möchte ich sagen, der beider­

-- hier decken sich ja vielfach die Analysen - seitigen Interessen da ist, dann muß ich natür­
mit Recht darauf hingewiesen: Wo liegen die lich dazusagen, daß sich die Europäer auch in 
Interessen des neutralen Osterreim? Und so Erinnerung rufen müssen, daß es nicht angeht, 
wie Sie formulieren auch wir: Selbstverständ- daß die Amerikaner allein die Lasten dieser 
!im ist es notwendig, daß die Präsenz der Verteidigung tragen, daß die Amerikaner 
Vereinigten Staaten von Amerika in Europa allein die Lasten dieser Anwesenheit tragen. 
erhalten bleibt, die politische Präsenz in 
einem gewissen Sinn und die militärische erst Das muß man doch klipp und klar den 

recht. Selbstverständlich knüpft sich das _ das eigenen Leuten verständlich madlen können. 

kann ein neutraler Staat _ an das große Das muß ma,n aber auch den Amerikanern 

Interesse, das die Neutralen an einer Aufredlt. verständlich machen können, und die begrei­

erhaltung des Kräfteg'leichgewichtes haben, fen das sdlon. Aber diejenigen, die es oft 

denn j ede Veränderung und jede Versdlie- nicht verstehen, sind j ene, die bereits heute 

bung dieses Kräftegleichgewichtes stellt auch darangehen, die Kissinger-Rede zu zerpflücken, 

unsere Neutralität in eine neue gefähfIiche und diese Bedenken und j ene Bedenken dartun 

Spannungssituation. Und das, was im hier und die so tun, als wären die Amerikaner 

jetzt von diesem Pult aus formuliere, ist tat· sozusagen verpflichtet, für die Europäer den 

sächlich die Meinung der Osterreiroischen Kopf hinzuhalten. 

Volkspartei. Wir haben uns mit diesen Fragen Ich habe es für ridltig befunden, daß wir von 

beschäftigt. Auch unser Bundesparteiobmann der Osterreichischen Volkspartei heute bei 
hat in einer Rede in Innsbruck im März dieses dieser Gelegenheit einmal klipp und klar 
Jahres sehr deutlidl diese zwingende Not. sagen, wie wir das Verhältnis zu den Ver­
wendigkeit der Aufrechterhaltung des Gleich- einigtßn Staaten sehen. Idl habe es deshalb 
gewichtes auch für die Neutralen dargelegt für richtig gehalten, weil auch in den eigenen 

und, folgerichtig fortgedacht, das Interesse der Reihen, besonders bei jüngeren Menschen, ein 

Neutralen an der Präsenz der USA in Europa . .  Unmaß an Kritik an diesen Amerikanern heute 
gang und gäbe und Mode ist. Ich denke nur an 
unsere Vietnam-Demonstranten. Aber das sind 
jene Leute; die in einer etwas kurzsidltigen, 
vielleicht machmal auch zu idealistisdlen Be­
urteilung der Dinge glauben, man könnte sich 
heute sozusagen an den Amerikanern die Füße 
abstreifen. 

Wir dürfen in diesem Zusammenhang natür­
lich nicht übersehen, meine Damen · und Her­
ren, daß die europäische Kritik an der Politik 
der USA zu großen Irritationen in der ameri­
kanischen öffentlichen Meinung geführt hat, 
im Repräsentantenhaus, im Senat, in der 
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Dr. Karasek 
Ein zweites gehört audl an die Adresse der 

Europäer in diesem Zusammenhang gesagt: 
Angesidlts der wachsenden Wirtschaftskraft 
dieser erstarkten Europäisdlen Gemeinschaft 
muß man auch Verständnis für die Wünsdle 
der USA in der Nixon-Runde haben. Daß das 
mandlen weh tun wird, daß das manchen nicht 
paßt, daß mandle finden, daß ihre eigenen 
wirtschaftlidlen Interessen darunter zu sehr 
leiden können, das will idl aus einer rein 
wirtschaftspolitisdlen Sicht nicht leugnen, aber 
aus einer außenpolitischen Sicht muß idl 
sagen, daß man ein gewisses Verständnis für 
eine angemessene Verteilung der Lasten in 
diesem Gesamtkonzept einer europäischen 
Verteidigung haben muß. 

Amerika ist heute - und damit schließe 
idl - krisengeschüttelt, es ist geschwächt. Es 
ist geschwächt nach außen durch seine Engage­
ments, wenn ich das so sagen kann, in einer 
gewissen Rolle als Weltgendarm, in der man 
sich in manchen Perioden der letzten amerika­
nischen Entwicklung gefühlt hat. Amerika ist 
durdl dieses zu starke Engagement geschwächt 
worden, das nicht immer ein erfolgreiches En­
gagement gewesen ist. 

Es ist leider etwas geschwächt, wie man 
sieht, wenn man die Zeitungen über die 
Watergate-Affäre liest, nach innen. Man hat 
kein sehr gutes Gefühl, meine Damen und 
Herren, wenn man nun daran denkt, daß 
dieser amerikanische Präsident in Kürze mit 
Herrn Bresdlnjew verhandelt, und wenn man 
also weiß, daß er sich mit den Europäern kon­
frontieren wird, um amerikanische Wünsche 
zu verdolmetschen. (Abg. C z e r  n e t z: Aber 
in der russischen Presse . . . 1) Weil man in der 
russisdlen Presse audl genug hellhörig dafür 
ist, was für ein wichtiger Partner für die Rus­
sen der Herr Nixon in diesem gesamten Zu­
sammenhang ist und daß es für sie wahr­
scheinlich nicht besser, sondern nur sdllechter 
werden kann, wenn der Verhandlungsleiter 
auf der amerikanisChen Seite in naher Zukunft 

, wechseln würde. 

Aber das ist nicht meine Sorge, wie sich die 
Amerikaner aus dieser Affäre ziehen. Für uns 
ist es widüig und notwendig, daß wir in dieser 
Situation den Amerikanern. trotz der inneren 
und der äußeren' Schwierigkeiten, , in denen 
sie sind, unsere Sympathie zeigen, daß wir bei 
diesem Sympathiebezeigen dieses Bekenntnis 

, zum größeren Europa nidlt verleugnen, daß 
wir das Bekenntnis zum System der Demo­
kratie und der Freiheit ablegen. 

Ich habe auch im allgemeinen die Meinung, 
daß wir bisher den ridltigen Weg gegangen 
sind, ohne uns in ideologische Neutralitäts­
eskapaden einzulassen. Wenn man im Europa-

rat die Reden österreidlisdler Vertreter hört, 
können sich alle überzeugen, daß wir in dieser 
Hinsicht nicht anfällig sind und daß Osterreich 
weiterhin ein Faktor der Entspannung in 
Europa bleibt. 

Das sind unsere Gedanken zur Europapolitik 
in diesem Augenblick der Entwicklung. (Bei­
lall bei der OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr Ab­
geordnete Schieder. 

Abgeordneter Scllieder (SPUl : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Der Abgeordnete Karasek 
hat am Beginn seiner Rede gesagt, daß ihm die 
Vorredner vieles weggenommen haben. Er hat 
auch noch Dinge gebracht. Was soll dann 
jemand sagen, der nach ihm spricht? 

Fast, möchte ich aber sagen, hätte er mir 
auch etwas gegeben. Ich könnte es aufgreifen, 
ich tue es nicht: nämlich Ansatzpunkte, ein 
anderes Gebiet in diese Debatte zu bringen, 
nämIidl die Frage der Einstellung der Bevöl­
kerung und vor allem vieler junger Leute zu 
den Vereinigten Staaten. 

Ich mödüe mich nicht verbreiten, ich mödlte 
nur sagen : Wenn ein Land, wenn ein Staat 
einen besonderen Anspruch auf den Gebieten 
Freiheit und Demokratie in der Welt erhebt, 
dann muß man auch zur Kenntnis nehmen, daß 
dieser Staat mit besonderen Maßstäben in 
dieser Welt gemessen wird, und das ist eben 
in der Einsdlätzung der Vereinigten Staaten 
bei sehr vielen Leuten auch der Fall. 

Ich wollte audl noch anschließen, daß dann, 
wenn junge Leute hier demonstrieren, das 
nidlt immer von Haß oder Abneigung gegen 
Amerika getragen sein muß, sondern daß es 
in sehr vielen Fällen eben ein Auftreten in 
Sorge um den Frieden in dieser Welt ist� Und 
daß sidl Menschen über den Frieden in der 
Welt Gedanken madlen, daß sie sich dazu 
bekennen, das halte ich schon für sehr be­
deutsam. (Beifall bei der SPO.) 

Ich möchte aber jetzt nicht über unsere 
Haltung zu Amerika diskutieren, sondern nur 
mehr ein paar Anmerkungen zum Europarat 
machen, da ich mit allem, was hier gesagt 
wurde, übereinstimme und es nicht wieder­
holen mödlte. 

Da möchte idl erstens einmal - ich kann 
nicht im Namen aller meiner Kollegen spre­
chen, die beim Europarat sind, aber ich glaube, 
ich drücke auch ihre Ansichten aus - einen 
Dank anderer Art abstatten, nämlich audl 
einen Dank an diejenigen Kolleginnen Und 
Kollegen, die uns oft in den Auss<hüssen zu 
vertreten haben, wenn wir in Straßburg oder 
wenn wir bei einer Sitzung sind, die für uns 
einspringen müssen, wenn wir weg sind, die 
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oft darüber nicht s�hr erfreut sind ; ich möchte 
sagen: die Minister, denen wir in den Aus­
schüssen fehlen. (Zwischenruf bei der SPO.) 

Diesen Dank möchte ich schon auch einmal 
abstatten. (Abg. Dr. B r o d  a: Diesen Dank 
llaben wir uns verdient! Das möchte ich be­
merken!) I?arum sage ich es ja auch. 

Ich möcllte den Kollegen aber aucll sagen: 
Wenn hier ein eindeutiges Bekenntnis von 
so vielen Rednern zu Europa und zum Europa­
rat abgegeben worden ist, dann ist das nicht 
geschehen, weil wir für die Probleme viel­
leicht blind sind. Wir bekennen uns zum 
Europarat, weil wir ihn für notwendig und tür 
riclltig halten. Ich möchte den Kollegen aber 
auch versichern, daß wir die Probleme, die es 
im Europarat gibt, sehr wohl sehen und auch 
sehr wohl von österreichiscller Seite aufgrei­
fen. 

Wenn man sich zu einer Sitzung des Europa­
rates nach Straßburg begibt, so möchte ich, um 
auf einige dieser Probleme nun einzugehen, 
fast sagen, daß es für den einen eine Reise 
nam Liliput und für den anderen eine Reise 
nach Brobdingnag ist, je nachdem, ob man 
Abgeordneter ist und zur Beratenden Ver­
sammlung fährt, oder ob man Minister ist, der 
sich zum Ministerkomitee begibt. 

Die Beratende Versammlung ist leider eben 
nur eine beratende Versammlung und keine 
besmließende Versammlung, und auf diesem 
Gebiet ist im Europarat sicherlich nom einiges 
zu machen. 

Wenn ich von Leuten, die viel länger drin­
nen sind, die von Anfang an drinnen waren, 
gehört habe, daß es der erste Kampf sein 
mußte, daß es die Beratende Versammlung 
überhaupt gibt, daß diese Versammlung über­
ha.upt gegründet wurde, daß sie überhaupt 
vorgesehen wurde und zusammentreten konn­
te, so ' wird docll schön langsam ein zweiter 
Kampf zu führen sein, daß nämlich diese Ver­
sammlung mehr Rechte bekommt und eines, 
Tages über das bloß Beratende hinausgeht. 

Sicherlich gibt es noch andere Probleme im 
Europarat. Es gibt das Problem - ich spreche 
es auch ganz offen aus -, daß manche Staaten 
ein doppeltes Verhalten zeigen. 

Man spricht mit den Kollegen von einem 
Land im Europarat, und sie sind Feuer und 
Flamme für den Europarat. Man spricht mit 
ParlGU1lentariern vom seI ben Staat, die im 
Europäischen Parlament sind, und sie sind 

. Feuer und Flamme für das Europäische Par­
lament. 

Das ist zu einfach für diese Staaten. Man 
kann es nicht einfach so machen, daß man 
heim Europarat sagt: Ja zum Europaratl, und 

daß man im Europäischen Parlament sagt: Ja 
zur VOrherrscllaft des Europäismen Parla­
ments! 

Man muß unseren Kollegen aus den ande­
ren Parlamenten ganz offen auch sagen, daß 
wir von ihnen eine klare Stellungnahme er­
warten. 

Ich habe es an einem ganz kleinen Beispiel 
gesehen, an einem Beispiel, das idi hier schon 
einige Male erwähnt habe, nämlich das Euro­
päische Jugendwerk. Als zur Debatte gestan­
den ist, das Europäische Jugendwerk inner­
halb der Europäischen Gemeinschaften, also 
im kleineren Rahmen, zu · gründen, waren die 
großen Staaten bereit, bis zur amtfachen 
Summe des Geldes für das Europäische 
Jugendwerk auszugeben. 

Als das in den größeren Rahmen des Euro­
parates gekommen ist, waren sie nur mehr 
bereit,· ein Achtel der Summe, die sie in der 
EWG ausgegeben hätten, dafür auszugeben, 
Es ist also doch unsere Rolle, aum den Kol­
legen aus den anderen Parlamenten zu sagen, 
sie müßte hier doch Farbe bekennen. 

Idl möchte aber noch etwas hier ganz 
·
offen 

sagen, was ich auch in der Beratenden Ver­
sammlung im Europarat gesagt habe. Dort 
stand nämlich ein Redner auf und sagte: Wenn 
es derzeit schwierig ist für den Europarat, 
dann sei es Aufgabe des Europarats, für Ruhe 
im Inneren zu sorgen, ja keine Streitigkeiten 
nach außen zu zeigen, weil das dem Europa­
rat schaden würde. 

Ich glaube, daß es dem Europarat nicht 
schadet, wenn man sieht, daß es darin demo­
kratisme Auseinandersetzungen gibt. Denn 
diese Auseinandersetzungen sind ja ein Zei­
chen für das Leben des Europarates. Ich 
glaube, daß es ihm nicht schadet, wenn offen 
gesprochen wird: Wie verhält es sich nun mit 
der Türkei, wenn nicht ein Urteil gesprochen 
wird, sondern die Frage offen ausdiskutiert 
wird. Paßt die Türkei in den Europarat oder 
stellt sie sich durch das innenpolitisme Ver­
halten schön langsam außerhalb des Europa­
rates? Wenn darüber debattiert wird - offen, 
samlich -, . dann ist das nicht schlecht für den 
Europarat, dann zeigt das die Stärke des 
Europarates, nämlich auch im Inneren Grund­
sätze zu haben. 

Im glaube, der Europarat - ich möchte das 
nur andeuten; es wurde ja heute schon ge­
sagt - hat auch eine Rolle in der Frage Ost­
West, der Europarat hat auch eine gewisse 
Verpflichtung gegenüber den Entwicklungs­
ländern. Idl hin nicht der Meinung, daß der 
Europarat alles, . was in der Weltpolitik ge­
schieht, an sich ziehen soll. Ich glaube, es ist 
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falsch, wenn man nun im Europarat, weil man 
dort gerade beisammensitzt, über alles debat­
tiert und beschließt und eine Meinung dazu 
äußert, was irgendwo in der Welt geschieht. 
Das ist nicht seine Aufgabe. Aber die Haltung 
Europas gegenüber der Dritten Welt, die 
Haltung Europas zu den anderen Kontinenten 
zu diskutieren, das gehört sehr wohl zu den 
Aufgaben des Europarates. 

Es ist heute hier davon gesprochen worden, 
daß mehr getan werden soll, um den Europarat 
auch in unser Bewußtsein, in das österreichi­
sche Bewußtsein stärker zu bringen. Ich möchte 
sagen: Wenn wir manchmal in Ausschüssen 
internationale Verträge haben, dann gibt es 
am Schluß diese stereotype Formel, daß eine 
Dberführung in die innerstaatliche Rechtsord­
nung nicht notwendig erscheint. Ich möchte 
sagen: Beim Europarat, beim Europagedanken 
ist eine Uberführung in das innerstaatliche 
Bewußtsein aber sehr, sehr dringend notwen­
digl (Zustimmung bei der SPO und bei Abge­
,ordneten der qvP.) Und es gilt für den 5. Mai 
das, was auch für den Muttertag gilt: Das 
Bekenntnis zu Europa soll eben nicht eine 
Ausnahmesituation an einem Tag mit der Be­
ruhigung des ' Gewissens für das normale 
Leben im ganzen Jahr sein, sondern das Be­
kenntnis zu Europa und zum Europarat soll 
eben in das normale politische Leben unseres 
Lebens Eingang finden. 

Wenn hier gesagt wurde, daß die Presse 
mehr ' über den Europarat berichten soll, dann 
unterstreiche ich das voll und ganz. Ich möchte 
nUr noch hinzufügen: Nicht über uns. Es soll 
ja nicht so ausgelegt werden, daß wir wollen, 
,daß mehr übet das geschrieben wird, was wir 
gesagt haben, oder daß geschrieben wird, daß 
wir uns dazu zu Wort gemeldet haben. Es geht 
uns hier nicht um uns, nicht um unsere Tätig­
keit. Es geht uns darum, daß mehr über 
Europa selbst und den Europarat berichtet 
wird. Vielleicht sollten wir uns auch einmal 
die Lehrpläne, die Schulbücher anschauen, ob 
das, was darin über den Europarat und Europa' 
steht, eigentlich ausreicht, ob hier , in den 
'Schulen nicht vielleicht auch noch einzusetzen 
wäre. Vielleicht sollten wir uns hier über­
legen, auf welchen Gebieten wir alle gemein­
sam ein bißchen mehr für Europa machen 
könnten. 

Der Abgeordnete Peter hat dem Herrn Bun­
desminister die Frage gestellt - nein; er hat 
gesagt, er stellt sie auch den anderen Kol­
'legen -'-, wie es eigentlich mit der Äußerung 
.des Herrn Bundesministers sei, daß der Euro­
�parat j etzt schon ein bißchen viel über sich 
selbst debattiert und daß das für keine Insti­
tution gut ist. 

Ich bin in einem großen Ausmaß auch dieser 
Meinung. Allein daß der Europarat behauptet, 
er habe eine Bedeutung und habe eine Rolle 
und allein damit, daß sich alle Mitglieder der 
Beratenden Versammlung darin einig sind, 
dadurch hat der Europarat diese Rolle noch 
nicht bekommen. Der Europarat soll Maß,­
nahmen setzen - so wiChtig es ist, die Funk­
tion zu debattieren, so wichtig dieser Rever­
din-Bericht war, so wichtig die Gespräche mit 
den einzelnen Staaten, mit den einzelnen Re­
gierungen sind. Allein das kann auch nicht ge­
nügen. Denn allein einen breiten Konsens in 
Straßburg zu finden, der Europarat ist wichtig, 
dadurch ist er noch nicht wichtig geworden. 

Auch wir sagen: Darum soll auf den ver­
schiedensten Gebieten angefangen werden, 
Dinge zu setzen, Dinge zu machen, deshalb 
sollen Aktivitäten, Handlungen gesetzt wer­
den, die wir eben für richtig halten. In der 
Politik wird man nie gebeten, weder als ein­
zelner noch als Partei noch als Staat und auch 
nicht der Europarat in der europäischen Politik. 
Der Europarat muß sich das in Europa nehmen, 
was wir glauben; daß er haben soll. Es bedarf 
dazu einer Ehrlichkeit seiner Mitgliedsländer, 
einer Änderung des Bewußtseins in vielen 
Staaten und der echten Bereitschaft aller Par­
lamente, auf dem Gebiet mehr zu tun. 

Der Europarat hat sicher eine Zukunft, wenn 
es ihm gelingt, das, was er begonnen hat, 
steigend fortzusetzen, wenn es ihm gelingt, 
weit stärker ' in das Bewußtsein der Menschen 
seiner Mitgliedsländer einzudringen, und 
wenn es der Versammlung gelingt, weit stär­
ker Dinge zu beschließen, die die ,  Menschen 
in Europa betreffen und die die Lebensbedin­
gungen dieser Menschen verbessern. (Beifall 
bei der SPO und bei Abgeordneten der OVP.) 

Präsident: Nächster Redner Herr Dr. Erma­
cora. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Hausl Meine Damen und 
Herrenl Es bliebe natürlidl noch für zehn 
Redner Stoff, zu diesem Gegenstand zu spre­
chen. Ich möchte nur vielleicht herausstellen, 
daß ich mich etwas präziser fassen will. Es 
geht mir bei meinem Beitrag nicht um den 
Europarat als solchen, sondern um die Konsul­
tativversammlung auf der einen Seite und um 
das Ministerkomitee auf'der anderen Seite. 

Ich habe natürlich den Herren Vorrednern 
keine Kritik entgegenzuhalten, sie haben alle 
nach meiner festen Uberzeugung das Richtige 
getroffen, und wir sind alle auf einer Linie. 
Ich möchte nur hinzufügen; daß ich zu der 
facettenreichen' Rede de's Herrn Abgeordneten 
Czernetz schon einige Zusatzfacetten zu brin­
gen hätte, mir das aber im Augenblük erspare. 
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Ich möchte als Nichtmitglied der Konsulta- Zum zweiten, Herr Bundesminister, sollten 
tivversammlung ganz offen den Dank all den Sie versuchen, diese Ideen auch auf den inner­
Kollegen aussprechen, die im Europarat mit- staatlichen Bereich zu übertragen. 
arbeiten, Dank für ihren Fleiß, für ihre Energie, Nehmen wir nur ein Beispiel, und zwar ein für ihre Beredsamkeit, für ihren Einsatz. Ich Beispiel, das in dem Bericht der Mitglieder glaube, das muß einmal ganz offen ausgespro- d K er onsultativversammlung angeführt ist, chen werden von j emandem, der nicht Mitglied Seite 6: den Umweltschutz. Nehmen wir wei-des Europarates ist. Man kann an den Doku- ters als Beispiel den Cravatte-Report, Doku­menten des Europarates nachlesen, was diese ment 3080. 
österreichischen Delegierten, gleichgültig von 
welcher Fraktion sie kommen, in der Konsul- Was setzt sich in Osterreich in bezug auf 
tativversammlung geleistet haben (Beifall bei die Empfehlungen durch, die in diesem wich­
der OVP)� geleistet haben für ein Europa, das tigen Dokument über den Umweltschutz ent­
sich leider zu viel Zeit läßt, wie es Spinelli halten sind'? Wie steht es mit der Frage der 
ausgesprochen hat. europäischen Koordination hinsichtlich der 

Problematik der Errichtung von Atomkraft­
Das ist nicht die Schuld der österreichischen werken in Grenznähe'? Ich habe der gestrigen Vertreter oder überhaupt der Vertreter in der vorarlbergischen Presse entnehmen können, Konsultativversammllmg des Europarates. Ich daß Sie, Herr Bundesminister, ein Gespräch 

möchte ganz offen sagen: Es ist mit eine Schuld mit dem Außenminister der Schweiz geführt der Regierungen, daß sich dieses Europa so haben. In der "Neuen Vorarlberger Tageszei-viel und zu viel Zeit läßt, und zwar die Schuld tung" w' d d l't' ch W ' ch I Ir von en po 1 IS en el enste -
der Regierungen insofern, als sie die Politik, lungen im Rüthi-Fall gesprochen, und in den die in der Konsultativversammlung des "Vorarlberger Nachrichten" sprechen Sie in Europarates geleistet wird, nicht in ihre einem Interview über die Grundsätze des Außenpolitik übertragen, aber auch daß sie Nachbarrechtes. 
die Politik, die in der Konsultativversammlung 
des Europarates geleistet wird, nicht immer Ich möchte doch dazu etwas sagen. Und das 
in ihre Innenpolitik übertragen. ist eine Bemerkung, die ich auch der Presse 

gegenüber zu machen habe, die sich in Ost-
Es geht um welche Fragen? - Diese Frage österreich für dieses Problem überhaupt nicht stelle ich. Es geht nicht um die Währungspro- interessiert, obwohl die Errichtung des Atom­bleme, es geht nicht um die Verteidigungs- kraftwerkes in der Schweiz an der vorarl­probleme, es geht nicht um die Wirtschafts- bergischen Grenze geradezu ein Modellfall für probleme. Es geht hauptsächlich um die die Problematik der Errichtung von Atomkraft­

Schwerpunkte, die dem gesamten Europa durch werken in Grenznähe ist. 
die Institution des Europarates eigen sind: 
e:;. geht um die Problematik des Umweltschut- Wenn man die Weltpolitik etwas weiter 
zes, es geht um die Frage der Bildung, es geht verfolgt, so hängt diese Frage ganz eng mit 
Um das Problem der Rechtsvereinheitlichung der Problematik zusammen, die sich in diesen 
und der Stärkung des Rechtsstaates, und es Tagen vor dem Internationalen Gerichtshof ab­
geht auch um den die Grenzen überschreiten- spielt und die dort abrollt, wo man vor dem 
den Regionalismus. Ich denke hier insbeson- Atomversuch im Nordostpazifik verlangt, daß 
dere an die zahlreichen Bemühungen bezüg- der Internationale Gerichtshof eine Vorläufige ' 
lich dieses grenzüberschreitenden Regionalis- Entscheidung für die Nichtdurchführung der 
mus und an die Bemühungen, die vor allem Versuche trifft. Das scheint mir eine Entschei­
auch im Alpenraum durch die Bildung einer dung zu sein, die in ihrer Bedeutung - falls 
Alpenregion zu entstehen scheinen, an der 

. sie getrOffen würde oder gleichgültig, wie sie. 
die Tirölei' Landesregierung, vor allem der ausgeht - eminent auf das Problem der vor­
Landeshauptmann Wallnöfer, soviel initiati- arlbergisch-schweizerischen Region in bezug 
yen Anteil hat. auf das Atomkraftwerk herüberreicht. 

Herr Außenminister! Ich glaube, daß es Ihre Herr Bundesministerl Ich habe in den Vor-
Pflicht als Vorsitzender des Ministerkomitees arlberger Zeitungen gelesen, welche Auffas­
wäre, daß 'die ' Ideen, die in der Konsultativ- sung man von Ihren Beratungen mit dem 
versammlung beredt, mündlich und schriftlich Schweizer Außenminister hat. Ich möchte nur 
herausgestellt werden, auch verwirklicht wer- meine eigene Meinung dazu sagen. Ich glaube, 
den. Ich möchte nicht sagen: verwirklicht wer- daß es im Sinne der vorarlbergischen Bevöl­
den '- denn das wäre zu hodl gestochen -, kerung, aber auch im Sinne einer Modellösung 
aber daß doch der Versuch einer - Verwirkli- absolut notwendig wäre, daß Sie dann, wenn 
chUng unternommen wird. Es handelt sich um der Europarat nicht imstande ist, dieses · Pro­
Ideen, die in der Konsultativversammlung in blem des Umweltschutzes durch eine gemein­
zahlreichen Dokumenten niedergelegt sind. same europäische Regelung zu lösen, daran-
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gehen sollten - wie im sogenannten Trail­
Smelter-Case -, einen Vertrag zwischen der 
Schweizer Eidgenossenschaft und Osterreich 
anzustreben, in dem Sie die möglichen Schädi­
gungen vorwegnehmen, sodaß das schon im 
vorhinein geklärt erscheint. 

Das wäre meine Empfehlung. Ich glaube, 
diese Empfehlung würde ' in der vorarlbergi­
schen Bevölkerung sicherlich gutgeheißen wer­
den. Ich hatte das Vergnügen, vor der Juri­
stischen Gesellschaft am letzten Freitag einen 
Vortrag zu halten, und hatte diese Idee auch 
dort vertreten. 

Herr Bundesminister !  Was ist aus diesen 
Empfehlungen im Cravatte-Report über den 
Umweltschutz übernommen? Was gedenkt 
man aus den Empfehlungen von der Umwelt­
schutzkonferenz zu übernehmen? Hat man sich 
darüber Gedanken gemacht? 

Herr Bundesminister I Sie hatten sich im 
Ausschuß etwa so ausgedrückt, daß Sie für 
die Ubersetzung dieser Fragen in das inner­
staatliche Geschehen keine Kompetenz haben. 
Aber ich glaube doch, daß Sie eine gewisse 
Koordinationsfunktion hätten. 

Wenn ich jetzt ins Polemische komme, 
möchte ich sagen: Es mangelt manchmal in 
Ihren außenpolitischen Entscheidungen - das 
liegt vielleicht nicht an Ihnen, sondern an 
anderen Kräften - an der Koordination - so 
scheint es mir - zwismen allen jenen, die 
Außenpolitik betreiben oder die zumindest 
offiziöse außenpolitische Aussagen treffen. 

Heute hatte ich das Vergnügen, von Ihnen, 
Herr Bundesminister, die Bestätigung zu erltal­
ten, daß der Herr Minister Lütgendorf sich 
auf Zypern irgendwie, nicht ganz so benommen 
hat, wie es die Diplomatie von ' ihm erwartet. 
Herr Bundesminister! Das ist natürlich ein 
Problem der Koordination, die vorher ange­
stellt sein muß. Man muß den Herrn Bundes­
minister Lütgendorf eben davon 'abhalten, daß 
er die lürkisme Ehrengarde abschreitet. Weim 
das nicht gelingt, so ist das ein Mangel an 
Koordination. 

Aber eine noch gravierendere Angelegen­
heit in puncto Koordination ist der berühmte 
Vortrag des Herrn Bundeskanzlers Dr. Kreisky 

, vor der ungarischen Akademie der Wissen­
schaften. Ich darf einen Satz zitieren. 

Er sagte: "Wie wäre es aber, wenn wir uns 
dazu entschließen könnten, entlang der Demar­
kationslinie, die ' immer noch durch Europa 
geht, auf beiden Seiten einen breiten Gürtel 
der militärischen Verdünnung zu schaffen, dei: 
in einer Weise kontrolliert wird, wie das 
seinerzeit bei der, Vier�Mächte-BesatzUng in 
Osterreich der Fall war, wo ja j eder in seiner 

Zone die Kontrollfunktionen ausübte, aber die 
anderen drei dabei waren, um sich zu über­
zeugen, daß das auch der Fall ist?" 

Meine Damen und Herren! Das sind die 
"Vier in einem Jeep" ! Ist das mit Ihrer Außen­
politik koordiniert? 

Ich möchte weiter fragen: Wie steht es denn 
mit der Erklärung des Herrn Abgeordneten 
Fiedler über "neutralistische Außenpolitik"? 
Gewiß, ich teile Ihre Meinung - ich persön­
lich, im möchte mich nIcht für den Klub ver­
pflichten -, daß Ihre Außenpolitik nicht neu­
tralistisch ist. Aber der Herr Parlamentspräsi­
dent Benya hat nicht einmal widersprochen, 
als in einer Erklärung in der Zeitung geschrie­
ben stand, daß Osterreich eine neutralistische 
Außenpolitik betreibt. 

Herr Bundesminister! Ich muß Sie nun hier 
fragen : Wie steht es mit dieser Koordination 
der Außenpolitik? 

Nun komme ich zu dem bereits vorher ange­
schnittenen Thema zurück: Wie wird es mit 
der Koordination der Außenpolitik in Umwelt­
schutzfragen stehen? Ich möchte diese Frage 
nur in den Raum stellen und hoffe" daß auf 
diesem Sachgebiet die Politik des Europarates 
mit der Außenpolitik und der Innenpolitik zu 
einer effektiven Politik koordiniert wird. 

Herr Bundesminister! Ich spreche den 
Wunsch aus, daß Sie sich als gewiegter Außen­
politiker, als gewiegter , Diplomat in diesem 
Ministerratsgremium des Europarates so 
durchsetzen, daß Sie die, Arbeit, und zwar die 
harte Arbeit der Vertreter Osterreidls in der 
Konsultativversammlung zu realisieren im­
stande sind. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Abge­
ordnete Heinz. 

Abgeordneter Heinz (SPO) : Herr Präsident I 
Hohes Haus! Ich bin ' der letzte, der unser 
Bekenntnis zu Europa zerreden will, dodl gibt 
mir der vorliegende Bericht der österreichi­
schen Delegation zur , Beratenden Versamm­
lung des Europarates über die, XXIV. Sitzungs­
periode die Gelegenheit" an den vor zwei 
Wochen, und zwar vom 11.  bis 13. Mai, in 
London stattgefundenen Europakongreß zu er­
innern. 

Es ist hier sdlOn' gesagt worden, daß uns die 
österreich ische Presse in der Berichterstattung 
über europäische Fragen ' nicht allzusehr ver­
wöhnt. Idl darf aber doch daran erinnern, daß 
1 000 Delegierte der europäisdlen Bewegung 
und der europäischen ParlaIIiente das 25jäh­
rige Jubiläum des ersten ' Europakongresses 
iru Jahre 1 948 im Haag zum Anlaß genommen 
haben, in einer Reihe von Arbeitskreisen Rück-
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blick auf die abgelaufenen 25 Jahre und Vor­
schau auf die kommenden 25 Jahre zu halten. 

In einer einmütig angenommenen Erklärung 
wurde daran erinnert, daß infolge des Kon­
gresses im Haag im Jahre 1 948 der Europarat 
in Straßburg gegründet wurde, der heute 
350 Millionen Menschen vertritt. Einmal mehr 
wurde festgestellt, daß sich die europäische 
Bewegung im Jahre 1 948 die historische Auf­
gabe gestellt hat, Europa zu einigen, um einen 
Krieg zwischen seinen Völkern unmöglich zu 
machen. Nach 25 Jahren sei dieses Ziel durch 
die Errichtung der EuropäisChen GemeinsChaft, 
der heute 250 Millionen MensChen angehören, 
erreicht worden. 

Gleichzeitig erinnert aber diese Londoner 
Erklärung auch dar an, daß die EuropäisChe 
GemeinsChaft heute noCh niCht imstande ist, 
einen Beitrag zur Lösung vieler dringender 
Probleme zu leisten. Es werden in dieser Lon­
doner Erklärung auCh eine Reihe solCher Pro­
bleme angeführt, zum Beispiel der AusgleiCh 
schwerwiegender regionaler UntersChiede. 
Hier wird verlangt die Gründung eines Regio­
nalfonds - mit ausreiChenden Mitteln oder die 
VerwirkliChung eines gesellsChaftlichen Fort­
schrittes, der der wirtsChaftliChen und teChni­
sChen Entwicklung ReChnung trägt. Urgiert 
wird in dieser Deklaration eine großzügige 
Haltung gegenüber deli Bedürfnissen der Drit­
ten WeH, wobei die EuropäisChe GemeinsChaft 
aufgefordert wird, die Politik der Zusammen­
arbeit mit der Dritten Welt auf eine neue 
Grundlage zu stellen. Bedeutung ist auCh der 
Verbesserung der Lebensqualität durCh eine 
Politik des UmweltsChutzes, durCh eine An­
passung der Agrarpolitik und eine Förderung 
der Industriepolitik beigemessen worden. 

Da sich aber diese Londoner Erklärung des 
Europakongresses niCht nur mit Tagesfragen 
befaßt hat, sondern auCh einen Ausblick auf 
die nächsten 25 Jahre gibt, finden siCh in ihr 
auch eine Reihe von Forderungen, die den 
einen oder anderen Politiker unter Umständen 
das Gruseln lehren köimten. Es wird hier ver­
langt die Schaffung einer gemeinsamen euro­
päischen Staatsangehörigkeit, europäisCher 
Parteien, eines europäisChen Bundesparlamen­
tes und einer europäisChen Bundesregierung 
sowie einer europäisChen Union. Dieser euro­
päisChen Union soll eine gemeinsame Wirt­
schafts-, Wähnings-, Außen- und Verteidi­
gungspolitik übertragen werden, wobei im 
Hinblick auf die vielen Einwände, die sich 
bei der Abfassung der Deklaration ergeben 
haben, natürlich verlangt wird: unter Wah­
rung der von den einzelnen Staaten übernom­
menen internationalen Verpflichtungen ein� 

schließliCh der Neutralität. 

In einem Anflug von Optimismus verlangt 
diese Londoner Erklärung des Europakongres­
ses auCh, daß im Jahre 1975 die ersten direkten 
allgemeinen Wahlen zu einem europäischen 
Parlament stattfinden sollen. Dieses europä­
isChe Parlament sollte eine Verfassung für 
eine europäisChe Union entwerfen und den 
nationalen Parlamenten zur Ratifizierung vor­
legen. 

Die europäische Bewegung bekennt sich in 
ihrer Erklärung zur Weiterentwicklung der 
Vereinten Nationen sowie zu einer neuen 
Definierung des Verhältnisses Europas zu den 
Ländern des Westens und des Ostens. 

Hohes Haus! Wenn wir diese Ziele sehen, 
die iCh hier kurz genannt habe - iCh hoffe 
sie damit für unser Parlament in Erinnerung 
gerufen zu haben -, dann wünschen wir der 
jungen Generation, daß sie vor der Eilropa­
bürokratie, die gerade in London in diesen 
Arbeitskreisen immer wieder in Erinnerung 
gerufen wurde, nicht kapituliert, sondern daß 
diese junge Genera!ion in den näChsten 25 Jah­
ren die Kraft und den Schwung hat, die Ziele 
dieser Deklaration zu erfüllen und zu errei­
men. (Beifall bei der Spö.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat siCh der 
Herr Bundesminister. Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Kirmschläger: Hohes Haus! In Be­
handlung steht ein BeriCht der österreiChischen 
Delegation zur Beratenden Versammlung des 
Europarates. ICh habe miCh zum Worte gemel­
det nicht deswegen, weil ich jetzt einen Dis­
kussionsbeitrag darüber leisten möChte, ob 
nach den neuesten Erkenntnissen der Wissen­
sChaft tatsäChliCh AtombombenversuChe mit 
einem Atomkraftwerk gleiChzusetzen sind, 
auch nicht darüber, ob in einer Rede, Über die 
eine schriftliChe Anfrage an miCh erfolgt ist, 
dies oder jenes gesagt wurde und ob es mit 
der Außenpolitik übereinstimmt; darauf werde 
iCh gerne die in der Anfrage gewünsChte Ant­
wort geben. ICh habe mich auCh nicht dazu zum 
Wort gemeldet, um über ein VerspreChen des 
Herrn Präsidenten des Nationalrates zu reden, 
weil ich glaube, daß es allgemein bekannt sein 
dürfte, daß zumindest in der Frage des Neutra­
lismus, wenn niCht auCh in anderen Fragen 
der Herr Präsident des Nationalrates siCher 
nicht die Auffassung des Herrn Abgeordneten 
Fiedler teilt. (Ab!!. Dr. F i e d I e  r: Was hat 
das mit der Beratenden Versammlimg zu tun?) 
Das hat damit zu tun, daß hier neuerliCh vom 
Herrn Abgeordneten Ermacora Ihre Anklage 
des Neutralismus, eines Mangels der Koordi­
nation in der Außenpolitik im Zusammen­
hang mit einer Erklärung des Herrn Präsiden­
ten am Rathausplatz gebradlt wurde. (Abg. 
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Dr. F i e d l e r: Ich möchte feststellen, daß das 
mit der Erklärung des Herrn Präsidenten nichts 
zu tun hat!) Ich habe aus dem Grund ja auch 
gesagt, daß ich darauf nicht eingehen werde, 
weil ich überzeugt bin, daß der Herr Präsident 
nicht Ihre Auffassung vertreten hat. (Beifall 
bei der SPO.) 

Hohes Haus! Ich habe mich zum Wort ge­
meldet, weil ich in diesem Fall nicht als jener, 
der den Bericht gelegt hat, mich verpflichtet 
sah, auch von seiten der Außenpolitik her den 
Damen und Herren der österreichischen Dele­
gation zur Beratenden Versammlung dafür 
besonders zu danken, daß sie ein so außer­
ordentliches Engagement in den Beratungen 
und in den gesamten Aktivitäten der Konsul­
tativversammlung gezeigt haben und zeigen. 

Ohne dieses europaweit bekannte Engage­
ment der österreichischen Delegation zur Be­
ratenden Versamm.lung wäre es auch für einen 
Außenminister im Rahmen des Ministerkomi­
tees nicht möglich, irgendwelche Initiativen 
für eine Stärkung des Europarates zu ergrei­
fen. ' Ich glaube, daß erst durch diese enga­
gierte Mitarbeit in der Konsultativversamm­
hJllg durch die Damen und Herren, die von 
den österreichischen gesetzgebenden Körper­
schaften dorthin entsandt wurden, die Mög­
lichkeit geschaffen wurde, auch auf Minister­
ebene im gleichen Sinne tätig zu werden. 

Ich habe zweitens um das Wort gebeten, 
um auch von seiten der Außenpolitik das 
schon mehrfach abgelegte Bekenntnis zum 
Europarat, zu seiner Funktion und zu seiner 
Aufgabe, so wie sie im Statut des Europa­
rates dargelegt ist, zu wiederholen. Wir brau­
chen den Europarat als eine politische Organi­
s ation. Auch wenn man ihm den politischen 
Charakter gelegentlich streitig machen möchte, 
ist der Europarat politisch. Wir sehen dies 
in seiner Präambel, wir sehen dies im Arti­
kei l des Statuts, und wir sehen es auch aus 
der Tatsache, daß diese Konsultativversamm­
lung, über die ein Tätigkeitsbericht abgelegt 
wird, überhaupt existiert, daß sie ,überhaupt 
geschaffen wurde. 

Es hat zu allen Zeiten seit der Existenz 
des Europarates immer wieder Diskussionen 
über seine Aufgabe in der nächsten Zeit gege� 
ben. Ich glaube, daß der Reverdin-Bericht ein 
ungemein nützlimer und wertvoller Beitrag 
ist, um nunmehr für eine gewisse Zeit diese 
Diskussion über si<;h selbst einem befriedigen­
den Abschluß zuzuführen. 

Ich bin sehr froh darüber, daß, auf einer 
österreichischen Initiative aufbauend, nunmehr 
auch vom Ministerkomitee des Europarates 
eine Art Parallelorgan zur Reverdin-G'ruppe 
geschaffen wurde, das es ermöglichen wird, 

im Zusammenwirken zwischen den Abgeord­
neten und den Regierungen dem Europarat 
wieder j ene Bedeutung, j ene politische Aus­
strahlungskraft zu geben, die ihm zukommen 
soll und zukommen muß, und zwar nicht nur 
im Interesse von uns, den Neutralen, auch 
nicht nur im Interesse der Acht, sondern auch 
im Interesse aller Mitgliedstaaten des Europa­
rates. 

Ich teile aber auch die Auffassung, die heute 
der Herr Abgeordnete Vizekanzler a. D. Dok­
tor Withalm geäußert hat, daß wir, wenn wir 
von Europa reden, uns nicht damit zufrieden­
geben können, daß es , ein Europa ist, das 
60 Kilometer östlich von Wien sein Ende fin­
det. Wir müssen auch an ein großes, an ' ein 
kontinentweites Europa denken. 

Mit dieser Zielrichtung der Schaffung sime­
rer, friedlicher Verhältnisse auf dem großen, 
kontinentweiten Europa soll sich j ene Kon­
ferenz befassen, die in ihrer ersten Phase, also 
auf der Außenministerebene, voraussid1tlidl 
nom im Sommer dieses Jahres zusammentre­
ten wird. 

Die Erwartungen der österreichisdlen 
Außenpolitik für diese Konferenz sind von 
keinen Illusionen beeindruckt, aber ich glaube, 
es ist unsere absolute Pflicht, kein Mittel unge­
nützt zu lassen, das uns dazu helfen könnte, 
daß alle Völker in Europa des Friedens und 
der Entspannung teilhaftig werden. Wir wer­
den bei den Beratungen natürlich auch alle 
schwierigen Momente - vor allem jene, die 
auf der Trennung der Abrüstungsgespräche 
von der eigentlichen Sicherheitskonferenz be­
ruhen, aber im ebenso großen Maße jene, die 
darauf beruhen, daß hier Staaten mit ver­
schiedenen gesellschaftspolitismen Vorstellun­
gen· nach einem gemeinsamen Weg suchep. -
sehr sachlich und nüchtern im Auge behalten. 
Alles aber in der Hoffnung, daß es doch gelin­
gen müßte, diesen Kontinent, von dem in der 
Vergangenheit soviel an Unheil und Unglück 
ausgegangen ist, auch zu einem Ausgangs­
punkt einer friedlimen Entwicklung zu machen:. 
Es wird dies dann und umso leichter möglich, 
sein, wenn sich die Staaten, die sich durch die 
Satzung des Europarates verbunden fühlen, 
aum wirklich der Zielsetzungen der Prinzipien 
des Europarates immer bewußt sind! (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. Ein Schluß­
wort? - ,Wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g. Im bitte 
jene Damen und Herren, die den gegenständ­
lichen Bericht, I1I-80 der Beilagen, zur Keimt­
nis nehmen, sich von den Sitzen zu erheben. 
- E i n  s t i m  m i g a n g e ri 0 m m e n. 
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'1. Punkt: Zweiter Beridlt des Immunitätsaus­
sChusses über das Ersuchen des Strafbezirks­
geridltes Wien um Aufhebung der Immunität 
des Abgeordneten zum Nationalrat Karl Troll 

('184 der Beilagen' 

Präsident: Wir gelangen zum 7. Punkt der 
ergänzten Tagesordnung: Ersuchen des Straf­
bezirksgerichtes Wien um Aufhebung der 
Immunität des Abgeordneten zum Nationalrat 
Karl Troll. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Thal­
hammer. Im bitte um seinen Bericht. 

Berimterstatter Tbalhammer: Hohes Haus! 
Ich erstatte den Zweiten Bericht des Immuni­
tätsaussdlUsses über das Ersumen der Bundes­
polizeidirektion Wien um Aufhebung der 
Immunität des Abgeordneten zum Nationalrat 
Karl Troll. 

In der 13. Sitzung des Nationalrates vom 
29. Mai 1973, in welcher der Bericht des 
Immunitätsausschusses (723 der Beilagen) über 
das vorgenannte Ersuchen der Bundespolizei­
direktion Wien auf der Tagesordnung stand, 
wurde auf Antrag der Abgeordneten Gratz, 
Dr. Koren, Peter und Genossen einstimmig 
besmlossen, die Vorlage an den Ausschuß 
rückzuverweisen. 

Der Immunitätsaussmuß hat sim demnam 
in seiner Sitzung am 29. Mai 1 973 neuerlim 
mit der Vorlage befaßt. In dieser Sitzung 
wurde der Antrag gestellt, der Aufhebung der 
Immunität nicht zuzustimmen, wie es der bis­
her gehandhabten Praxis in Immunitätsange­
legenheiten entspreme, Abgeordnete dann 
nimt auszuliefern, wenn ein Anlaß für die 
Auslieferung mit der politischen Tätigkeit des 
Mandatars im Zusammenhang steht. Dieser 
Zusammenhang sei im vorliegenden Fall gege­
ben. 

Der Immunitätsaussmuß hat besmlossen, 
dem Nationalrat zu empfehlen, der behörd­
lichen Verfolgung des Abgeordneten zum 
Nationalrat Karl Troll nimt zuzustimmen. 

Ich stelle daher namens des Immunitätsaus­
schusses den A n t r a g, der Nationalrat wolle 
besmließen: 

Dem Ersumen der Bundespolizeidirektion 
Wien vom 17. April 1913, P 6318/c/73, um 
Zustimmung zur behördlichen Verfolgung des 
Abgeordneten zum Nationalrat J:{arl Troll 
wegen des Verdachtes der Ubertretung der 
Ehrenkränkung im Sinne des § 1339 ABGB 
wird nicht stattgegeben. 

Im bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Immunitätsaussmusses beitreten, 
dem Ersumen des Strafbezirksgerimtes Wien 
zur strafgerichtlimen Verfolgung des Abge­
ordneten zum Nationalrat Karl Troll wegen 
des Verdachtes der Ubertretung gegen die 
Simerheit der Ehre nicht stattzugeben, sim 
von den Sitzen zu erheben. - E i n s t i m  m i g 
a n g e n o m m e n. 

8. Punkt: Zweiter Beric:ht des Immunitätsaus­
sdmsses über das Ersuc:hen der Bundespolizei­
direktion Wien um Aufhebung der Immunität 
des Abgeordneten zum NatiOliclIrat Kar! Troll 

(785 der Beilagen) · 

Präsident: Wir gelangen zum 8. Punkt der 
ergänzten Tagesordnung: Ersumen der Bun­
despolizeidirektion Wien um Aufhebung der 
Immunität des Abgeordneten zum Nationalrat 
Karl Troll. 

Berimterstatter ist ebenfalls Herr Abgeord­
neter Thalhammer. Im bitte Um seinen Bericht. 

Berichterstatter Tbalbammer: Hohes Haus! 
Im erstatte den Zweiten Berimt des Immuni­
tätsausschusses über das Ersuchen des Straf­
bezirksgerichtes Wien um Aufhebung der 
Immunität des Abgeordneten zum Nationalrat 
Karl Troll. 

In der 13. Sitzung des Nationalrates vom 
29. Mai 1913, in welcher der Bericht des 
Immunitätsaussmusses (722 der Beilagen) über 
das vorgenannte Ersuc:hen des Strafbezirks­
gerichtes Wien auf der Tagesordnung stand, 
wurde auf Antrag der Abgeordneten Gratz, 
Dr. Koren, Peter und Genossen einstimmig 
beschlossen, die Vorlage an den Ausschuß 
rüCkzuverweisen. 

Der Immunitätsausschuß hat sich demnam 
in seiner Sitzung am 29. Mai 1913 neuerlich 
mit der Vorlage befaßt. In dieser Sitzung 
wurde der Antrag gestellt, der Aufhebung 
der Immunität nimt �uzustimmen, wie es der 
bisher gehandhabten Praxis in Immunitätsan­
gelegenheiten entspreme, Abgeordnete dann 
nicht auszuliefern, wenn ein Anlaß für die 
Auslieferung mit der politischen Tätigkeit des 
Mandatars im Zusammenhang steht. Dieser 
Zusammenhang sei im vorliegenden Fall gege­
ben. 

Der Immunitätsausschuß hat beschlossen, 
dem Nationalrat zu empfehlen, der strafge­
richtlichen Verfolgung des Abgeordneten zum 
Nationalrat Karl Troll nicht zuzustimmen. Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte im, 

in die Debatte einzugehen. Im Namen des Immunitätsausschusses stelle 
Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. ich daher den A n  t r a g, der Nationalrat wolle 

Wir gelangen zur A b  s t i m  m u n g. beschließen: 
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Dem Ersuchen des Strafbezirksgerichtes 
Wien vom 1 1 . April 1973, 1 7  U 697/73, um 
Zustimmung zur strafgerichtIichen Verfolgung 

. des Abgeordneten zum Nationalrat Karl Troll 
wegen des Verdachtes der Ubertretung gegen 
die Sicherheit der Ehre wird nicht stattgegeben. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
in die Debatte einzugehen. 

Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. 
Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Immunitätsausschusses beitreten, 
dem Ersuchen der Bundespolizeidirektion 

Wien zur behördlichen Verfolgung des Abge­
ordneten zum Nationalrat Karl Troll wegen 
des Verdachtes der Ubertretung der Ehren­
kränkung im Sinne des § 1339 ABGB nicht 
stattzugeben, sich von den Sitzen zu. erheben. 
- E  i n s  t i  m m  i g  a n g e  n 0 mm e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates, 
die für Montag, den 18. Juni, um 13 Uhr in 
Aussicht genommen ist, wird auf schriftlichem 
vVege einberufen werden. 

Die Sitzung ist g e  s c h I  0 s s e n. 

Schluß der Sitzung: 16 Uhr · 

österreiehisehe Staatsdruckerei L61 24243 
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